
Deutscher Bundestag Drucksache 15/5538
15. Wahlperiode 26. 05. 2005

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Straffung der Umweltstatistik

A. Problem und Ziel
Das Umweltstatistikgesetz (UStatG) in seiner Fassung von 1994 bildet eine der
wesentlichen gesetzlichen Grundlagen zur Erhebung von Daten für die Um-
weltpolitik. Es ist zudem wichtige Informationsquelle für eine aussagefähige
Umweltberichterstattung und zur Erfüllung von nationalen und internationalen
Berichtspflichten. Das UStatG hat sich bewährt. Dennoch bedarf es aufgrund
der wachsenden Bedeutung der Umweltpolitik einerseits und der fortgeschrie-
benen Rechtssetzung auf EU-Ebene andererseits einer Ergänzung und Weiter-
entwicklung. Grundsätzlich dient die Neufassung somit der ökologischen
Modernisierung und der Anpassung an die veränderten rechtlichen Rahmen-
bedingungen. Leitgedanke ist neben den fachpolitischen Aspekten die Berück-
sichtigung der Initiative Bürokratieabbau der Bundesregierung. Dabei wird den
Empfehlungen des Statistischen Beirats für die 15. Legislaturperiode sowie der
Bundesratsinitiative (Bundesratsdrucksache 761/03) eines Gesetzes zum Ab-
bau von Statistiken Rechnung getragen.

Die Harmonisierung von Datenanforderungen der amtlichen Statistik mit den
Anforderungen im Rahmen von nationalen, europäischen und internationalen
Berichtspflichten ist unumgänglich. Hier liegt ein Potenzial zur Reduzierung
von Belastungen der Auskunftspflichtigen durch die Vermeidung von Doppel-
erhebungen. Die Reduktion und Straffung von Erhebungen führen zu nennens-
werten Entlastungen.

Neu ist die Aufnahme von zwei Themen aus dem Bereich „Natur und Land-
schaft“, der bisher nicht im UStatG berücksichtigt wurde. Die Aufnahme dieser
ausgewählten Themen begründet keine neuen Erhebungsverpflichtungen. Es
werden lediglich bestehende Berichtspflichten oder die Weiterleitung bereits
vorhandener Daten gesetzlich festgeschrieben.

Zur Erfüllung der Berichtspflichten aus der Richtlinie 2004/35/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über die Umwelt-
haftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden wurde ein neuer
§ 14 aufgenommen. Die Berichtspflicht wurde zeitlich begrenzt.

Mit der Zunahme der erneuerbaren Energien am Gesamtanteil der Energie-
versorgung wächst deren wirtschaftliche Bedeutung. Diesen Aspekt berück-
sichtigt die Neukonzeption des UStatG durch Ermittlung von Beschäftigten-
zahlen auch im Bereich der erneuerbaren Energien. Das Gesetz erfährt
hierdurch im Bereich der Waren und Dienstleistungen für den Umweltschutz
eine inhaltliche Ausweitung, die einen wichtigen Erkenntnisgewinn erbringt,
ohne dabei die Auskunftsgebenden zusätzlich wesentlich zu belasten.
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Weiteres Ziel ist eine möglichst vollständige Darstellung der Investitionen und
laufenden Aufwendungen für den Umweltschutz sowie der Waren, Bau- und
Dienstleistungen für den Umweltschutz, insbesondere eine weitreichende
Erfassung der Investitionen für den so genannten integrierten Umweltschutz.

B. Lösung
Mit der Neufassung des UStatG werden die Ziele einer Straffung von Daten-
erhebungen ebenso erreicht wie deren Qualifizierung. So wurde beispielsweise
auf die Erhebungen zur Trinkwasserbeschaffenheit (§ 6 Abs. 2 UStatG der bis-
her geltenden Fassung) verzichtet.

Daten der amtlichen Statistik, die im Rahmen dieses Gesetzes erhoben werden,
können gleichzeitig zur Erfüllung vieler europäischer Berichtspflichten im Ab-
fallbereich genutzt werden. Doppelerhebungen werden hierdurch vermieden.

Qualifiziert wird die Erhebung von Investitionen der Wirtschaft (produzieren-
des Gewerbe) in den so genannten integrierten Umweltschutz, die neben den so
genannten „end-of-pipe-Technologien“ zunehmend an Bedeutung gewinnen.
Die Entwicklung und Struktur des so genannten Öko-Marktes kann durch die
Erhebungen in § 16 zukünftig auch für den Bereich der erneuerbaren Energien
nachgewiesen werden. Durch die Erhebung der Beschäftigten in § 16 erfolgt
eine deutliche Verbesserung der Ermittlung der Beschäftigten, die für den Um-
weltschutz arbeiten, insgesamt. Eine Erfassung aller Beschäftigten, die für den
Umweltschutz arbeiten, wird mit der Neufassung des UStatG gleichwohl nicht
möglich sein. Weiterhin bleibt eine Vielzahl von Berechnungen, Schätzungen,
Befragungen sowie die Nutzung anderer Statistiken erforderlich.

Mit der UStatG-Neufassung wird insbesondere die Wirtschaft bei den Daten-
erhebungen durch Reduktion und Fokussierung auf politisch unabweisbare
Informationen grundsätzlich entlastet. Dies geschieht zum Beispiel durch die
Integration der Beschäftigtenzahlen im Bereich der erneuerbaren Energien in
§ 16. Der § 13 BStatG regelt die Zusammenführung von verschiedenen amt-
lichen Statistiken und die Auswertung von Registerdaten. Hierdurch werden
die über den § 15 Abs. 2 UStatG gewonnenen Informationen um weitere wich-
tige Erkenntnisse verstärkt, ohne zusätzliche Belastungen von Auskunftsge-
benden. Das Gesetz entspricht somit den Kernzielen der Initiative Bürokratie-
abbau.

C. Alternativen
Keine

D. Finanzielle Auswirkungen
1. Kosten für den Bundeshaushalt

Die Neufassung des UStatG verursacht für den Bund keine zusätzlichen
Kosten.

2. Kosten für die Länder

Für die Länder entstehen jährliche Mehrkosten von durchschnittlich 907 000 Euro.
Die einmaligen Anlauf-/Umstellungskosten betragen insgesamt 143 000 Euro.
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E. Sonstige Kosten
Die Wirtschaft, insbesondere mittelständische Unternehmen, werden einerseits
durch Streichung besonders belastender Erhebungen sowie durch verstärkte
Nutzung von Sekundärstatistiken kostenmäßig entlastet. Andererseits werden
die auskunftspflichtigen Wirtschaftskreise durch neue Statistikpflichten in ge-
ringem Maße belastet. Durch die Neufassung des UStatG können geringfügige,
nicht quantifizierbare, kosteninduzierte Veränderungen von Einzelpreisen nicht
ausgeschlossen werden. Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

F. Gender Mainstreaming
Im Hinblick auf die gleichstellungsrelevanten Auswirkungen des Gesetzesvor-
habens wurde gemäß § 2 Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG) und § 2 der
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) das UStatG
anhand der Arbeitshilfe der Interministeriellen Arbeitsgruppe Gender Main-
streaming „Gender Mainstreaming bei der Vorbereitung von Rechtsvorschrif-
ten“ geprüft.
Im Ergebnis ist die Neufassung des UStatG gleichstellungspolitisch neutral.
Die Regelungen sind entsprechend § 1 Abs. 2 Satz 1 BGleiG geschlechter-
gerecht formuliert.
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Straffung der Umweltstatistik

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Umweltstatistikgesetz – UStatG

§ 1
Zwecke der Umweltstatistik,

Anordnung als Bundesstatistik

Für Zwecke der Umweltpolitik und zur Erfüllung europa-
und völkerrechtlicher Berichtspflichten werden Erhebungen
als Bundesstatistik durchgeführt.

§ 2
Erhebungen, Berichtsjahr

(1) Die Statistik umfasst die Erhebungen

1. der Abfallentsorgung (§ 3),

2. der Abfälle, über die Nachweise zu führen sind (§ 4),

3. der Entsorgung bestimmter Abfälle (§ 5),

4. der öffentlichen Wasserversorgung und der öffent-
lichen Abwasserbeseitigung (§ 7),

5. der nichtöffentlichen Wasserversorgung und der nicht-
öffentlichen Abwasserbeseitigung (§ 8),

6. Unfälle beim Umgang mit und bei der Beförderung
von sowie der Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen (§ 9),

7. der Luftverunreinigungen (§ 10),

8. bestimmter ozonschichtschädigender und klimawirk-
samer Stoffe (§ 11),

9. der Arten und Lebensräume von gemeinschaftlicher
Bedeutung (§ 12),

10. der Landschaftsprogramme, Landschaftsrahmenpläne
und Landschaftspläne sowie bestimmter naturschutz-
relevanter Flächenkategorien (§ 13),

11. der Umweltschäden und Haftungsfälle (§ 14),

12. der Aufwendungen für den Umweltschutz (§ 15),

13. der Waren und Dienstleistungen für den Umweltschutz
(§ 16).

(2) Die Erhebungen erstrecken sich auf die Wirtschafts-
zweige nach der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates
vom 9. Oktober 1990 betreffend die statistische Systematik
der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft
(ABl. EG Nr. L 293 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung.

(3) Berichtsjahr ist das dem Zeitpunkt der Erhebung
vorangegangene Kalender- oder Geschäftsjahr, soweit im
Folgenden nichts anderes bestimmt ist.

§ 3
Erhebung der Abfallentsorgung

(1) Die Erhebung erfasst, beginnend mit dem Berichts-
jahr 2006, bei den Betreibern von zulassungsbedürftigen
Anlagen, in denen Abfälle entsorgt werden, folgende Er-
hebungsmerkmale:
1. jährlich:

a) Art, Menge, Beschaffenheit, Herkunft, Verbleib und
Entsorgungsverfahren der behandelten, gelagerten
oder abgelagerten sowie der durch die Behandlung
entstandenen Abfälle, sekundären Rohstoffe und Pro-
dukte, Verwendungszweck des erzeugten Komposts
sowie von Gärrückständen,

b) Anzahl, Art und Ort der Anlagen;
2. zweijährlich:

a) Kapazität der Anlagen, bei Deponien auch die vor-
aussichtliche Betriebszeit nach dem Stand vom
31. Dezember des Berichtsjahres,

b) Art des Deponieabdichtungssystems, Art der Sicker-
wasserbehandlung, Art der Entgasung und der Ab-
gasreinigung sowie Behandlung der Verbrennungs-
rückstände,

c) Aufkommen und Verbleib der im Rahmen der Abfall-
entsorgung gewonnenen Energieträger und, soweit
sie nicht nach dem Energiestatistikgesetz erfasst wer-
den, Erzeugung und Verbleib von Energie, jeweils
nach Art und Menge.

(2) Die Erhebung erfasst jährlich, beginnend mit dem Be-
richtsjahr 2006, bei den nach dem Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz zuständigen Entsorgungsträgern und Dritten,
soweit diesen Verwertungs- und Beseitigungspflichten über-
tragen oder sie mit deren Erfüllung beauftragt worden sind,
die Erhebungsmerkmale Einsammeln und Verbleib von Ab-
fällen nach Art, Menge und Herkunft. Die Erhebungsmerk-
male sind in der regionalen Gliederung nach Kreisen und
kreisfreien Städten anzugeben.

(3) Die Erhebung erfasst bei höchstens 20 000 Betrieben
alle vier Jahre, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, die
Erhebungsmerkmale Erzeugung, Verbleib und Entsorgungs-
verfahren von Abfällen nach Art und Menge.

§ 4
Erhebung der Abfälle, über die

Nachweise zu führen sind
Die Erhebung erfasst jährlich, beginnend mit dem Be-

richtsjahr 2006, bei den zuständigen Behörden
1. für besonders überwachungsbedürftige Abfälle, über die

Nachweise zu führen sind, die Erhebungsmerkmale
a) Art und Menge der vom Erzeuger abgegebenen oder

in eigenen Anlagen oder anderweitig behandelten,
gelagerten und abgelagerten Abfälle,

b) Abfallerzeuger nach Wirtschaftszweigen sowie deren
Erzeugernummer,
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2. für die Verbringung von Abfällen in den, durch den und
aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes die Erhebungs-
merkmale
a) Art und Menge der Abfälle nach Herkunfts- und

Empfängerstaat,
b) Art der Beseitigung und Verwertung.

§ 5
Erhebung der Entsorgung bestimmter Abfälle

(1) Die Erhebung erfasst alle zwei Jahre, beginnend mit
dem Berichtsjahr 2006, bei den Betreibern von Anlagen zur
Aufbereitung und Verwertung von Bau- und Abbruch-
abfällen die Erhebungsmerkmale
1. in der Anlage eingesetzte Art und Menge an Abfällen,
2. Art und Menge der gewonnenen Erzeugnisse und der

entstandenen Abfälle,
3. Anzahl, Art und Ort der Anlage,
4. Kapazität der Anlage.
Erstreckt sich der Einsatz nicht stationärer Anlagen über
mehrere Länder, werden die Erhebungsmerkmale getrennt
für jedes Land erfasst.

(2) Die Erhebung erfasst jährlich, beginnend mit dem
Berichtsjahr 2006, bei den Unternehmen, die gebrauchte
Verkaufsverpackungen als Verpflichtete nach der Ver-
packungsverordnung, als beauftragte Dritte oder als
Systembetreiber im Sinne des § 6 Abs. 3 der Verpackungs-
verordnung zurücknehmen oder abholen sowie bei Unter-
nehmen die Transport- und Umverpackungen einsammeln,
die Erhebungsmerkmale Art, Menge und Verbleib der Ver-
packungen, gegliedert nach Ländern.

(3) Die Erhebung erfasst jährlich, beginnend mit dem
Berichtsjahr 2006, bei den Unternehmen, Einrichtungen und
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern, die mit der
Sammlung, Behandlung oder Entsorgung von Elektro- und
Elektronikaltgeräten nach dem Elektro- und Elektronik-
gerätegesetz (vom … Datum und Fundstelle BGBl. werden
nach Veröffentlichung eingefügt) in der jeweils geltenden
Fassung befasst sind, die Erhebungsmerkmale Art, Menge
und Verbleib der Geräte.

§ 6
Aufbereitung und Veröffentlichung
der abfallstatistischen Erhebungen

(1) Das Statistische Bundesamt bereitet die Erhebungen
nach den §§ 3 bis 5 jährlich in Form von Bilanzen auf, die
Aufkommen, Verwertung und Beseitigung von Abfällen
darstellen.

(2) Das Statistische Bundesamt veröffentlicht die Ergeb-
nisse der Erhebungen nach den §§ 3 bis 5 sowie die Bilan-
zen nach Absatz 1 spätestens 18 Monate nach Ablauf des
Berichtsjahres.

§ 7
Erhebung der öffentlichen Wasserversorgung

und der öffentlichen Abwasserbeseitigung
(1) Die Erhebung erfasst bei Anstalten, Körperschaften,

Unternehmen und anderen Einrichtungen, die Anlagen für

die öffentliche Wasserversorgung betreiben, alle drei Jahre,
beginnend mit dem Berichtsjahr 2007, die Erhebungsmerk-
male
1. Gewinnung nach Wasserarten, Menge und Ort der Ge-

winnungsanlage,
2. Bezug sowie Abgabe von Wasser nach Menge, Liefer-

und Abnehmergruppen,
3. Abgabe von Wasser an Letztverbraucher nach der

Menge und Zahl der versorgten Einwohner (Stand
30. Juni des Berichtsjahres) jeweils nach Gemeinden
und zugeordnet nach Wassereinzugs- und Flussgebieten,
sowie

4. Eigenbedarf und Messdifferenz nach Menge.
(2) Die Erhebung erfasst bei Anstalten, Körperschaften,

Unternehmen und anderen Einrichtungen, die Anlagen für
die öffentliche Abwasserbeseitigung betreiben, jeweils nach
gemeindlichen Entsorgungsgebieten nach Artikel 2 Nr. 2
der Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991
über die Behandlung von kommunalem Abwasser (ABl. EG
Nr. L 135 S. 40), alle drei Jahre, beginnend mit dem
Berichtsjahr 2007, die Erhebungsmerkmale
1. Kanalnetz nach Art, Länge und Baujahr sowie Anzahl

und Speichervolumen der Regenentlastungsanlagen je-
weils nach gemeindlichem Entsorgungsgebiet und nach
dem Stand vom 31. Dezember des Berichtsjahres,

2. Art, Menge und Verbleib des gesammelten Schmutz-,
Fremd- und Niederschlagswassers sowie Ort der Ab-
wasserbehandlungsanlagen und Ort der Einleitstelle des
Abwassers,

3. Art der Behandlung von Schmutz-, Fremd- und Nieder-
schlagswasser,

4. Zahl der an Abwasseranlagen angeschlossenen Ein-
wohner und Einwohnergleichwerte nach dem Stand vom
30. Juni des Berichtsjahres und deren Schmutzwasser
nach gemeindlichem Entsorgungsgebiet,

5. Menge des nach der Behandlung in Abwasseranlagen
eingeleiteten oder unbehandelt eingeleiteten Abwassers
sowie die jeweiligen Konzentrationen und Frachten an
Schadstoffen und Schadstoffgruppen nach dem Abwas-
serabgabengesetz sowie Ort der Einleitstelle des Abwas-
sers,

6. Ausbaugröße der Anlagen,
7. Klärschlamm nach Menge, Behandlung, Beschaffenheit,

Verbleib und Verwertung sowie die für das Aufbringen
genutzte Fläche.

Die Erhebung nach Satz 1 Nr. 7 erfolgt jährlich, beginnend
mit dem Berichtsjahr 2006.

(3) Die Erhebung erfasst bei den für die öffentliche Was-
serversorgung und bei den für die öffentliche Abwasser-
beseitigung zuständigen Gemeinden oder Dritten, soweit
ihnen diese Aufgaben übertragen wurden oder sie mit der
Erfüllung der Aufgaben beauftragt worden sind, alle drei
Jahre, beginnend mit dem Berichtsjahr 2007, die Erhe-
bungsmerkmale
1. Zahl der nicht an die öffentliche Wasserversorgung an-

geschlossenen Einwohner nach dem Stand vom 30. Juni
des Berichtsjahres,
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2. Zahl der nicht an öffentliche Abwasseranlagen ange-
schlossenen Einwohner nach dem Stand vom 30. Juni
des Berichtsjahres,

3. Art der Abwasserbehandlung, Verbleib des Abwassers
und Ort der Einleitstelle der nicht an die öffentliche
Abwasserbeseitigung angeschlossenen Einwohner.

(4) Erstreckt sich die Wasserversorgung und die Abwas-
serbeseitigung über mehrere Länder, werden die Erhebungs-
merkmale nach den Absätzen 1 bis 3 für jedes Land ge-
trennt erfasst.

§ 8
Erhebung der nichtöffentlichen Wasserversorgung

und der nichtöffentlichen Abwasserbeseitigung

(1) Die Erhebung erfasst bei nichtöffentlichen Betrieben,
die Wasser gewinnen oder die einen Fremdbezug an Wasser
von mindestens 10 000 m3 pro Jahr haben sowie bei Betrie-
ben, die Wasser oder Abwasser in Gewässer einleiten, mit
Ausnahme der Betriebe nach Absatz 2, alle drei Jahre,
beginnend mit dem Berichtsjahr 2007, die Erhebungsmerk-
male

1. für die Wassergewinnung

a) Gewinnung von Wasser nach Wasserarten sowie Be-
zug und Abgabe von Wasser, jeweils nach Menge,

b) Verwendung von Wasser nach Menge, getrennt nach
Einsatzbereichen der Einfach-, Mehrfach- und Kreis-
laufnutzung,

c) Herkunft und Verbleib des ungenutzten Wassers und
Abwassers nach Menge und Ort der Einleitstelle des
Abwassers,

2. für die Abwasserbehandlung

a) Art der Abwasserbehandlung,

b) Menge des nach der Behandlung in Abwasseranlagen
eingeleiteten oder unbehandelt eingeleiteten Abwas-
sers sowie die jeweiligen Konzentrationen und Frach-
ten an Schadstoffen und Schadstoffgruppen nach dem
Abwasserabgabengesetz und Ort der Einleitstelle des
Abwassers,

c) Klärschlamm nach Menge, Behandlung und Verbleib
nach dem Stand vom 31. Dezember des Berichts-
jahres.

Bei Betrieben, die die Wasserversorgung und Abwasser-
beseitigung für andere Betriebe durchführen, wird zusätz-
lich der Wirtschaftszweig des Hauptauftraggebers erhoben.

(2) Die Erhebung erfasst bei landwirtschaftlichen Betrie-
ben des Acker-, Garten- und Dauerkulturbaus und bei Ein-
richtungen, die Wasser zu Bewässerungszwecken gewin-
nen, alle drei Jahre, beginnend mit dem Berichtsjahr 2007,
die Erhebungsmerkmale

1. Gewinnung nach Wasserarten sowie Bezug und Abgabe
von Wasser,

2. Verwendung von Wasser, getrennt nach Art und Größe
der bewässerten Fläche,

jeweils nach Menge.

§ 9
Erhebungen der Unfälle beim Umgang mit und bei

der Beförderung von sowie der Anlagen zum Umgang
mit wassergefährdenden Stoffen

(1) Die Erhebung erfasst bei den nach Landesrecht für
die Entgegennahme der Anzeigen über die Unfälle beim
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen zuständigen Be-
hörden jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, die
Erhebungsmerkmale
1. Ort und Datum des Unfalls, hilfsweise Datum der Fest-

stellung,
2. Art der Anlage, jeweils nach Verwendungszweck und

den für die Bewertung des Unfalls vorgegebenen Stand-
ortgegebenheiten,

3. Ursache des Unfalls,
4. Art, Menge und maßgebende Wassergefährdungsklasse

des ausgetretenen und wiedergewonnenen Stoffes,
5. Unfallfolgen,
6. Maßnahmen der Schadensbeseitigung.

(2) Die Erhebung erfasst bei den nach Landesrecht für
die Entgegennahme der Anzeigen über Unfälle bei der
Beförderung wassergefährdender Stoffe und für die Besei-
tigung von Unfallfolgen zuständigen Behörden, jährlich,
beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, die Erhebungsmerk-
male
1. Art des Beförderungsmittels und der Umschließung,
2. Ort und Datum des Unfalls, hilfsweise Datum der Fest-

stellung,
3. Ursache des Unfalls,
4. Art, Menge und maßgebende Wassergefährdungsklasse

des beförderten, ausgetretenen und wiedergewonnenen
Stoffes, unterteilt in Ladegut und Betriebsstoff des ein-
gesetzten Fahrzeugs,

5. Unfallfolgen,
6. Maßnahmen der Schadensbeseitigung.

(3) Als Unfall im Sinne der Absätze 1 und 2 gilt das Aus-
treten einer im Hinblick auf den Schutz der Gewässer nicht
unerheblichen Menge wassergefährdender Stoffe.

(4) Die Erhebung erfasst bei den nach Landesrecht zu-
ständigen Behörden für die Genehmigung von Anlagen zum
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, die im Hinblick
auf gesetzlich vorgesehene Überwachungsmaßnahmen be-
sonders erfasst sind, alle fünf Jahre, beginnend mit dem Be-
richtsjahr 2009, die Erhebungsmerkmale
1. Art und Standort der Anlage, jeweils nach Verwen-

dungszweck und den Standortgegebenheiten,
2. Bauart, Baujahr, Material und Fassungsvermögen der

Anlage,
3. Art und maßgebende Wassergefährdungsklasse des Stof-

fes.

§ 10
Erhebung der Luftverunreinigungen

Die Erhebung erfasst alle drei Jahre, beginnend mit dem
Berichtsjahr 2007, bei den für den Vollzug des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zuständigen Behörden und ande-
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ren nach Landesrecht zuständigen Behörden für genehmi-
gungsbedürftige Anlagen im Sinne der Verordnung über
genehmigungsbedürftige Anlagen zur Durchführung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, für die nach § 27 Abs. 1
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes eine Emissionserklä-
rung abzugeben ist, die Erhebungsmerkmale
1. Art und Menge der von der Anlage ausgegangenen Luft-

verunreinigungen,
2. Art, Kapazität und Auslastung der Anlage,
3. Einsatz der emissionsrelevanten gehandhabten Stoffe

nach Art und Menge.

§ 11
Erhebung bestimmter ozonschichtschädigender

und klimawirksamer Stoffe
(1) Die Erhebung erfasst bei Unternehmen, welche die

Stoffe, die in den Anhängen I und II der Verordnung (EG)
Nr. 2037/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 29. Juni 2000 über Stoffe, die zum Abbau der Ozon-
schicht führen (ABl. EG Nr. L 244 S. 1) in der jeweils gel-
tenden Fassung aufgeführt sind,
1. herstellen, einführen oder ausführen oder
2. in Mengen von mehr als 20 Kilogramm pro Stoff und

Jahr zur Herstellung, Instandhaltung, Wartung oder
Reinigung von Erzeugnissen verwenden,

jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, die Er-
hebungsmerkmale Art und Menge der Stoffe als solche oder
in Zubereitungen.

(2) Die Erhebung erfasst bei Unternehmen, die Fluor-
derivate der aliphatischen und cyclischen Kohlenwasser-
stoffe mit bis zu sechs Kohlenstoffatomen
1. herstellen, einführen oder ausführen oder
2. in Mengen von mehr als 20 Kilogramm pro Stoff und

Jahr zur Herstellung, Instandhaltung, Wartung oder
Reinigung von Erzeugnissen verwenden,

jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, die Er-
hebungsmerkmale Art und Menge der Stoffe als solche oder
in Zubereitungen.

(3) Bei Erhebungseinheiten mit Niederlassungen in meh-
reren Ländern werden die Angaben zu den Absätzen 1 und
2 zusätzlich in der Unterteilung nach Ländern erfasst.

(4) Die Erhebung erfasst bei Unternehmen, die Schwefel-
hexafluorid
1. herstellen, einführen oder ausführen oder
2. in Mengen von mehr als 200 Kilogramm pro Jahr im

Inland abgeben,
jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, das Er-
hebungsmerkmal Menge des Stoffes und im Falle der
Nummer 2 auch den vorgesehenen Verwendungszweck. Die
Erhebung erstreckt sich nicht auf Unternehmen, die
Produkte und Einrichtungen herstellen, die Schwefel-
hexafluorid zu deren Funktionieren benötigen.

(5) Zuständige Behörde für die Erhebung und Aufberei-
tung der Angaben nach Absatz 4 ist das Statistische Bun-
desamt.

§ 12
Erhebung der Arten und Lebensräumen

von gemeinschaftlicher Bedeutung
(1) Die Erhebung erfasst alle sechs Jahre, beginnend für

den Berichtszeitraum von Juni 2006 bis Juni 2012, bei den
nach Landesrecht zuständigen Behörden die Erhebungs-
merkmale
1. Erhaltungsmaßnahmen nach Artikel 6 Abs. 1 der

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der
wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206
S. 7) in der jeweils geltenden Fassung,

2. Merkmale zur Erfassung der Auswirkungen dieser Maß-
nahmen auf den Erhaltungszustand der Lebensraum-
typen des Anhangs I und der Arten des Anhangs II der in
Nummer 1 genannten Richtlinie,

3. Erhaltungszustand nach Artikel 1 Buchstabe e und i der
Arten und Lebensräume nach Artikel 2 der in Nummer 1
genannten Richtlinie.
(2) Die Erhebung nach Absatz 1 wird vom Bundesamt

für Naturschutz in Organisationseinheiten durchgeführt, die
räumlich, organisatorisch und personell von anderen Auf-
gabenbereichen des Bundesamtes getrennt sind. Die in die-
sen Organisationseinheiten tätigen Personen müssen Amts-
träger oder für den öffentlichen Dienst besonders Verpflich-
tete sein. Sie dürfen die aus ihrer Tätigkeit gewonnenen
Erkenntnisse über Auskunftspflichtige nicht für andere Auf-
gaben verwenden.

§ 13
Erhebung der Landschaftsprogramme,

Landschaftsrahmenpläne und Landschaftspläne sowie
bestimmter naturschutzrelevanter Flächenkategorien

(1) Die Erhebung erfasst alle vier Jahre zum Stichtag
31. Dezember, beginnend mit dem Berichtsjahr 2008, bei
den nach Landesrecht zuständigen Behörden die auf Land-
schaftsprogramme, Landschaftsrahmenpläne und Land-
schaftspläne bezogenen Erhebungsmerkmale
1. Planart,
2. Plangebiet,
3. Land,
4. Kreis,
5. Gemeinden,
6. Gebietsgröße,
7. Einwohnerzahl,
8. Auftraggeber,
9. Planungsstelle,

10. Planungsstand,
11. Fortschreibungen,
12. Größe der Schutzgebiete nach Naturschutzrecht und

die darin liegende Fläche der land- und forstwirtschaft-
lichen Nutzung nach Hauptnutzungs- und Kulturarten,

13. Größe der Biotopverbundflächen und die darin lie-
gende Fläche der land- und forstwirtschaftlichen Nut-
zung nach Hauptnutzungs- und Kulturarten,
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14. Summe der Flächen nach den Nummern 12 und 13,
bereinigt um Flächenüberlappungen.

Abweichend von Satz 1 werden für Landschaftsprogramme
die in Satz 1 Nr. 4, 5 und 8, für Landschaftsrahmenpläne die
in Satz 1 Nr. 5 und für Landschaftspläne die in Satz 1 Nr. 12
bis 14 genannten Erhebungsmerkmale nicht erhoben.

(2) Die Erhebung erfasst alle fünf Jahre zum Stichtag
31. Dezember, beginnend 2007, bei den nach Landesrecht
zuständigen Behörden die Erhebungsmerkmale Anzahl und
Ausdehnung unzerschnittener verkehrsarmer Räume.

(3) Zuständige Behörde für die Erhebung nach Absatz 1
und 2 ist das Bundesamt für Naturschutz. § 12 Abs. 2 gilt
entsprechend.

§ 14
Erhebungen der Umweltschäden und Haftungsfälle
Die Erhebung erfasst, beginnend im Jahr 2009, für die

Berichtsjahre 2007 bis 2012, bei Umweltschäden und Haf-
tungsfällen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie
2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 21. April 2004 über die Umwelthaftung zur Vermei-
dung und Sanierung von Umweltschäden (ABl. EU Nr. L
143 S. 56) fallen, folgende Erhebungsmerkmale:
1. Art des Umweltschadens, Zeitpunkt des Eintretens und

der Aufdeckung des Schadens und des Zeitpunktes, zu
dem Gefahrenabwehr- oder Sanierungsmaßnahmen ein-
geleitet wurden,

2. Tätigkeits-Klassifizierungskode der haftenden juristi-
schen Person,

3. Angaben, ob von den haftenden Parteien oder Dritten
eine gerichtliche Überprüfung eingeleitet wurde, sowie
das Ergebnis der Verfahren,

4. Ergebnis des Sanierungsvorgangs,
5. Datum des Verfahrensabschlusses,
6. Kosten der durchgeführten Gefahrenabwehr- und Sanie-

rungsmaßnahmen, soweit vorhanden.
Die Erhebung wird alle zwei Jahre durchgeführt.

§ 15
Erhebung der Aufwendungen für den Umweltschutz
(1) Die Erhebung erfasst jährlich, beginnend mit dem Be-

richtsjahr 2006,
1. bei höchstens 10 000 Unternehmen und Betrieben des

Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden,
der Herstellung von Waren sowie der Energie- und
Wasserversorgung die Erhebungsmerkmale Investitio-
nen sowie Wert der zusätzlich gemieteten und gepachte-
ten Sachanlagen nach Arten, die ausschließlich oder
überwiegend dem Schutz der Umwelt dienen,

2. bei höchstens 10 000 repräsentativ ausgewählten Unter-
nehmen und Betrieben des Bergbaus und der Gewinnung
von Steinen und Erden, der Herstellung von Waren
sowie der Energie- und Wasserversorgung das Erhe-
bungsmerkmal laufende Aufwendungen nach Arten für
Maßnahmen, die ausschließlich oder überwiegend dem
Schutz der Umwelt dienen.

Die Erhebungsmerkmale sind jeweils zu untergliedern nach
den Bereichen:
a) Abfallwirtschaft,

b) Gewässerschutz,
c) Lärmbekämpfung,
d) Luftreinhaltung,
e) Klimaschutz,
f) Naturschutz und Landschaftspflege,
g) Bodensanierung.
Die Erhebungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 führt das Statis-
tische Bundesamt durch.

(2) Die Erhebung erfasst bei allen Betreibern von Abfall-
entsorgungsanlagen, die nach § 3 Abs. 1 befragt werden,
oder von Abwasseranlagen, die nach § 7 Abs. 2 befragt wer-
den, und bei allen Betreibern von Anlagen für die öffentli-
che Wasserversorgung, die nach § 7 Abs. 1 befragt werden,
die Erhebungsmerkmale
1. Investitionen sowie Wert der zusätzlich gemieteten und

gepachteten Sachanlagen, nach Arten, soweit nicht be-
reits nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 und nicht nach dem Gesetz
über die Statistik im Produzierenden Gewerbe erhoben,

2. Zahl der überwiegend in den Bereichen Abfallentsor-
gung und Abwasserbeseitigung Beschäftigten nach dem
Stand vom 30. Juni des Berichtsjahres sowie

3. Art und Eigenschaft des Betreibers als öffentliches Un-
ternehmen,

4. Wasser- und Abwasserentgelte für die öffentliche Was-
serversorgung und Abwasserbeseitigung nach Gemein-
den. Liegen diese Informationen beim Betreiber nicht
vor, sind sie bei den hierfür zuständigen Gemeinden zu
erheben.

Im Falle der Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen
sind die Erhebungsmerkmale nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 im
dreijährigen Turnus der Erhebungen nach § 7 zu erfassen,
wobei die Erhebungsmerkmale nach Satz 1 Nr. 1 und 4 nach
einzelnen Jahren (Berichtsjahr und die zwei vorhergehen-
den Jahre) zu unterscheiden sind.
Im Falle der Abfallentsorgungsanlagen sind die Erhebungs-
merkmale nach Satz 1 Nr. 1 im jährlichen Turnus und nach
Satz 1 Nr. 2 und 3 im zweijährigen Turnus zu erfassen.

§ 16
Erhebung der Waren und Dienstleistungen

für den Umweltschutz
Die Erhebung erfasst bei höchstens 15 000

a) Betrieben des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen
und Erden, der Herstellung von Waren und des Baus, die
dem Umweltschutz dienende Waren und Bauleistungen
produzieren, und

b) Architektur- und Ingenieurbüros, Instituten und Einrich-
tungen, die technische, physikalische und chemische
Untersuchungen, Beratungen und andere Dienstleistun-
gen für den Umweltschutz erbringen,

jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, für Waren
und Dienstleistungen, die dem Umweltschutz dienen, die
Erhebungsmerkmale
1. Umsatz nach Art der Waren, der Bauleistung und der

Dienstleistung, jeweils getrennt nach inländischen Ab-
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nehmern, Abnehmern in Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union und in anderen Staaten,

2. Anzahl der in den Erhebungseinheiten mit der Herstel-
lung von Waren und der Erbringung von Bau- und
Dienstleistungen für den Umweltschutz Beschäftigten.

§ 17
Hilfsmerkmale

(1) Hilfsmerkmale der Erhebungen sind
1. Name, Bezeichnung und Anschrift sowie Rufnummern

und sonstige Kennungen von Telekommunikations-
anschlüssen der Auskunftspflichtigen,

2. Name und Rufnummern oder sonstige Kennungen von
Telekommunikationsanschlüssen der für Rückfragen zur
Verfügung stehenden Person,

3. für die Erhebung nach § 4 Nr. 1 zusätzlich Name und
Anschrift der Abfallerzeuger,

4. für die Erhebung nach § 7 bei Angaben zu Fremdbezug
und Weiterleitung innerhalb des Landes zusätzlich Name
und Sitz des liefernden bzw. abnehmenden Versorgungs-
unternehmens,

5. für die Erhebung nach § 10 zusätzlich Name und
Anschrift der Betreiber der genehmigungsbedürftigen
Anlage,

6. für die Erhebungen nach § 5 Abs. 1 zusätzlich Name und
Anschrift der Mieter oder Lohnauftraggeber der An-
lagen,

7. für die Erhebungen nach § 3 Abs. 1 zusätzlich Erzeuger-
und Entsorgernummer.
(2) Mit den Hilfsmerkmalen nach Abs. 1 Nr. 3, 6 und 7

dürfen die Erhebungsmerkmale nach den §§ 3 bis 5 zusam-
mengeführt werden.

§ 18
Auskunftspflicht

(1) Für die Erhebungen nach diesem Gesetz besteht Aus-
kunftspflicht. Die Angaben zu § 17 Abs. 1 Nr. 2 sind frei-
willig.

(2) Auskunftspflichtig sind für die Erhebungen nach
1. § 3

a) im Falle des Absatzes 1
die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der ge-
nannten Anlagen,

b) im Falle des Absatzes 2
die Entsorgungsträger und Dritte, soweit diesen Ver-
wertungs- und Beseitigungspflichten übertragen oder
sie mit deren Erfüllung beauftragt worden sind,

c) im Falle des Absatzes 3
die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der
genannten Betriebe,

2. § 4
a) im Falle der Nummer 1

die Behörden, die für die Nachweise besonders über-
wachungsbedürftiger Abfälle zuständig sind,

b) im Falle der Nummer 2
die Behörden, die für die Verbringung von Abfällen
zuständig sind,

3. § 5
a) im Falle des Absatzes 1

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der
genannten Anlagen,

b) im Falle des Absatzes 2
die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der
genannten Unternehmen,

c) im Falle des Absatzes 3
die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der ge-
nannten Unternehmen und Einrichtungen sowie die
Entsorgungsträger,

4. § 7
a) im Falle der Absätze 1 und 2

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der
genannten Anlagen,

b) im Falle des Absatzes 3
die Gemeinden oder Dritte, soweit ihnen die Auf-
gaben der öffentlichen Wasserversorgung oder der
öffentlichen Abwasserbeseitigung übertragen oder sie
mit der Erfüllung der Aufgaben beauftragt wurden,

5. § 8
a) im Falle des Absatzes 1

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der
genannten Betriebe,

b) im Falle des Absatzes 2
die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der
genannten Betriebe und Einrichtungen,

6. § 9
a) im Falle des Absatzes 1

die Behörden, die nach Landesrecht für die Ent-
gegennahme der Anzeigen über die Unfälle beim
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen zuständig
sind,

b) im Falle des Absatzes 2
die Behörden, die nach Landesrecht für die Ent-
gegennahme der Anzeigen über Unfälle bei der
Beförderung wassergefährdender Stoffe und für die
Beseitigung von Unfallfolgen zuständig sind,

c) im Falle des Absatzes 4
die Behörden, die nach Landesrecht für die An-
lagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen zuständig sind,

7. § 10
die Behörden, die für den Vollzug des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes zuständig sind und andere nach
Landesrecht zuständigen Behörden für genehmigungs-
bedürftige Anlagen im Sinne der Verordnung über
genehmigungsbedürftige Anlagen zur Durchführung
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes,
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8. § 11
die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der ge-
nannten Unternehmen,

9. § 12
die Behörden, die nach Landesrecht für den Vollzug
der Richtlinie 92/43/EWG zuständig sind,

10. § 13
die Behörden, die nach Landesrecht für die Erstellung
von Landschaftsprogrammen, Landschaftsrahmenplä-
nen und Landschaftsplänen zuständig sind,

11. § 14
die Behörden, die für die Erfüllung der in der Richt-
linie 2004/35/EG vorgesehenen Aufgaben zuständig
sind,

12. § 15
a) im Falle des Absatzes 1

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der
genannten Unternehmen und Betriebe,

b) im Falle des Absatzes 2
die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der
genannten Anlagen sowie im Falle des Absatzes 2
Satz 1 Nr. 4 die zuständigen Gemeinden,

13. § 16
die Inhaber oder Inhaberinnen und Leitungen der
genannten Betriebe und Stellen.

(3) Soweit bei Verwaltungsstellen auf Grund nichtstatisti-
scher Rechts- oder Verwaltungsvorschriften Angaben zu
den Erhebungsmerkmalen einer Erhebung nach diesem
Gesetz angefallen sind, dürfen auch die Verwaltungsstellen
befragt werden. Insoweit sind neben den nach § 18 Abs. 2
Auskunftspflichtigen auch die Verwaltungsstellen aus-
kunftspflichtig.

§ 19
Anschriftenübermittlung

(1) Die für das Erteilen von Einsammlungsgenehmigun-
gen und für die Genehmigung und Überwachung zulas-
sungsbedürftiger Anlagen zuständigen Behörden übermit-
teln den statistischen Ämtern der Länder auf Anforderung
die für die Erhebungen nach den §§ 3 und 5 erforderlichen
Namen und Anschriften der Einsammler von Abfällen und
der Betreiber zulassungsbedürftiger Anlagen.

(2) Die für die Abfallwirtschaft zuständige oberste Landes-
behörde, der eine Bescheinigung über die Erfüllung der Rück-
nahme- und Verwertungsanforderungen nach Anhang I Nr. 2
Abs. 1 der Verpackungsverordnung vorliegt, übermittelt den
statistischen Ämtern der Länder auf Anforderung die für die
Erhebung nach § 5 Abs. 2 erforderlichen Namen und
Anschriften der Verpflichteten und von diesen beauftragten
Dritten, die solche Bescheinigungen hinterlegt haben.

(3) Die für die Genehmigung zur Wassergewinnung und
Einleitung von Abwasser in Gewässer zuständigen Behör-
den übermitteln den statistischen Ämtern der Länder auf
Anforderung die für die Erhebungen nach § 8 erforderlichen
Namen und Anschriften der Wassergewinner und Abwas-
sereinleiter.

§ 20
Übermittlung

(1) An die fachlich zuständigen obersten Bundes- und
Landesbehörden dürfen für die Verwendung gegenüber den
gesetzgebenden Körperschaften und für Zwecke der Pla-
nung, jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen, vom
Statistischen Bundesamt und den statistischen Ämtern der
Länder Tabellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt
werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall
ausweisen.

(2) Die statistischen Ämter der Länder dürfen die Ergeb-
nisse der Erhebungen nach § 3, soweit es sich um öffent-
lich-rechtliche Abfallentsorgungsanlagen handelt, sowie
von § 7 veröffentlichen, auch soweit Tabellenfelder nur
einen einzigen Fall ausweisen.

(3) Die Angaben zur Produktion nach § 2 Buchstabe B
Ziffer I Nr. 1 und Ziffer II Nr. 1 des Gesetzes über die Sta-
tistik im Produzierenden Gewerbe in Bezug auf Güter, die
dem Umweltschutz dienen, dürfen, zusammen mit den
Hilfsmerkmalen nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes über die
Statistik im Produzierenden Gewerbe, verwendet werden
für die Auswahl von zu Befragenden für die Erhebung der
Waren und Dienstleistungen für den Umweltschutz nach
§ 16 dieses Gesetzes.

(4) Die statistischen Ämter der Länder übermitteln dem
Statistischen Bundesamt die von ihnen erhobenen, anony-
misierten Einzelangaben für Zusatzaufbereitungen des Bun-
des und für die Erfüllung von über- und zwischenstaatlichen
Aufgaben.

§ 21
Verordnungsermächtigung

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. die Ausprägungen zu den Erhebungsmerkmalen nach
§ 12 Abs. 1 festzulegen

2. für nach diesem Gesetz durchzuführende Erhebungen

a) die Durchführung einer Erhebung oder die Erhebung
einzelner Merkmale auszusetzen, die Periodizität zu
verlängern, Erhebungszeitpunkte zu verschieben so-
wie den Kreis der zu Befragenden einzuschränken,
wenn die Ergebnisse nicht mehr oder nicht mehr in
der ursprünglich vorgesehenen Ausführlichkeit oder
Häufigkeit oder zu anderen Zeitpunkten benötigt
werden oder wenn tatsächliche Voraussetzungen für
eine Erhebung entfallen sind oder sich wesentlich ge-
ändert haben;

b) einzelne neue Merkmale einzuführen, wenn dies zur
Deckung eines geänderten Bedarfs für Zwecke der
Umweltpolitik erforderlich ist und durch gleichzei-
tige Aussetzung anderer Merkmale eine Erweiterung
des Erhebungsumfangs vermieden wird; nicht einge-
führt werden können Merkmale, die die Höhe von
Umsätzen, Einnahmen oder Gewinnen, Bildungs-
oder Sozialdaten oder besondere Arten personen-
bezogener Daten nach § 3 Abs. 9 des Bundesdaten-
schutzgesetzes betreffen;
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c) die Erhebung von Merkmalen anzuordnen, soweit dies
zur Umsetzung oder Durchführung von Rechtsakten
der Europäischen Gemeinschaft erforderlich ist.

Artikel 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Umweltstatistikgesetz vom
21. September 1994 (BGBl. I S. 2530), zuletzt geändert
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 19. Dezember 1997
(BGBl. I S. 3158), außer Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil
1. Verlässliche statistische Daten sind Grundlage gesell-

schaftlichen Handelns. Auch Entscheidungen im Um-
welt- und Naturschutz bauen auf aktuellen und verläss-
lichen Zahlen auf. Im Bereich der Abfallpolitik ebenso
wie bei Abwassereinleitungen oder bei der Luftreinhal-
tung sind ein Umweltmonitoring und die Weiterentwick-
lung der Umweltpolitik ohne statistische Erhebungen
nicht denkbar. Von gesamtwirtschaftlicher Bedeutung
sind Informationen über die Aufwendungen aller Wirt-
schaftsbereiche für den Umweltschutz. Das Umwelt-
statistikgesetz (UStatG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2530),
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom
19. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3158), stellt eine unver-
zichtbare Grundlage für die Umweltpolitik dar und hat
sich für die Zwecke der Umweltstatistik in seinen
Grundzügen bewährt.

Um den Anforderungen der ökologischen Modernisie-
rung gerecht zu werden, bedarf es einer qualifizierten
Anpassung des UStatG, des einzigen umweltspezifi-
schen Statistikgesetzes auf Bundesebene.

Auch ist es notwendig, aktuellen Entwicklungen und den
im Laufe der Erhebungen gemachten Erfahrungen Rech-
nung zu tragen. So werden beispielsweise die Änderun-
gen in der Struktur der Wassergewinnung und Abwas-
sereinleitungen mit der Neufassung aufgefangen. Nur so
können auch zukünftig fachlich aussagekräftige Daten
zur Verfügung gestellt werden.

Neben der Anpassung der nationalen Rechtsetzung an
veränderte Rahmenbedingungen auf EU-Ebene, z. B. an
die neue Verordnung (EG) Nr. 2150 des Europäischen
Parlaments und des Rates zur Abfallstatistik vom
25. November 2002 (ABl. EU Nr. L 332 S. 1) (im Fol-
genden als EU-Abfallstatistikverordnung bezeichnet),
gilt es, Datenanforderungen der amtlichen Statistik mit
den Anforderungen im Rahmen von nationalen, euro-
päischen und internationalen Berichtspflichten zu har-
monisieren.

Durch die Neuaufnahme der Berichtspflichten aus der
Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der
natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere
und Pflanzen vom 21. Mai 1992 (ABl. EG Nr. L 206
S. 7) (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie – FFH-RL) erfolgt
in diesem Bereich eine Harmonisierung der amtlichen
Statistik mit den Anforderungen im Rahmen der euro-
päischen Berichtspflicht. Die Erhebungen zu Land-
schaftsplanungen liefern notwendige Kenntnisse über
das Erreichen des Flächendeckungsprinzips, das zur Un-
terstützung einer Reihe von Bundesaufgaben (z. B. die
Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnah-
men des Bundes) angestrebt wird.

Auch für die Umsetzung des Artikels 18 Abs. 1 der
Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 21. April 2004 über die Umwelthaftung
zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden

(ABl. EU Nr. L 143 S. 56) gilt es, die Datengrundlage
für die Berichtspflicht zu sichern.
Neben der Aktualität und Effizienz der Daten steht die
Neufassung im Zeichen knapper Ressourcen und der
Notwendigkeit der Entlastung der Auskunftspflichtigen.
Das heißt: die amtliche Statistik straffen und rationalisie-
ren. Hier wird sowohl den Empfehlungen des Statisti-
schen Beirats an die Bundesregierung vom 10. August
1999 zur Straffung, Rationalisierung und Weiterentwick-
lung der amtlichen Statistik Rechnung getragen als auch
der Bundesratsinitiative (Bundesratsdrucksache 761/03)
zum Abbau von Statistiken. Darüber hinaus wird über
eine kernaufgaben- und politikorientierte Fokussierung
der Datenanforderungen die Wirtschaft entlastet. Die
Neufassung des UStatG leistet damit einen Beitrag zur
Initiative Bürokratieabbau, die das Bundeskabinett am
26. Februar 2003 beschlossen hat.
Neben dem Verzicht auf Erhebungen und Erhebungs-
merkmale sollen auch durch die Verwendung von
Abschneidegrenzen gerade kleine Unternehmen und
Betriebe, die hinsichtlich des Gesamtergebnisses der
jeweiligen Statistik von geringer Bedeutung sind, von
den Erhebungen entlastet werden.

2. Bei der Neufassung des UStatG war grundsätzlich auch
zu prüfen, inwieweit der Aspekt der Darstellung von Ge-
samtbildern auf den verschiedenen Ebenen als Leitlinie
für die Neufassung herangezogen werden kann und in-
wieweit zusätzliche, bislang nicht im UStatG berück-
sichtigte Themen aufgenommen werden sollen.

3. In Bezug auf ökonomische Größen sind die Beschäftig-
ten und die möglichst vollständige Darstellung der In-
vestitionen und laufenden Aufwendungen für den Um-
weltschutz sowie der Waren, Bau- und Dienstleistungen
für den Umweltschutz im UStatG zu berücksichtigen.
Dabei geht es insbesondere um die möglichst vollstän-
dige Erfassung der Investitionen für so genannte inte-
grierte Umweltschutzmaßnahmen, deren Anteil neben
den „end-of-pipe-Technologien“ vermutlich stetig
wächst.
Umweltschutz als Faktor für zukunftsfähige Arbeits-
plätze gewinnt an Bedeutung. Bislang war es nicht mög-
lich die Zahlen der Beschäftigten, die für den Umwelt-
schutz arbeiten, einheitlich zu erheben. Konventionelle
wirtschaftsstatistische Daten lagen lediglich für die Be-
reiche Recycling und Versorgungsdienstleistungen vor.
Die Gesamtzahlen der Beschäftigten, die für den Um-
weltschutz arbeiten, beruhen auf Erhebungen, Berech-
nungen und Schätzungen. Wegen der arbeitsmarktpoliti-
schen Bedeutung soll mit dem UStatG die Basis für die
Ermittlung der Beschäftigten im Umweltschutz und im
Bereich der erneuerbaren Energien verbessert werden.
Dazu bleibt die Erhebung der Beschäftigten im Abwas-
serbereich erhalten. Zusätzliche Erhebungen der
Beschäftigten erfolgen im Abfallbereich sowie bei der
Erhebung der Waren, Bau- und Dienstleistungen für den
Umweltschutz. Weiterhin bleibt eine Vielzahl von
Berechnungen, Schätzungen, Befragungen sowie die
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Nutzung anderer Statistiken erforderlich, um diese Zah-
len zu ermitteln. Insgesamt werden die Datenbereitstel-
lung und die Qualität der Aussagen zu den Beschäftigten
deutlich verbessert.

4. In den letzten Jahren bestimmen immer mehr europäi-
sche Richtlinien und Verordnungen, die daraus resul-
tierenden Berichtspflichten sowie supranationale Verein-
barungen das Erhebungsprogramm der Umweltstatistik
auch auf nationaler Ebene.

Im Bereich der Abfallwirtschaft verlangt die neue EU-
Abfallstatistikverordnung den ausführlichen Nachweis
sowohl des Abfallaufkommens als auch der Abfallver-
wertung und -beseitigung. Kernpunkt der Datenlieferung
an die EU auf der Aufkommensseite ist eine Matrix von
Wirtschaftszweigen und Abfallkategorien. Neben der
EU-Abfallstatistikverordnung bestehen weitere Berichts-
pflichten gegenüber der EU wie z. B. zu Altfahrzeugen
(Richtlinie 2000/53/EG, ABl. EG Nr. L 269 S. 34), Elek-
tro-/Elektronik-Altgeräten (Richtlinie 2002/96/EG, ABl.
EU Nr. L 37 S. 24), Deponien (Richtlinie 1999/31/EG,
ABl. EG Nr. L 182 S. 1) sowie Altöl (Richtlinie 75/439/
EWG, ABl. EG Nr. L 194 S. 23) und Verpackungen
(Richtlinie 94/62/EG, ABl. EG Nr. L 365 S. 10).

Für die Erhebungen der Wasserversorgung und Abwas-
serbeseitigung sind vor allem nationale Zwecke maßgeb-
lich. Erhoben werden nur die wesentlichen Merkmale
der öffentlichen und nichtöffentlichen Wasserversorgung
und Abwasserbeseitigung, die für einen Gesamtüber-
blick der Wasser- und Abwassersituation in Deutschland
wie auch zur Analyse von Einzelfragen nötig sind.
Hinzu kommt, dass die Gewässerschutzpolitik in
Deutschland und damit auch die Erhebung statistischer
Daten in diesem Bereich durch die Richtlinie 91/271/
EWG über die Behandlung von kommunalem Abwasser
(ABl. EG Nr. L 135 S. 40) bestimmt sind und zukünftig
immer stärker durch die im Dezember 2000 in Kraft ge-
tretene Europäische Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie
2000/60/EG, ABl. EG Nr. L 327 S. 1) geprägt werden.
Sie fordert unter anderem eine detaillierte Bestandsauf-
nahme und Beschreibung der verschiedenen Wassernut-
zungen durch Wasserentnahmen und Abwassereinleitun-
gen in den einzelnen Flussgebieten. Hierzu sind auch
wirtschaftliche Analysen durchzuführen. Der daraus
resultierende Datenbedarf kann, was die Mengendaten
betrifft, zum großen Teil durch die bestehenden Wasser-
und Abwasserstatistiken abgedeckt werden. Um dies
noch zu verbessern, werden im Bereich der Wasser-
nutzungen zum Beispiel Anpassungen der Erhebung bei
ökonomischen Daten wie Investitionen (Entgelte) vor-
genommen.

Neben den Verpflichtungen bezüglich der ozonschicht-
schädigenden Stoffe, die in § 11 genannt sind, hat sich
Deutschland als Vertragspartner der VN-Klimarahmen-
konvention verpflichtet, die Berichtsanforderungen zu
Emissionen, die in den Artikeln 5, 7 und 8 des Kyoto-
Protokolls inhaltlich und methodisch formuliert sind, zu
erfüllen. Im Zusammenhang mit den internationalen Ver-
einbarungen zum Klimaschutz sind identische Informati-
onen zu den Treibhausgasemissionen gleichfalls an die
Europäische Kommission zu übermitteln (Ratsentschei-
dung 99/296/EG – gegenwärtig in der Novellierung).

In § 12 erfolgt eine Aufnahme der Berichtspflichten aus
der FFH-RL. Nach Artikel 17 Abs. 1 dieser Richtlinie
sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, im Sechs-Jahres-
Turnus über die im Rahmen der Richtlinie durchgeführ-
ten Maßnahmen sowie über den Erhaltungszustand der
Arten und Lebensraumtypen von gemeinschaftlicher Be-
deutung zu berichten. Die gesetzliche Festschreibung in
§ 12 beziehungsweise in einer noch festzulegenden
Rechtsverordnung ermöglicht die Erstellung eines koor-
dinierten nationalen Berichtes.
Auch für die Umsetzung des Artikels 18 Abs. 1 der
Richtlinie 2004/35/EG über die Umwelthaftung zur Ver-
meidung und Sanierung von Umweltschäden gilt es, die
Datengrundlage für die Berichtspflicht zu sichern.
Die Verordnung (EG) 2056/2002 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 5. November 2002 zur
Änderung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 58/97 des
Rates über die strukturelle Unternehmensstatistik (ABl.
EU Nr. L 317 S. 1), die am 21. November 2002 ver-
öffentlicht worden ist, fordert neben den bisher schon zu
liefernden Daten über so genannte additive Umwelt-
schutzinvestitionen auch Daten über integrierte Umwelt-
schutzinvestitionen (§ 15 Abs. 1 Nr. 1) sowie über die
laufenden Aufwendungen für den Umweltschutz (§ 15
Abs. 1 Nr. 2).

5. Das bisherige UStatG hat sich im Wesentlichen bewährt.
Zukünftig müssen jedoch zunehmend andere Anforde-
rungen wie die Entlastung der Auskunftspflichtigen be-
rücksichtigt werden. Hervorzuheben ist hier zunächst die
Möglichkeit der Nutzung von Verwaltungsdaten nach
§ 18 Abs. 3. Angaben, die im Rahmen dieses Gesetzes
zu erheben sind und die aufgrund nichtstatistischer
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften im Verwaltungs-
vollzug einer Behörde bereits vorliegen, dürfen bei den
jeweiligen Verwaltungsstellen erfragt werden. Doppel-
erhebungen und Belastungen bei den Auskunftspflichti-
gen können hiermit vermieden bzw. reduziert werden.
Weiterhin wird eine Entlastung durch Straffungen und
den Wegfall einzelner Erhebungen insbesondere § 5
Abs. 2 bis 4 und 6 bis 9 UStatG in der bisher geltenden
Fassung sowie von Erhebungsmerkmalen in praktisch
allen Erhebungsbereichen erreicht. Darüber hinaus wer-
den Erfahrungen in der Praxis über die Durchführbarkeit
von Erhebungen sowie über den Aufwand für die
Auskunftspflichtigen zur Bereitstellung der notwendigen
Informationen berücksichtigt. Das gilt insbesondere für
die Erhebungen nach den §§ 3 und 4 sowie 15 Abs. 2.
Der Wegfall der folgenden beiden Erhebungen ist beson-
ders hervorzuheben.
Zum einen entfällt zukünftig § 6 Abs. 2 UStatG in der
bisher geltenden Fassung, der eine Erhebung von Daten
über die Trinkwasserqualität vorsieht. Diese Daten wer-
den von den zuständigen Landesministerien im Rahmen
der Verordnung 80/778 über die Qualität von Wasser für
den menschlichen Gebrauch erhoben.
Zum anderen hat sich in der Praxis herausgestellt, dass
die methodisch sehr komplexe Erhebung nach § 16
Abs. 2 UStatG in der bisher geltenden Fassung die
Unternehmen zu stark belastet. Das Resultat der ersten
Erhebung war eine schlechte Rücklaufquote und eine
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überwiegende Anzahl von unvollständig ausgefüllten
Fragebögen.

Aufgrund der neuen nationalen, europäischen und supra-
nationalen Anforderungen ist andererseits die Bereitstel-
lung ausführlicherer oder gänzlich neuer Informationen
unvermeidlich. Grundsätzlich ist immer zu prüfen, ob
die geforderten Daten durch Schätzungen oder durch Er-
hebungen bei den Auskunftspflichtigen abzufragen sind.
In den folgenden Fällen lassen sich jedoch die erforder-
lichen Informationen nicht ohne statistische Erhebungen
beschaffen.

Die neue Erhebung im Abfallbereich nach § 3 Abs. 3
dient nach der neuen Verordnung (EG) Nr. 2150 zur
Abfallstatistik dem ausführlichen Nachweis des Abfall-
aufkommens nach 48 Abfallkategorien und 20 Wirt-
schaftszweigen. Diese Informationen sind in den von der
Europäischen Union geforderten Qualitätsstandards
durch Schätzungen nicht zu ermitteln.

Neben den klassischen Klimagasen wurden 1997 neue
Gase, darunter SF6 (Schwefelhexafluorid), in das Kyoto-
Protokoll der Klimarahmenkonvention aufgenommen.
Somit musste der Berichtskreis der schon bestehenden
Erhebung in § 11 UStatG erweitert werden.

6. Neu ist die Aufnahme von Themen auch aus dem Be-
reich „Natur und Landschaft“, der bisher nicht im
UStatG berücksichtigt worden ist. Mit der Aufnahme
von Berichtspflichten, die die FFH-RL vorgibt, sowie
der Festschreibung der geregelten Erfassung von Land-
schaftsplanungen in Zusammenhang mit der Erhebung
bestimmter naturschutzrelevanter Flächenkategorien
sind nunmehr zwei Themenkomplexe aus dem Bereich
„Natur und Landschaft“ vertreten. Die Aufnahme dieser
ausgewählten Themen begründet keine neuen Erhe-
bungsverpflichtungen. Es werden lediglich bestehende
Berichtspflichten oder die Weiterleitung bereits vorhan-
dener Daten gesetzlich festgeschrieben. Eine Regelung
über das UStatG dient auch der Harmonisierung und
Bündelung der bestehenden Verpflichtungen.

7. Im Hinblick auf die gleichstellungsrelevanten Auswir-
kungen des Gesetzesvorhabens wurde gemäß § 2
BGleiG und § 2 GGO das UStatG anhand der Arbeits-
hilfe der Interministeriellen Arbeitsgruppe Gender
Mainstreaming „Gender Mainstreaming bei der Vorbe-
reitung von Rechtsvorschriften“ geprüft. Schwerpunkt
der Prüfung war die Diskussion der Frage, ob die ge-
schlechterdifferenzierte Erfassung von Beschäftigten
einen informationellen Mehrwert im Sinne der Zweck-
bestimmung des UStatG liefert.

Eine Abbildung gender-relevanter Aspekte für alle
Bereiche mit Beschäftigten, die für den Umweltschutz
arbeiten, ist nicht möglich, da das UStatG nur Daten für
ausgewählte Bereiche liefert. Ein informationeller Mehr-
wert, der den damit verbundenen erheblichen Aufwand
für eine entsprechende Erweiterung des UStatG zur
Erhebung von relevanten Gender-Daten rechtfertigen
würde, ist derzeit nicht erkennbar. Derartige Daten
wären nur in Verbindung mit zusätzlichen Informationen
wie Einkommen, Arbeitsbedingungen etc. aussagekräf-
tig; die Erhebung dieser Daten ist nicht Aufgabe des
UStatG.

8. Die Wirtschaft, insbesondere mittelständische Unterneh-
men, werden einerseits durch Streichung besonders be-
lastender Erhebungen und durch verstärkte Nutzung von
Sekundärstatistiken sowie durch Straffung der Erhe-
bungsbögen kostenmäßig entlastet. Andererseits werden
die auskunftspflichtigen Wirtschaftskreise durch neue
Statistikpflichten belastet. Im Ergebnis führt die Neufas-
sung des UStatG nach groben Schätzungen zu einer
Kostenentlastung der Wirtschaft von 320 000 Euro pro
Jahr. Ob sich dadurch bei den Regelungsadressaten in-
folge der Neuregelungen einzelpreiswirksame Kosten-
schwellen verändern, die sich entsprechend auf deren
Angebotspreise auswirken, und, ob die Regelungsadres-
saten ihre Kostenüberwälzungsmöglichkeiten in Abhän-
gigkeit von der konkreten Wettbewerbssituation auf
ihren Teilmärkten einzelpreiswirksam ausschöpfen, lässt
sich zwar nicht abschätzen, aber auch nicht aus-
schließen. Gleichwohl dürften diese marginalen Einzel-
preisänderungen aufgrund ihres geringen Volumens
nicht ausreichen, um messbare Effekte auf das allge-
meine Preis- bzw. Verbraucherpreisniveau zu induzieren.
Die Wirkungen der Maßnahme auf die öffentlichen
Haushalte fallen so gering aus, dass hierfür keine geson-
derte Gegenfinanzierung erforderlich erscheint bzw. von
dieser keine mittelbaren Preiseffekte ausgehen.
a) Kosten für den Bundeshaushalt

Nach Schätzungen des Statistischen Bundesamtes
entstehen aus der Neufassung des UStatG für den
Bundeshaushalt keine zusätzlichen Belastungen. Den
einmaligen Umstellungskosten in Höhe von 145 000
Euro stehen jährliche Einsparungen in Höhe von
25 000 Euro gegenüber.

b) Kosten für die Länder
Nach Schätzungen der statistischen Landesämter be-
tragen die den Ländern durch die Ausführung des
Gesetzes entstehenden Mehrkosten voraussichtlicht:
Einmalige Anlaufkosten/Umstellungskosten in
den statistischen Landesämtern
Persönlich 127 040 Euro
Sächlich 12 690 Euro
Insgesamt 139 730 Euro
Durchschnittliche jährliche Mehrkosten in den
statistischen Landesämtern
Persönlich 849 520 Euro
Sächlich 57 660 Euro
Insgesamt 907 180 Euro.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Umweltstatistikgesetz – UStatG)
Zu § 1 (Zwecke der Umweltstatistik, Anordnung als Bun-

desstatistik)
Aufgabe der Umweltpolitik ist, gegenwärtigen und nachfol-
genden Generationen eine lebenswerte Umwelt zu erhalten
und die natürlichen Lebensgrundlagen zu sichern. Ziele der
Umweltpolitik sind der Schutz von Leben und Gesundheit
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von Mensch, Tier und Pflanzen, den Ökosystemen, Luft,
Wasser, Boden, Klima sowie Sachgütern. Diese Ziele sind
eingebettet in die Schwerpunkte der vorausschauenden Um-
weltpolitik im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung und
einer ökologischen Modernisierung. Erfolgreiche und zu-
kunftsfähige Umweltpolitik benötigt Informationen über
Art und Umfang von vorhandenen und zu erwartenden Um-
weltbelastungen und über die Wirksamkeit umweltbezoge-
ner Handlungsalternativen. Dies ist Voraussetzung für ziel-
genaue umweltpolitische Maßnahmen.

Die mit den folgenden Rechtsvorschriften angeordnete Sta-
tistik für Bundeszwecke (Bundesstatistik) soll eine qualifi-
ziert erweiterte Informationsquelle für die Umweltberichter-
stattung bilden und die Erfüllung nationaler, internationaler
und völkerrechtlicher Berichtspflichten ermöglichen. Sie
stellt gleichermaßen eine unverzichtbare Grundlage für die
umweltpolitischen Ziele und Prioritäten und die Bewertung
umweltpolitischer Maßnahmen dar.

Zu § 2 (Erhebungen, Berichtsjahr)

Zu Absatz 1

In Absatz 1 werden die nach diesem Gesetz durchzuführen-
den Erhebungen aufgeführt. Gegenüber dem bisher gelten-
den UStatG werden die Erhebungen um zwei neue Themen-
bereiche Natur und Landschaft sowie Umweltschäden und
Haftungsfälle ausgedehnt. Hinsichtlich der detaillierten Be-
gründung der Einzelerhebungen wird auf die Ausführungen
zu den jeweiligen Paragraphen verwiesen.

Innerhalb der Bundesregierung ist das Bundesamt für Na-
turschutz für die technische Erstellung eines nationalen Be-
richtes nach Artikel 17 der FFH-RL zuständig. Für die enge
Koordination der Datenbereitstellung durch die Bundeslän-
der ist aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung daher
die Zuständigkeit für die Erhebungen nach § 12 dieses
Gesetzes beim Bundesamt für Naturschutz anzusiedeln.
Analog dieser Regelung soll die Zusammenführung und
Aufbereitung der Erhebungen nach § 13 ebenfalls beim
Bundesamt für Naturschutz erfolgen.

Zu Absatz 3

Für sämtliche Erhebungen gilt der Grundsatz, dass das Be-
richtsjahr das dem Zeitpunkt der Erhebung vorangegangene
Kalender- oder Geschäftsjahr ist.

Zu § 3 (Erhebung der Abfallentsorgung)

Die Erhebungen der Abfallentsorgung nach § 3 bilden die
wesentliche Grundlage für Bilanzen des Bundes zum Auf-
kommen, zur Verwertung und zur Beseitigung von Abfällen
sowie zur Erfüllung von abfallbezogenen Berichtspflichten
gegenüber der EU. Weiterhin werden die Angaben für Pla-
nungszwecke und zur Prüfung der Umsetzung gesetzlicher
Vorgaben (Technische Anleitung Siedlungsabfälle, Abfall-
ablagerungsverordnung, etc.) benötigt.

Zu Absatz 1

Im Vergleich zum bisher geltenden UStatG erhöht sich die
Periodizität der Erhebung der Merkmale nach Nummer 1
Buchstabe b von zweijährlich auf jährlich. Die Periodizität
der Erhebung der Merkmale nach Nummer 1 Buchstabe a

und Nummer 2 bleibt unverändert. Die jährlichen Angaben
nach Nummer 1 über Art, Menge, Herkunft und Verbleib
der Abfälle sowie Anzahl, Art und Ort der Anlagen gehören
zu den Grundinformationen, die für landes- und bundes-
weite Planungen unverzichtbar sind. Da diese Informatio-
nen den Auskunftspflichtigen ohnehin vorliegen, stellt eine
jährliche Berichterstattung für die Auskunftspflichtigen
keine wesentliche zusätzliche Belastung dar. Des Weiteren
werden diese Daten als Basis für die Erfüllung verschiede-
ner EU-Berichtspflichten, wie z. B. der Richtlinie über
Abfälle (Richtlinie 75/442/EWG, ABl. EG Nr. L 194 S. 39)
und der Richtlinie über gefährliche Abfälle (Richtlinie 91/
689/EWG, ABl. EG Nr. L 377 S. 20), nach denen in der Re-
gel im Dreijahreszyklus jährliche Daten abgefragt werden,
benötigt. Die Erhebungsmerkmale nach Nummer 2 Buch-
stabe a zur Kapazität der Anlagen sowie zur voraussicht-
lichen Betriebszeit bei Deponien werden zur Erfüllung der
EU-Abfallstatistikverordnung alle zwei Jahre erfragt. Die
relevanten Angaben über die Verwertung von Kompost (§ 5
Abs. 8 UStatG der bisher geltenden Fassung) werden durch
§ 3 Abs. 1 abgedeckt. Nur das Erhebungsmerkmal „Ver-
wendungszweck von Kompost“ bildet eine Ausnahme und
wird daher hier, wie auch der „Verwendungszweck von Gär-
rückständen“, separat angeführt.

Die Erhebungen richten sich an Betreiber von zulassungsbe-
dürftigen Anlagen, in denen Abfälle behandelt oder entsorgt
werden. Betroffen sind sowohl Anlagen der öffentlichen
und gewerblichen Entsorgungswirtschaft als auch Betriebe
der übrigen gewerblichen Wirtschaft, die Abfälle in eigenen
Anlagen behandeln oder entsorgen.

Gegenüber der bisherigen Regelung werden im § 3 jetzt
auch besonders überwachungsbedürftige Abfälle abgefragt,
über die Nachweise zu führen sind. Die bisher durchgeführ-
ten sekundärstatistischen Erhebungen über diese besonders
überwachungsbedürftigen Abfälle nach § 4 UStatG der bis-
her geltenden Fassung haben sich bezüglich Art und Menge
der vom Abfallentsorger entgegengenommenen Abfälle als
problematisch herausgestellt. Zudem war der für die EU-
Abfallstatistikverordnung notwendige Nachweis der Kapa-
zität der Anlagen nicht möglich.

Es wird erwartet, dass Berichtspflichtige durch die neuen
Abfragen nicht wesentlich belastet werden, sondern sich
teilweise sogar Entlastungen ergeben. Der Grund hierfür
liegt darin, dass nur für einen Teil der besonders überwa-
chungsbedürftigen Abfälle Begleitscheine ausgefüllt wer-
den. Die Anlagenbetreiber müssen deswegen für statistische
Zwecke die besonders überwachungsbedürftigen Abfälle
pro Abfallart und Anlage nicht mehr unterteilen nach sol-
chen, für die Begleitscheine existieren und solchen, für die
sie nicht existieren. Trotz allen Aufwandes gelingt ihnen
diese Unterteilung bisher nicht fehlerfrei. Zukünftig werden
deswegen auch aufwändige Nachfragen der statistischen
Ämter bei den Anlagenbetreibern sowie die zeitraubende
widerspruchsfreie Zusammenführung der Daten aus unter-
schiedlichen Quellen entfallen. Sofern Länder eine zeitnahe
und konsistente Datenlieferung auf der Grundlage vorlie-
gender Verwaltungsdaten sicherstellen können, ist die Da-
tenlieferung aufgrund sekundärstatistischer Erhebungen
nach § 18 Abs. 3 durch die zuständigen Landesumweltbe-
hörden weiterhin möglich.
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Die neu hinzugekommenen Erhebungsmerkmale „sekun-
däre Rohstoffe und Produkte“ im Output der Abfallentsor-
gungsanlagen sind neben den entstandenen Abfällen zur
vollständigen Erfassung der Stoffströme und Nachweis der
nachhaltigen Abfallwirtschaft erforderlich. Hiermit soll
z. B. die Darstellung der Mengen an Kompost aus Kompos-
tierungsanlagen, Metallgranulaten und Kunststoffmahlgut
aus Schredderanlagen, Methanol aus der Vergasung von
Abfällen und Erzeugnissen aus der Altölraffination ermög-
licht werden. Die Gewinnung von sekundären Rohstoffen
durch die Verwertung von Abfällen ist auch ein grundlegen-
des Ziel der Richtlinie 75/442/EWG über Abfälle (vgl.
Artikel 3 Buchstabe b) und dementsprechend auch des
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (vgl. § 4 Abs. 1
und 3 KrW/AbfG). Mit dieser Änderung ist das bisherige
Erhebungsmerkmal „Abfälle zur Verwertung“ nach § 3
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe e UStatG der bisher geltenden Fas-
sung, das die mengenmäßige Erfassung von verwertbaren
Erzeugnissen der Abfallbehandlung geregelt hat, abgedeckt
sowie präziser gefasst. Im Übrigen war die Erfassung von
sekundären Rohstoffen bereits im UStatG vom 21. Septem-
ber 1994 vorgesehen. Durch das 3. Statistikbereinigungsge-
setz vom 19. Dezember 1997 ist in § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buch-
stabe e UStatG der bisher geltenden Fassung das Wort „Se-
kundärrohstoffe“ durch die Wörter „Abfälle zur Verwer-
tung“ ersetzt.
Die EU-Abfallstatistikverordnung erfordert unter anderem
den Nachweis der Anzahl der Abfallentsorgungsanlagen.
Deswegen musste die Abfrage dieses Merkmals neu aufge-
nommen werden. Mit dem Merkmal „Art“ ist sichergestellt,
dass die nach EU-Abfallstatistikverordnung zu berichtenden
R- und D-Verfahren erhoben werden können. Durch die
Erhebungsmerkmale nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b
werden insbesondere Angaben über technische Ausstattung
und Sicherheitsstandards sowie über die Vermeidung klima-
wirksamer Methanemissionen gewonnen. Des Weiteren die-
nen diese Angaben zur Erfüllung der Berichtspflicht nach
der Richtlinie 1999/31/EG über Abfalldeponien. Nummer 2
Buchstabe c regelt die mengenmäßige Erfassung von im
Rahmen der Abfallbehandlung gewonnenen Energieträgern
sowie Erzeugung und Verbleib von Energie, soweit dies
nicht bereits nach dem Energiestatistikgesetz erfasst wird.

Zu Absatz 2
Die Erhebungen zum Einsammeln und Verbleib von Abfäl-
len bei den nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setz zuständigen Entsorgungsträgern und Dritten sind ein
wesentlicher Baustein zur Erstellung der jährlichen Sied-
lungsabfallbilanz des Bundes und damit gleichzeitig auch
für die Erfüllung der EU-Berichtspflicht über Abfälle (jähr-
liche Angaben im Dreijahreszyklus). Alle zwei Jahre wer-
den die Angaben zur Ermittlung der Abfälle aus Haushalten
nach den Anforderungen der EU-Abfallstatistikverordnung
benötigt. Außerdem wird durch die jährliche Erfassung der
Gefahr der zunehmenden Untererfassung von Siedlungsab-
fällen aufgrund vermehrter Transporte ins Ausland (Men-
gen werden nicht bei den Anlagen nach Absatz 1 angelie-
fert) entgegengewirkt und es besteht die Möglichkeit, die
Daten mit der Statistik der grenzüberschreitenden Abfall-
verbringung abzugleichen. Da auch in den Ländern jährlich
entsprechende Daten erhoben werden (s. u.), entsteht hier
kein unvertretbarer zusätzlicher Aufwand.

Die statistischen Landesämter dürfen die nach § 3 Abs. 2 zu
erhebenden Daten nach § 18 Abs. 3 auch bei den zuständi-
gen Landesumweltbehörden abfragen, sofern dort ver-
gleichbare Daten vorliegen. Dies ist häufig der Fall, da die
Länder entsprechende Angaben auch für die Erstellung ihrer
Abfallbilanzen benötigen. Mit der Abfrage bei den zustän-
digen Landesumweltbehörden können Doppelerhebungen
vermieden und die Auskunftspflichtigen entlastet werden.
Zur Harmonisierung der Erhebungen der öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger mit der amtlichen Statistik werden
die Angaben nach § 3 Abs. 2 in der regionalen Gliederung
nach Kreisen und kreisfreien Städten erfasst.

Zu Absatz 3

Die EU-Abfallstatistikverordnung fordert alle zwei Jahre
den ausführlichen Nachweis des Abfallaufkommens nach
48 Abfallkategorien und 20 Wirtschaftszweigen. Erhebun-
gen bei den Abfallerzeugern zur Erfüllung dieser Anforde-
rungen sind nach den bisherigen Regelungen des Gesetzes
nicht vorgesehen. Es müssen deshalb neue Erhebungen ein-
geführt werden.

Zur Größenordnung: Von den jährlich in Deutschland anfal-
lenden rund 400 Mio. t Abfall liefern die bisherigen Erhe-
bungen für ca. 50 Mio. t keinerlei Angaben zur wirtschafts-
zweigbezogenen Herkunft der Abfälle. Hierbei handelt es
sich um gewerbliche Abfallerzeuger, die selbst keine Ab-
fallentsorgungsanlagen betreiben. Die übrigen 350 Mio. t
Abfälle können allenfalls näherungsweise dem erzeugenden
Wirtschaftszweig zugeordnet werden.

Das Ziel, die Unternehmen zu entlasten, wurde im Bereich
der Abfallstatistik bei der Novelle des UStatG von 1994
u. a. dadurch erreicht, dass die Befragung der Herkunft der
Abfallströme bei den Unternehmen erheblich reduziert
wurde (Wegfall des damaligen § 4). Als Ersatz wurde der
§ 3 Abs. 2 UStatG der bisher geltenden Fassung eingeführt,
der zum Ziel hatte, mittels Informationen über das Einsam-
meln und den Transport der Abfälle, die Herkunft der Ab-
fälle zu quantifizieren. Dieser Weg hat sich als nicht zielfüh-
rend erwiesen. Zum einen ist der Berichtskreis – z. B. sind
viele Betriebe nur nebenbei als Einsammler tätig und andere
Abfälle werden direkt, d. h. ohne Sammlung im eigentli-
chen Sinne, verwertet – äußerst schwierig zu ermitteln, wo-
durch eine erhebliche Untererfassung vermutet wird. Ande-
rerseits sind Doppelerfassungen in den Fällen nicht auszu-
schließen, wo nur reine Transporteure, aber nicht der abge-
bende und empfangende Betrieb erfasst werden.

Durch reine Schätzungen sind die erforderlichen Informati-
onen nach einer Analyse des Statistischen Bundesamtes
nicht zu ermitteln. Eine Totalerhebung bei allen Abfaller-
zeugern nach dem zweijährlichen Berichtszyklus der EU-
Abfallstatistikverordnung würde erhebliche Zusatzkosten
verursachen und erscheint deshalb nicht vertretbar. Als Mi-
nimallösung wird stattdessen die Herkunft der Abfälle bei
höchstens 20 000 Erzeugern direkt erfragt. Um die Belas-
tung der Auskunftspflichtigen zu begrenzen, finden die Er-
hebungen nur alle vier Jahre statt.

Die EU-Abfallstatistikverordnung fordert die Zuordnung
der Abfälle nach Herkunft aus den Wirtschaftsbereichen A
bis Q (gemäß NACE Rev. 1.1) und den Haushalten. Die
neue Erhebung soll in den Ländern höchstens 20 000 Ab-
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fallerzeuger insbesondere der Wirtschaftsbereiche Herstel-
lung von Waren, Handel, Verkehr und Dienstleistungen er-
reichen, so dass ein möglichst repräsentativer Anteil der in
Deutschland anfallenden Abfallmengen durch die Teilerhe-
bung abgedeckt wird. Das Statistische Bundesamt wird in
Zusammenarbeit mit den Ländern Abschneidegrenzen für
die verschiedenen Wirtschaftsbereiche festlegen, mit der die
jeweils geforderten Abfallmengen der Berichtseinheiten be-
rechnet und repräsentative Landesergebnisse erstellt werden
können. Alle Betriebe und Institutionen, die zu den o. g.
Wirtschaftsbereichen zählen und nicht durch die gewählten
Abschneidegrenzen entfallen, gehören ausnahmslos in den
Berichtskreis.

Auf dieser Basis führt das Statistische Bundesamt Berech-
nungen zur Ermittlung des wirtschaftszweigbezogenen
Abfallaufkommens durch, um den Anforderungen der EU-
Abfallstatistikverordnung nachzukommen. Ziel der Teiler-
hebung ist insbesondere auch die Erfassung der Abfall-
ströme, die außerhalb des bisherigen Erhebungssystems ent-
sorgt werden, weil sie z. B. unmittelbar an Direktverwerter
oder ins Ausland abgegeben werden. Die in nationalen
Abfallentsorgungsanlagen entsorgten Abfallströme liegen
nach allgemeiner Einschätzung vollständig vor. Diese Men-
gen bestimmen folglich die Grundgesamtheit des Abfallauf-
kommens. Die geplante Teilerhebung soll darüber hinaus
geeignete Faktoren über die erzeugerseitigen Abfallarten
liefern.

Die Erhebung bei den außerhalb der öffentlichen Müll-
abfuhr tätigen Einsammlern nach § 3 Abs. 2 UStatG der bis-
her geltenden Fassung entfällt.

Zu § 4 (Erhebung der Abfälle, über die Nachweise zu
führen sind)

Diese Erhebungen dienen der Bereitstellung von Daten über
die Herkunft der besonders überwachungsbedürftigen Ab-
fälle, über die Nachweise zu führen sind. Sie werden für
Datenlieferungen an die EU gemäß EU-Abfallstatistikver-
ordnung benötigt. Es handelt sich hierbei um eine Sekundär-
statistik, da die Erhebung bei den für die Nachweispflicht zu-
ständigen Behörden durchgeführt wird. Damit wird der Tat-
sache Rechnung getragen, dass für die Statistik erforderliche
Daten bereits aus dem Vollzug abfallrechtlicher Überwa-
chungsvorschriften bei den zuständigen Verwaltungsbehör-
den verfügbar sind. Die Erhebungsmerkmale werden auf die
nach der EU-Abfallstatistikverordnung geforderten Infor-
mationen zur Erzeugung besonders überwachungsbedürfti-
ger Abfälle nach Herkunft reduziert. Daten zur Entsorgung
besonders überwachungsbedürftiger Abfälle werden durch
§ 3 abgedeckt.

Zu § 5 (Erhebung der Entsorgung bestimmter Abfälle)

Im Vergleich zum bisher geltenden UStatG wird § 5 deut-
lich gestrafft. Ersatzlos gestrichen werden die Erhebungen
zu Kunststoffen (§ 5 Abs. 3 UStatG der bisher geltenden
Fassung), Altglas und Altpapier (§ 5 Abs. 4 UStatG der bis-
her geltenden Fassung) sowie bei den nach Landesrecht für
Bau-, Straßenbau-, Landschaftsschutz- und Rekultivie-
rungsmaßnahmen zuständigen Behörden über die bei Bau-
maßnahmen oder Rekultivierung eingesetzten Abfälle (§ 5
Abs. 1 Nr. 2 UStatG der bisher geltenden Fassung). Bei

letztgenannter Erhebung hat sich gezeigt, dass die Datenlie-
ferungen hierzu überwiegend nicht verlässlich sind. Zudem
besteht nur ein geringer Bedarf für diese Daten. Die Erhe-
bungen über die Altölaufbereitung und -verwertung (§ 5
Abs. 2 UStatG der bisher geltenden Fassung) sowie die Ver-
wertung von Kompost (§ 5 Abs. 8 UStatG der bisher gelten-
den Fassung) werden durch geringfügige Änderungen im
§ 3 weitgehend abgedeckt, so dass eine separate Regelung
überflüssig wird. Die Erhebungen zur Rücknahme bestimm-
ter gebrauchter Erzeugnisse (§ 5 Abs. 6 UStatG der bisher
geltenden Fassung), zur Reststoffverwertung in genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen nach BImSchG (§ 5 Abs. 7
UStatG der bisher geltenden Fassung) sowie bei Anlagen
zur stofflichen und energetischen Verwertung (§ 5 Abs. 9
UStatG der bisher geltenden Fassung) waren bisher nur mit
Hilfe einer Rechtsverordnung durchführbar, die aber in kei-
nem Fall erlassen worden ist. Da auch weiterhin kein Bedarf
an entsprechenden Daten absehbar ist, wird auf diese Erhe-
bungen ebenfalls verzichtet.

Zu Absatz 1

Die Erhebung zur Aufbereitung und Verwertung von Bau-
und Abbruchabfällen liefert Daten zur Erfüllung der
Berichtspflichten gemäß EU-Abfallstatistikverordnung, zur
Erstellung der Bilanzen des Bundes sowie zur Überprüfung
der freiwilligen Selbstverpflichtung der am Bau beteiligten
Wirtschaftszweige und Verbände zur umweltgerechten Ver-
wertung von Bauabfällen. Anstelle der im bisher geltenden
UStatG verwendeten Bezeichnungen Bauschutt, Baustellen-
abfälle, Bodenaushub und Straßenaufbruch wird jetzt der
Ausdruck Bau- und Abbruchabfälle entsprechend der Ab-
fallverzeichnisverordnung verwendet.

Beim Einsatz von nicht stationären Anlagen in mehr als
einem Bundesland muss zur Vermeidung von Doppelerhe-
bungen der aufbereiteten Mengen eine getrennte Erfassung
für jedes Bundesland erfolgen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Erhebung von Daten über die Einsamm-
lung und Rücknahme von Verpackungen nach der Verpa-
ckungsverordnung. Die Erhebung von Daten zur Verwer-
tung der Verpackungen (§ 5 Abs. 5 Nr. 2 UStatG der bisher
geltenden Fassung) entfällt, da entsprechende Erhebungen
im Rahmen des § 3 durchgeführt werden.

Zu Absatz 3

Die Richtlinie 2002/96/EWG über Elektro- und Elektronik-
Altgeräte verpflichtet die Mitgliedstaaten in Artikel 12
Abs. 1, der Kommission ab 2006 alle zwei Jahre auf jährli-
cher Basis Bericht zu erstatten, u. a. über die Mengen und
Kategorien von Elektro- und Elektronikgeräten, die über
alle vorhandenen Wege gesammelt, wiederverwendet, dem
Recycling zugeführt und verwertet wurden, sowie über die
ausgeführten Altgeräte. Nach Artikel 5 Abs. 5 der Richtlinie
müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass eine Quote
von durchschnittlich mindestens vier Kilogramm getrennt
gesammelter Elektro- und Elektronik-Altgeräten aus priva-
ten Haushalten pro Einwohner und Jahr erreicht wird. Nach
Artikel 7 Abs. 2 der Richtlinie sind bestimmte Wiederver-
wendungs- und Verwertungsquoten einzuhalten.
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Die nationale Umsetzung der Richtlinie 2002/96/EG erfolgt
durch das Elektro- und Elektronikgerätegesetz (nach Veröf-
fentlichung Fundstelle im BGBl.).

Zu § 6 (Aufbereitung und Veröffentlichung der abfall-
statistischen Erhebungen)

Zu Absatz 1
Aufgrund der Bedeutung der Bilanz der abfallstatistischen
Erhebungen nach den §§ 3 bis 5 für die Abfallpolitik sowie
der komplizierten Berechnungsmethodik ist es erforderlich,
die Erstellung von Bilanzen durch das Statistische Bundes-
amt gesetzlich festzuschreiben, die Aufkommen, Verwer-
tung und Beseitigung der Hauptabfallströme darstellen.

Zu Absatz 2
Eine zeitnahe Verfügbarkeit der abfallstatistischen Erhebun-
gen sowie der Bilanz ist für die Abfallpolitik des Bundes
von großer Bedeutung. Entwicklungen können beobachtet
und abgeschätzt sowie abfallwirtschaftliche Maßnahmen
entwickelt und ihr Erfolg kontrolliert werden. Darüber hin-
aus sieht die EU-Abfallstatistikverordnung eine Übermitt-
lung der Daten innerhalb von 18 Monaten nach Ablauf des
Bezugsjahres vor. Absatz 2 dient der Umsetzung dieser An-
forderung in nationales Recht.

Zu § 7 (Erhebung der öffentlichen Wasserversorgung und
der öffentlichen Abwasserbeseitigung)

Wasser ist für die Bevölkerung und die Wirtschaft Deutsch-
lands ein fundamental wichtiges Lebensgut. Die erhobenen
Daten liefern dem Bund notwendige Eckwerte zur Beobach-
tung der Entwicklung dieses Bereiches; sie bilden auch die
Basis für übergreifende wasserwirtschaftliche Analysen und
Planung von Maßnahmen und deren Erfolgskontrolle. Die
Informationen sind auch notwendig für die Bilanzierung der
Wasserentnahmen und Abwassereinleitungen sowie einen
entsprechenden Abgleich mit dem potenziell zur Verfügung
stehenden so genannte Wasserdargebot.
Die im Dreijahresrhythmus nach § 7 erhobenen Angaben
werden als Grundinformationen zum Stand der öffentlichen
Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung in
Deutschland benötigt. Sie sind auch wichtiger Bestandteil
bei der Erstellung eines wasserwirtschaftlichen Gesamtbil-
des für Deutschland auf Bundes- und Landesebene. Darüber
hinaus liefern sie Daten, die nach Richtlinie 91/271/EWG
über die Behandlung von kommunalem Abwasser benötigt
werden, sowie Daten zur Erstellung von Bestandsaufnahmen
und wirtschaftlichen Analysen nach Richtlinie 2000/60/EG
(Wasserrahmenrichtlinie – WRRL) und zur Erfüllung weite-
rer internationaler Berichtspflichten.
Im Wesentlichen gibt es gegenüber den bisherigen Erhebun-
gen keine Änderungen. Es entstehen keine Zusatzbelastun-
gen. Die Erhebungen der Trinkwasser- und Rohwasserbe-
schaffenheit wurden gestrichen. Ansonsten handelt es sich
um redaktionelle Klarstellungen bzw. Korrekturen aufgrund
gesammelter Erfahrungen während der bisherigen Erhe-
bung. Ferner können durch die Aufnahme der Regelung in
§ 18 Abs. 3, mit der die Nutzung von Verwaltungsdaten er-
möglicht wird, zusätzliche Entlastungen der Auskunfts-
pflichtigen erzielt werden. Gerade im Bereich der öffent-
lichen Wasser- und Abwasserwirtschaft liegen bei den für

die Ausführung der landesrechtlichen Regelungen im Was-
ser- und Abwasserbereich zuständigen Behörden Daten vor,
die eventuell auch für die Erhebungen nach § 7 genutzt wer-
den können.
Die Periodizität von drei Jahren wird (bis auf Absatz 2 Nr. 7
Klärschlamm) beibehalten. Nur so liegen einigermaßen ak-
tuelle Daten regelmäßig vor. Dies ist notwendig, um unter
fachlichen Aspekten Entwicklungen aufzeigen zu können.
Zudem wird so die Kontinuität der Zeitreihen gewahrt. Dies
ist wiederum notwendig, um Trendberechnungen, wie sie
zum Beispiel auch in der WRRL vorgesehen sind, durchzu-
führen. Auch für die Konzeption und Planung von Bewirt-
schaftungsplänen und Maßnahmenprogrammen sind zeit-
nahe Informationen notwendig; genauso wie auch für die
nach dem Umweltinformationsgesetz erforderliche Öffent-
lichkeitsbeteiligung.
Nach § 6 UStatG der bisher geltenden Fassung werden die
Merkmale auf das Versorgungs-/Entsorgungsgebiet bezogen
erfragt. Mit der Neufassung wird der Begriff Versorgungs-/
Entsorgungsgebiet präzisiert, da durch die Umsetzung der
Richtlinie 91/271/EWG über die Behandlung von kommu-
nalem Abwasser das gemeindliche Entsorgungsgebiet er-
fasst werden muss. Dies ist das Gebiet, in welchem Besied-
lung und/oder wirtschaftliche Aktivitäten ausreichend
konzentriert sind für eine Sammlung von kommunalem Ab-
wasser und einer Weiterleitung zu einer kommunalen
Abwasserbehandlungsanlage oder einer Einleitstelle.
Die Daten, die auf Gemeindeebene erfragt werden (Abgabe
von Wasser, Anschlussgrade, Schmutzwasseranfall), liegen
den Berichtspflichtigen in der Regel vor. Dies haben die Er-
fahrungen der bisherigen Erhebungen gezeigt.
Zentrale Daten auf Gemeindeebene sind notwendig, da es
große regionale Unterschiede gibt, und dementsprechend
Informationen vorhanden sein müssen, um einen Abgleich
zwischen den einzelnen Gemeinden und Ländern zu ermög-
lichen.
Die regionale Ebene der Gemeinden spielt auch in Hinsicht
auf die WRRL zunehmend eine wichtige Rolle. Sie dient der
Zuordnung zu dem gemeindlichen Entsorgungsgebiet und zu
den Flussgebietseinheiten, die im Erhebungsverfahren auto-
matisch über so genannte Leitbänder erfolgen. Damit können
aufwändige Zusatzerhebungen vermieden werden. Zukünftig
werden die Wasserentnahmeseite und die Abwasserseite im-
mer stärker nach Flussgebieten zu analysieren und Informa-
tionen darüber zu veröffentlichen sein. Daten über die öffent-
liche Wassergewinnung und Abwassereinleitung auf Fluss-
gebietsebene spielten beispielsweise eine wichtige Rolle bei
der Erstellung der wirtschaftlichen Analysen.
Als neuer Stichtag wird bei den Bevölkerungsdaten aus
erhebungstechnischen Gründen statt des 31. Dezember der
30. Juni gewählt. Bei der Bildung von Kennzahlen, z. B. der
Relation der Kanalnetzlänge (erhoben zum 31. Dezember)
pro neu angeschlossenem Einwohner (erhoben zum
30. Juni), können sich durch das Auseinanderfallen der
Stichtage Ungenauigkeiten ergeben. Es ist aber davon aus-
zugehen, dass diese marginal und daher hinnehmbar sind.

Zu Absatz 1
Die nach Absatz 1 erhobenen Daten zur Wassergewinnung
und Wasserabgabe an private Haushalte und andere Wirt-
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schaftssektoren sowie der versorgten Einwohner sind not-
wendig, um die Entwicklung der öffentlichen Wasserversor-
gung beurteilen und eventuellen Handlungsbedarf ablesen
zu können. Auch ermöglichen sie in Zusammenhang mit
den nach § 8 erhobenen Wassermengen einen Abgleich mit
den insgesamt zur Verfügung stehenden natürlichen Wasser-
ressourcen.

Die Wasserarten definieren sich im Sinne des UStatG
grundsätzlich von der Wassergewinnungsseite her. Dabei
wird nur das Wasser, das zur weiteren Verwendung in der
öffentlichen und industriellen Wasserversorgung gewonnen
wird, d. h. Grund- und Oberflächenwasser und deren Unter-
arten (DIN 4046 Nummer 1.3), berücksichtigt. Die spätere
Verwendung als Trink- und Brauchwasser spielt für die De-
finition der Wasserarten nach UStatG keine Rolle. Zur Ver-
sorgung der privaten Haushalte und der anderen Wirt-
schaftssektoren ist es wichtig, dass Wasser in ausreichender
Quantität und Qualität zur Verfügung steht.

Zustand und Zusammensetzung der Wasserressourcen sind
regional sehr unterschiedlich. Die Aufgliederung nach dem
Standort der Anlage ist notwendig, um die Wassergewin-
nung regional exakt zuordnen zu können. Nur so kann eine
exakte, nach wasserwirtschaftlichen Gesichtspunkten ver-
nünftige regionale Zuordnung erfolgen und damit auch Aus-
sagen über die Wasserförderung in dem jeweiligen Flussge-
biet erstellt werden. Eine Gliederung nur nach dem Sitz des
Unternehmens führt zu irreführenden Ergebnissen, da diese
oft überregional tätig sind bzw. Unternehmenskonzentratio-
nen die Ergebnisse zunehmend verzerren würden. Die Lie-
ferung der Daten bedeutet für die Unternehmen keinen
Mehraufwand, im Gegenteil, in dieser Form liegen sie ihnen
direkt vor, und müssen zur Lieferung nicht mehr aggregiert
werden. Die Erhebung des Standortes kann über die Ge-
meindekennziffer oder die Koordinaten erfolgen, je nach
den Landesgegebenheiten. Angaben zu den Koordinaten
haben den Vorteil, dass eine wesentlich genauere Zuord-
nung, z. B. zu den Flussgebieten, möglich wäre.

Der Bezug von Wasser ist analog der Abgabe nach Liefer-
gruppen aufzuteilen, um die Lieferbeziehungen der Wasser-
versorger untereinander zu erfassen und darstellen zu kön-
nen. Diese Untergliederung wird auch benötigt, um einen
Abgleich der bezogenen und abgegebenen Wassermengen
zu ermöglichen. Nur so kann ein komplettes Bild über die
gesamte öffentliche Wasserwirtschaft erstellt werden, ein-
schließlich der Verwendung und des Verbleibs des gewon-
nenen Wassers.

Die Abgabe von Wasser an Letztverbraucher (nach Gemein-
den und zugeordnet nach Wassereinzugs- und Flussgebie-
ten) ist zu erheben, um in Verbindung mit der Zahl der ver-
sorgten Einwohner wichtige Aussagen über den Wasserver-
brauch pro Einwohner zu berechnen, um danach die Zuord-
nung nach Wassereinzugs- und Flussgebieten abzuleiten.
Dieses ist eine wichtige Aussage für den Wasserverbrauch,
der regional in Deutschland sehr unterschiedlich ist.

Zu Absatz 2

Analog zur Wasserversorgungsseite ist es auch für die öf-
fentliche Abwasserbeseitigung wichtig, Daten über Kanal-
netz, Regenentlastungsanlagen, Art, Menge und Verbleib
des Abwassers, Ausbaugröße der Kläranlagen und Zahl der

angeschlossenen Einwohner und deren Schmutzwasseran-
fall zu erheben und ein jeweils aktuelles Bild über die Situa-
tion der Abwasserbeseitigung erstellen zu können. Auch
hier ist es von Bedeutung, diese wesentlichen Eckdaten auf
Gemeindeebene zu erheben. So sind Informationen über
den Schmutzwasseranfall wie auch entsprechend die ange-
schlossenen Einwohner nach Gemeinden wichtig wegen der
auftretenden regionalen Unterschiede und dem Bedarf an
Daten zum Beispiel für die WRRL. Der Ausdruck „ge-
meindliches Entsorgungsgebiet“ stellt auf die Erfordernisse
der Richtlinie 91/271/EWG über die Behandlung von kom-
munalem Abwasser ab. Der Ort der Einleitstellen, der in
§ 17 UStatG der bisher geltenden Fassung geregelt ist, gibt
maßgebliche Hinweise für die Belastung der örtlichen Ge-
wässer bzw. der Flussgebiete und Teileinzugsgebiete durch
die Abwässer aus Kläranlagen der öffentlichen Abwasser-
beseitigung. Zudem kann nur auf regionaler Ebene ein um-
fassendes Bild sowohl der Wasserentnahme als auch des zu-
rückfließenden Abwassers gezeichnet werden.

Die Ausbaugröße (gemessen in Einwohnerwerten, -gleich-
werten) liefert wichtige Informationen über die Größenver-
teilung und Struktur der öffentlichen Abwasserbehand-
lungsanlagen. Je nach Größe der Anlagen sind auch Ergeb-
nisse zur Behandlung und Einleitung unterschiedlich struk-
turiert. Sie ist eine wichtige Grundlage für die Festlegung
der Anforderungen an die Abwasserbehandlung und damit
eine wichtige Information für die Erstellung der Berichte an
die EU zum Stand der kommunalen Abwasserbehandlung.

Die nach Nummer 5 erhobenen Schadstoffemissionen sind
wichtige Parameter zur Einschätzung der Reinigungsleis-
tung der Anlagen und der Belastung der Gewässer durch die
Einleitung von Abwässern aus kommunalen Kläranlagen.
Falls entsprechende Daten bei den Verwaltungsbehörden
vorliegen, die den Anforderungen dieser Erhebung genü-
gen, können sie über die Regelung des § 18 Abs. 3 genutzt
werden und die Anlagenbetreiber von dieser Berichtspflicht
entlastet werden.

Kommunale Kläranlagen sind nicht im Europäischen
Schadstoffemissionsregister nach der Richtlinie 96/61/EG
über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Um-
weltverschmutzung (ABl. EG Nr. L 257 S. 26) (im Folgen-
den IVU-Richtlinie genannt) (EPER) enthalten. Nach Um-
setzung des Pollutant Release and Transfer Register (PRTR)
entsprechend der Aarhus-Konvention der UN-ECE in euro-
päisches Recht werden dort kommunale Kläranlagen ab
100 000 Einwohner enthalten sein.

Zur Harmonisierung mit den EU-Berichtspflichten nach der
Richtlinie 86/278/EWG über den Schutz der Umwelt und
insbesondere den Schutz der Böden bei der Verwendung
von Klärschlamm in der Landwirtschaft (ABl. EG Nr. L 191
S. 23), geändert durch Artikel 5 der Richtlinie 91/692/EWG
zur Vereinheitlichung und zweckmäßigen Gestaltung der
Berichte über die Durchführung bestimmter Umweltschutz-
richtlinien (ABl. EG Nr. L 377 S. 48) wird eine jährliche Er-
hebung eingeführt (Nummer 7). Damit sollen separate Erhe-
bungen parallel zur amtlichen Statistik, wie jahrelang prak-
tiziert, vermieden werden. Über § 18 Abs. 3 wird eine Nut-
zung der Verwaltungsdaten, die gemäß den o. a. Regelungen
in den Landesbehörden vorliegen, ermöglicht. Die Datener-
hebung nach § 6 UStatG der bisher geltenden Fassung, die
nur alle drei Jahre durchgeführt worden ist, ist zur Erfüllung
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der genannten Berichtspflicht (jährliche Angaben im Drei-
jahreszyklus) nicht ausreichend, erforderlich sind vielmehr
jährliche Datenerhebungen. Auch eine zusammengefasste
Berichtsvorlage für den Dreijahreszyklus wäre nicht ausrei-
chend, da die Daten für die Übermittlung an die EU-Kom-
mission bis zum 30. September des auf den Dreijahres-
zyklus folgenden Jahres zu spät vorliegen würden. Dies
hätte also zur Folge, dass Deutschland regelmäßig die Frist
zur Vorlage des Klärschlammberichtes an die EU-Kommis-
sion nicht einhalten würde. Überdies werden Daten alle
zwei Jahre für die EU-Abfallstatistikverordnung benötigt.
Es werden nur die Merkmale erhoben, die auch gemäß der
aktuellen Klärschlammverordnung (§ 7 AbfKlärV) vorhan-
den sind. Zum Beispiel sind Beschaffenheit und Fläche
Bestandteil des Lieferscheines nach § 7 Abs. 1 AbfKlärV.

Auch im Rahmen der Abfallerhebungen werden Teilmen-
gen des Klärschlamms erfasst. Allerdings handelt es sich
hierbei um eine Erhebung auf der Entsorgerseite, während
die Erhebung nach § 7 Abs. 2 Nr. 7 sich an die Entstehungs-
seite wendet. Insofern entsteht keine Doppelerhebung.

Zu Absatz 3

Neben den Anschlussdaten der an die öffentliche Wasserver-
sorgung und Abwasserbeseitigung angeschlossenen Ein-
wohner sind auch Daten zur Zahl der nicht an die öffentliche
Wasserversorgung und Abwasserbehandlung angeschlosse-
nen Einwohner zu erheben, um das Gesamtbild zur Situation
der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung zu kom-
plettieren. Die Datenerhebung auf Gemeindeebene gewähr-
leistet den Regionalbezug, der für die Erfüllung der Daten-
anforderungen aus der Richtlinie 91/271/EWG über die Be-
handlung von kommunalem Abwasser und der WRRL sowie
für die jeweilige Wasser- und Abwasserpolitik auf Länder-
ebene erforderlich ist. So gibt die Art der Abwasserbehand-
lung sowie der Verbleib des Abwassers der nicht an die
öffentliche Abwasserversorgung angeschlossenen Einwoh-
ner maßgebliche Hinweise zur Belastung der örtlichen Ge-
wässer.

Zu Absatz 4

Diese Regelung ist notwendig, um die Wasserversorgung
und Abwasserbeseitigung bei Überschreitung der Länder-
grenzen länderscharf abgrenzen zu können.

Zu § 8 (Erhebung der nichtöffentlichen Wasserversorgung
und der nichtöffentlichen Abwasserbeseitigung)

Neben der öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserbe-
seitigung spielt die Nutzung natürlicher Wasserquellen und
die Zurückleitung von Abwasser in die Natur durch die ver-
schiedenen wirtschaftlichen Nutzungsbereiche (Industrie,
Wärmekraftwerke und Landwirtschaft) eine wesentliche
Rolle bei der Gewässerschutzpolitik. Deshalb sind auch
Erhebungen der nichtöffentlichen Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung unabdingbar. Auch hier sind Informa-
tionen über die Wasserförderung, die Verwendung wie auch
die Abwasserbehandlung und den Verbleib des Wassers und
Abwassers unabdingbar für die Bilanzierung der Wasserent-
nahme aus natürlichen Ressourcen und die entsprechende
Rückleitung in Form von Abwasser (behandelt oder unbe-
handelt). Wichtig sind in diesem Zusammenhang auch

Werte zum Schadstoffgehalt und Schadstofffrachten des
eingeleiteten Abwassers.

Allerdings unterscheidet sich die nichtöffentliche von der
öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in
der Struktur derart, dass die Erhebungen unterschiedlich zu
regeln sind. Nach der IVU-Richtlinie werden nur bestimmte
industrielle Tätigkeiten mit Erfassungsgrenzen für die Pro-
duktionskapazität geregelt, die in Anhang 1 der Richtlinie
genannt werden. Nach Artikel 15 Abs. 3 der IVU-Richtlinie
veröffentlicht die Kommission alle drei Jahre ein Verzeich-
nis der wichtigsten Emissionen anhand der von den Mit-
gliedstaaten übermittelten Informationen (EPER). Auch
hier sind Grenzen für die Schadstofffrachten zu überschrei-
ten, damit eine Erfassung in Frage kommt. Im Ergebnis
werden nur bestimmte Tätigkeiten ab einer bestimmten
Kapazität im EPER berücksichtigt. Dadurch fallen viele
Unternehmen aus dem Erhebungsregister heraus, die jedoch
für die wasserwirtschaftlichen Zwecke von wesentlicher
Bedeutung sind. Auch hinsichtlich der Erhebungsmerkmale
werden wichtige Informationen wie Kreislaufführung im
EPER nicht erhoben.

Die Erhebungen nach den §§ 7 bis 9 UStatG der bisher gel-
tenden Fassung (Industrie, Landwirtschaft bzw. Wärme-
kraftwerke) werden, da inhaltlich zusammengehörig, in
einem einzigen Paragraphen zusammengefasst. Dabei wird
grundsätzlich die Eingrenzung des Berichtskreises auf be-
stimmte Wirtschaftszweige aufgehoben und allein die um-
weltpolitisch wichtigen Aspekte Wassergewinnung und Ab-
wassereinleitung in den Vordergrund gestellt. Dadurch wird
gewährleistet, dass die Mengen großer Wassergewinner und
Abwassereinleiter außerhalb der bisherigen Wirtschafts-
zweige – die bisher der Erhebung verloren gingen, aber
große Auswirkungen auf den Zustand der Gewässer haben
können – in die Erhebung einbezogen werden. Gleichzeitig
wird durch das Setzen von Abschneidegrenzen erreicht,
dass die Mengen kleiner Wassergewinner und Abwasserein-
leiter nicht mehr in die Erhebung einbezogen werden.

Durch die Anwendung von so genannten Bagatellgrenzen
im Erhebungsverfahren sollen andererseits kleine Betriebe
von der Berichtspflicht entlastet werden. Praktiziert wurde
dies in der Vergangenheit bei den Erhebungen bei den Wär-
mekraftwerken. Durch das Setzen einer Bagatellgrenze von
1 000 Kubikmeter wurde eine große Anzahl von kleinen
Blockheizkraftwerken aus der Erhebung entlassen, ohne
dass deren nicht mehr einbezogene Wassermengen insge-
samt eine große Auswirkung auf das Gesamtergebnis hat-
ten. Allerdings eignen sich diese Grenzen nicht zur Auf-
nahme in das Gesetz, da sie je nach Struktur des Wirt-
schaftszweiges anders zu setzen sind. Auf die Fortführung
der früheren Höchstgrenzen wurde dementsprechend ver-
zichtet; sie haben sich im Erhebungsverfahren als irrelevant
gezeigt. Sie wurden bei den bisherigen Erhebungen immer
weit unterschritten. Die o. a. Vorgehensweise des Setzens
von Bagatellgrenzen im jeweiligen Erhebungsverfahren von
der Wasser-/Abwasserseite her sind wesentlich besser ge-
eignet, Entlastungen zu gewährleisten.

Durch diese Veränderung wird insgesamt eine Verbesserung
der Qualität und Aussagekraft von Daten erzielt, da große
Wasser- und Abwassermengen hinzukommen und damit
alle relevanten Wasserentnahmen und Abwassereinleitun-
gen erfasst werden. Andererseits wird sich aber die Zahl der
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befragten Betriebe insgesamt verkleinern, da kleine Be-
triebe zukünftig aus der Berichtspflicht entlassen werden.
Die Erfahrungen der letzten Erhebungen zeigten, dass deren
Mengen einen geringen Anteil am Gesamtaufkommen ha-
ben und daher vernachlässigbar sind.
Insgesamt sind durch die Anpassungen und Zusammenfas-
sungen keine Mehrbelastungen der Betriebe zu erwarten. In
Bezug auf die Merkmale gibt es keine Veränderungen.

Zu Absatz 1
In Absatz 1 sind die Erhebungen gemäß bisher geltendem
UStatG in der Industrie und den Wärmekraftwerken als Er-
hebung der nichtöffentlichen Wasserversorgung und Abwas-
serbeseitigung zusammengefasst worden. Die zu erhebenden
Merkmale werden jeweils für die Wassergewinnung sowie
für die Abwasserbehandlung bei nichtöffentlichen Betrieben
erhoben. Der Wirtschaftszweig als Ausgangspunkt für die
Berichtspflicht wurde aufgehoben. Damit wird insbesondere
dem Problem der Schrumpfung des Berichtskreises durch so
genannte Ausgründungen, das bei den bisherigen Erhebun-
gen aufgetreten ist, Rechnung getragen. Immer mehr Be-
triebe, die sich in den berichtspflichtigen Wirtschaftszwei-
gen nach § 7 UStatG der bisher geltenden Fassung befinden,
werden ausgegliedert und dem Dienstleistungsgewerbe zu-
geordnet. Dadurch gehen die dort geförderten Wasser- und
eingeleiteten Abwassermengen der Erhebung verloren.
Auch darüber hinaus kann es im Dienstleistungsgewerbe
und in anderen Wirtschaftszweigen Betriebe geben, die
große Wassermengen entnehmen oder einleiten.
Die Beschränkung auf die bisherigen Wirtschaftszweige
muss daher auch aus diesem Grunde aufgehoben werden.
Aus Sicht des Schutzes der natürlichen Wasserressourcen
und der Nachhaltigkeitsstrategie ist allein die Wasserent-
nahme oder die Abwassereinleitung wichtig. Nur so kann
ein realistisches Bild der Wassernutzung durch die Industrie
und anderer Nutzungsbereiche wiedergegeben werden, was
für die Erstellung eines vollständigen Gesamtbildes der
nationalen Wasserwirtschaft notwendig ist.
Die ausschließlichen Fremdbezieher werden in die Erhe-
bung mit einbezogen, um die Verwendungsseite des Was-
sers umfassend darstellen zu können.
Durch die Einschränkung auf ein Wasseraufkommen (Fremd-
bezug von Wasser) von mindestens 10 000 m3 wird verhin-
dert, dass auch kleine Betriebe, Unternehmen und Einrich-
tungen befragt werden. Die Gewinnung von Wasser ist analog
zur öffentlichen Wasserversorgung geregelt. Bei der Verwen-
dung von Wasser wird nach Einfach-, Kreislauf- und Mehr-
fachnutzung unterschieden, da dies wichtige Aussagen über
die Effizienz des Wassereinsatzes zulässt. Besonders wichtig
ist dies für den Bereich des Kühlwassereinsatzes.
Wie in § 7 wird auch in § 8 das Abwasser und die Art der
Abwasserbehandlung geregelt. Es sind wichtige Daten zur
Beurteilung der industriellen Abwasserbeseitigung.
Der Ort der Einleitstelle, in § 17 UStatG der bisher gelten-
den Fassung geregelt, gibt maßgebliche Hinweise für die
Belastung der örtlichen Gewässer bzw. der Flussgebiete und
Teileinzugsgebiete durch die Abwassereinleitungen aus in-
dustriellen und anderen nichtkommunalen Kläranlagen und
ist damit ein wichtiges Indiz für regionale Gewässerbelas-
tungen.

Die nach Nummer 5 erhobenen Daten zu den Konzentratio-
nen sind bezogen auf die jeweilige Anlage. Damit besteht ein
Unterschied zum EPER, in dem Schadstofffrachten auf Be-
triebsebene erhoben werden. Soweit die Daten als Verwal-
tungsdaten vorliegen (z. B. Emissionserklärungen bei den
zuständigen Landesbehörden) ist § 18 Abs. 3 anwendbar.

Für die Bewertung der Wassernutzung und Abwassereinlei-
tung nach Wirtschaftszweigen ist es bei Dienstleistungen der
Wassergewinnung oder Abwassereinleitung wichtig, Infor-
mationen über das abgegebene Wasser bzw. angenommene
Abwasser nach Wirtschaftszweigen zu erhalten. In diesen
Fällen muss der Wirtschaftszweig der Betriebe, für die Was-
serversorgung und Abwasserbeseitigung durchgeführt wird,
erhoben werden (siehe § 8 Abs. 1). Zu Vereinfachungs-
zwecken und zur Entlastung der Berichtspflichten wird aber
nur der Wirtschaftszweig des Hauptauftraggebers erfragt.

Zu Absatz 2

Um die Situation der Wassernutzung in Deutschland zu ver-
vollständigen, ist es notwendig, auch die Entnahme zu Be-
wässerungszwecken einzubeziehen. Sie ist zwar insgesamt
gegenüber den Bereichen in Absatz 1 von eher untergeord-
neter Bedeutung, aber durch große regionale Unterschiede
charakterisiert. So sind Auswirkungen in einigen Teilen
Deutschlands auf den Wasserhaushalt von höherer Bedeu-
tung. Die Bewässerung findet nicht nur innerhalb der Land-
wirtschaft, sondern auch in größerem Maße für die Pflege
von Parkanlagen und Sportstätten (z. B. Golfplätze) statt.
Hier werden zum Teil große Wassermengen gewonnen und
eingesetzt. Sie sind daher in die Erhebung einzubeziehen.

Die Wassergewinnung zur Bewässerung wird in Absatz 2
gesondert geregelt, da hier nur ein geringer Teil der in Ab-
satz 1 genannten Erhebungsmerkmale relevant ist.

Die Periodizität ist an die übrigen Erhebungen der Wasser-
wirtschaft anzupassen. Ansonsten lägen Daten nur alle 12
Jahre, z. B. für Zwecke der Wasserbilanz, vor.

Einer dadurch entstehenden Mehrbelastung steht die Entlas-
tung durch den Verzicht auf die Erhebung des Abwassers
entgegen. Zudem handelt es sich hier um einen sehr kleinen
Merkmalskatalog, der kaum Aufwand verursacht.

Die bisher im Gesetz enthaltene Abfrage des Abwassers im
Rahmen der Fragen zur Bewässerung hat sich als wenig
zweckmäßig erwiesen. Auch eine Erweiterung der Fragen zu
Abwasser auf die Tierhaltung wäre nicht sinnvoll, erstens
wegen der geringen Bedeutung und zweitens wegen der
Tatsache, dass Jauche, Gülle und Silagesickersäfte nicht als
Abwasser eingestuft werden. Mit der Streichung des § 8
Nr. 4 und 5 UStatG der bisher geltenden Fassung wird auch
der Entlastung der Auskunftspflichtigen Rechnung getragen.

Zu § 9 (Erhebungen der Unfälle beim Umgang mit und
bei der Beförderung von sowie der Anlagen zum
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen)

Wassergefährdende Stoffe können bei unsachgemäßem Aus-
tritt schwere Schäden an den natürlichen Wasserressourcen
verursachen. Daher ist es wichtig, sowohl einen Überblick
über die Zahl der Anlagen, die mit wassergefährdenden Stof-
fen umgehen, zu erhalten, als auch regelmäßig Daten über
Unfälle, die in diesen Anlagen oder bei der Beförderung von
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wassergefährdenden Stoffen auftreten, zu erfassen und damit
die Entwicklungen in diesem Bereich zu beobachten.

Zu Absatz 1

Diese Erhebung gibt Auskunft über Unfälle bei Anlagen
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen. Sie liefert
damit wichtige Hinweise über die Qualität der Anlagen und
die Wirksamkeit der rechtlichen Regelungen zum Bau und
Betrieb dieser Anlagen in Hinsicht auf den Gewässerschutz.
Hierfür wichtig ist, die Umstände der jeweiligen Unfälle zu
kennen. Hierzu gehören vor allem Ort und Datum der Fest-
stellung (das Datum des Unfalls ist oft nicht bekannt), Art
der Anlage (beschrieben durch Verwendungszweck und die
für die Bewertung des Unfalls vorgegebenen Standort-
gegebenheiten, z. B. Wasserschutzgebiete, Art und Menge
sowie Wassergefährdungsklasse des ausgetretenen wasser-
gefährdenden Stoffes, die Unfallfolgen sowie nachfolgende
Maßnahmen der Schadensbeseitigung. Zur Entlastung der
Berichtspflichtigen wird das Merkmal Kosten gestrichen.

Zu Absatz 2

Neben den in Absatz 1 genannten Unfällen passieren auch
Unfälle bei der Beförderung von wassergefährdenden Stof-
fen auf den verschiedenen Verkehrsträgern Straße, Wasser,
Schiene, Luft. Zur Einordnung und Bewertung der Unfälle
sind bis auf die Art des Beförderungsmittels die gleichen
Erhebungsmerkmale notwendig wie in Absatz 1. Zur Ent-
lastung der Auskunftspflichtigen wird zukünftig auf die Er-
hebung der Merkmale Art des Unfalls (ähnlich der Ursache
des Unfalls), Art der Beschädigung und der Stoffausbrei-
tung verzichtet. Zur Entlastung der Berichtspflichtigen wird
auch das Merkmal Kosten gestrichen.

In diesem Bereich sind zur Beseitigung der Unfallfolgen
nicht nur die nach Landeswassergesetzen zuständigen unte-
ren Wasserbehörden tätig, sondern auch z. B. nach dem
Bundes-Bodenschutzgesetz die Straßenverkehrsbehörden.
Dadurch kommt es zur Untererfassung. Daher ist die Be-
richtspflicht nicht nur auf die Landeswassergesetze abzu-
stellen.

Zu Absatz 4

Entsprechend dem Wasserhaushaltsgesetz (§§ 19 ff. WHG)
sind Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
so zu gestalten, dass keine Verunreinigung der Gewässer
entsteht. Sie unterliegen gemäß den einzelnen landesrechtli-
chen Vorschriften besonderen Überwachungspflichten. Die
Erhebung liefert eine Bestandsaufnahme der Anlagen zum
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und gibt damit
Aufschluss über das Gefährdungspotenzial. Sie dient auch
als Bezugsgröße für die Erhebung der Unfälle beim Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen. Ein Erhebungszeit-
raum von fünf Jahren ist dafür ausreichend.

Mit dieser Erhebung sollen die wesentlichen Erhebungs-
merkmale erhoben werden. Sie sind analog zu Absatz 1 for-
muliert, um einen Abgleich zu ermöglichen. Dabei konzent-
riert sich die Erhebung auf die Erhebungsmerkmale, die in
der Mehrheit der Länder-Überwachungsdateien gemäß den
landesrechtlichen Vorschriften enthalten sind. Art und
Standort der Anlage sind wichtig zur Einordnung des Ge-
fährdungspotenzials der Anlage für die Umgebung. Die

Angabe des Standorts dient auch dem Abgleich mit den
Angaben zum Ort der Unfälle nach Absatz 1. Unter dem
Merkmal Standortgegebenheiten wird erhoben, ob sich die
Anlage in einem besonderen Schutzgebiet (Wasserschutzge-
biete etc.) befindet oder nicht. Die Art des wassergefährden-
den Stoffes richtet sich nach § 19g WHG in der jeweils gel-
tenden Fassung, wonach wassergefährdende Stoffe feste,
flüssige und gasförmige Stoffe sind, die geeignet sind, die
physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit
des Wassers nachhaltig zu verändern. Dabei sind im Rah-
men der Erhebung nur Hauptgruppen wie z. B. Mineralöl-
produkte und Abfälle abzufragen, und nicht einzelne Stoffe.
In der Mehrheit führen die zuständigen Behörden die zu
führenden Überwachungsdateien in DV-Form, so dass die
Lieferung der Daten problemlos und ohne Aufwand durch-
zuführen ist.

Zur Entlastung der Auskunftspflichtigen werden Erhebungs-
merkmale wie Betriebsweise der Anlage und Wirtschafts-
zweig und Gefährdungsstufe gestrichen, zumal diese
Erhebungsmerkmale nicht in allen landesspezifischen Über-
wachungsdateien vorhanden sind.

Zu § 10 (Erhebung der Luftverunreinigungen)

Die Angaben der Erhebung über Luftverunreinigungen wer-
den nicht bei den Betreibern der Anlagen, die dem Anwen-
dungsbereich nach § 1 der Verordnung über Emissionser-
klärungen und Emissionsberichte (11. BImSchV) in der je-
weils geltenden Fassung unterliegen, sondern bei den nach
Landesrecht für den Vollzug der Emissionserklärungsver-
ordnung zuständigen Behörden erhoben. Damit wird der
Tatsache Rechnung getragen, dass die für die Statistik erfor-
derlichen Daten bereits aus dem Vollzug dieser Verordnung
bei den Behörden verfügbar sind. Somit werden Doppel-
erhebungen bei den Berichtspflichtigen verhindert. Darüber
hinaus liegen die Daten den Verwaltungsbehörden in der
Regel in elektronischer Form vor, so dass die Datenlieferun-
gen automatisch erstellt werden können und damit nur ein
sehr geringer Aufwand entsteht.

Die Statistik erfasst die Emissionen von ortsfesten luftver-
unreinigenden Anlagen im gewerblichen Bereich quellen-
scharf. Sie soll die Entwicklung des Schadstoffausstoßes
nach Schadstoffgruppen und ausgewählten Bestimmungs-
gründen im Zeitablauf anzeigen. Dabei beschränkt sich die
Erhebung auf solche Anlagen, die dem Anwendungsbereich
nach § 1 der 11. BImSchV in der jeweils geltenden Fassung
unterliegen und für die vom Betreiber eine Emissionserklä-
rung abzugeben ist.

Die Emissionserklärung ist nicht auf eine Stoffliste be-
schränkt und enthält weiterhin die Erhebungsmerkmale:
Einsatz emissionsrelevanter gehandhabter Stoffe, von Anla-
gen ausgehende Luftverunreinigungen sowie Kapazität und
Auslastung der Anlage. Die Weiterführung der Sekundärsta-
tistik des UStatG in der Fassung vom 21. September 1994
über den Anhang 2 der gültigen Verordnung über Emis-
sionserklärungen und Emissionsberichte bleibt deshalb wei-
terhin sinnvoll. Die Erhebung findet ab dem Berichtsjahr
2007 im dreijährigen Rhythmus statt.

In Verbindung mit anderen amtlichen Statistiken, insbeson-
dere umweltökonomischen Statistiken, können zusammen-
fassende Darstellungen über die Struktur von Umweltprob-



Drucksache 15/5538 – 26 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

lemen in den verschiedenen Regionen des Bundesgebietes
gegeben und die Berechnungen über Luftverunreinigungen
in der Bundesrepublik Deutschland auf eine genauere
Grundlage gestellt werden.

Zu § 11 (Erhebung bestimmter ozonschichtschädigender
und klimawirksamer Stoffe)

Die nationale und internationale Diskussion über die Gefah-
ren aufgrund des Abbaus der Ozonschicht und die drohende
Erderwärmung hat den Bedarf an umfassender Information,
insbesondere über Herstellung, Verwendung und Entsorgung
von ozonschichtschädigenden und klimawirksamen Stoffen
deutlich gemacht. Als Wirtschaftsstatistik dient diese Erhe-
bung der Erfüllung internationaler Berichtspflichten, indem
über die Ermittlung der tatsächlichen Art der Verwendung
Rückschlüsse auf das Gefährdungspotenzial für die Ozon-
schicht und das Klima ermöglicht werden.

Da die Emissionsvorgänge hier nicht von definierten Anla-
gen, sondern von bestimmten Stoffgruppen und den hiermit
verbundenen Herstellungs- und Verbrauchsprozessen abhän-
gen, zielt die Erhebung auf eine Darstellung der Inlandsver-
fügbarkeit dieser Stoffe ab, einschließlich der zur Her-
stellung, Instandhaltung oder Reinigung von Erzeugnissen
verwendeten Stoffe.

Adressaten dieser jährlich durchzuführenden Erhebung sind
die Hersteller, die Ein- und Ausführer und Verwender der in
den Anhängen I und II der Verordnung (EG) Nr. 2037/2000
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. Juni
2000 über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen
(ABl. EG Nr. L 244 S.1), zuletzt geändert durch Verordnung
(EG) Nr. 1804/2003 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 22. September 2003 (ABl. EU Nr. L 265 S. 1)
genannten Stoffe. Neben den Verpflichtungen bezüglich der
ozonschichtschädigenden Stoffe ergibt sich der Datenbedarf
dadurch, dass Deutschland sich als Vertragspartner der VN-
Klimarahmenkonvention verpflichtet hat, die Berichtsanfor-
derungen zu Emissionen, die in den Artikeln 5, 7 und 8 des
Kyoto-Protokolls inhaltlich und methodisch formuliert sind,
zu erfüllen. Neben den klassischen Klimagasen wurden
1997 auch die fluorierten Treibhausgase H-FKW, (teil-
fluorierte Kohlenwasserstoffe), FKW (perfluorierte Kohlen-
wasserstoffe) und SF6 (Schwefelhexafluorid) in das Kyoto-
Protokoll der Klimarahmenkonvention und in die Bundes-
statistik aufgenommen.

Nachfragen zu Ergebnissen der Erhebung werden häufig in
länderscharfer Abgrenzung gewünscht. Dazu müsste eigent-
lich vom Unternehmens- zum Betriebskonzept und damit zu
einer großen Mehrbelastung aller Auskunftspflichtigen
übergegangen werden. Die gewählte Auskunftsform für Un-
ternehmen mit Niederlassungen in mehreren Ländern stellt
einen Kompromiss dar und führt im Gegensatz zum
Betriebsstättenkonzept zu einer kaum nennenswerten Mehr-
belastung bei nur wenigen betroffenen Unternehmen.

In Absatz 4 wird die Erhebung von SF6 (Schwefelhexafluo-
rid) neu geregelt. Auskunftspflichtig sind neben den Unter-
nehmen, die diesen Stoff herstellen, ein- oder ausführen
(analog den Absätzen 1 und 2) auch diejenigen, die diesen
Stoff in Mengen von mehr als 200 Kilogramm pro Jahr im
Inland abgeben. Abweichend von den Absätzen 1 und 2
werden hier nicht die Verwender befragt. Dies führt auf-

grund der geringen Anzahl der Auskunftspflichtigen zu
einer erheblichen Reduzierung des Erhebungsaufwands und
damit der Kosten. Auch wird dadurch eine sehr große Zahl
von Verwendern entlastet. Durch dieses Verfahren können
keine länderscharfen Ergebnisse mehr erstellt werden, wes-
halb das Statistische Bundesamt mit der Durchführung und
Aufbereitung dieser Zentralerhebung beauftragt wird.
Die Reduzierung der Abschneidegrenze in den Absätzen 1
und 2 von 50 kg auf 20 kg resultiert aus einer im Vorfeld
durchgeführten Befragung bei den statistischen Landesäm-
tern und stellt einen Kompromiss zwischen einem Wegfall
und der Beibehaltung der ursprünglichen Abschneidegrenze
von 50 kg dar. Durch die Reduzierung der Abschneide-
grenze auf 20 kg wird gewährleistet, dass 90 Prozent der er-
hebungsrelevanten Stoffe und Mengen erfasst werden bei
gleichzeitig vertretbarem Mehraufwand bei den Befragten.
Die verbleibenden 10 Prozent sollen im Rahmen eines For-
schungsvorhabens durch das Umweltbundesamt ermittelt
werden, sodass die Erhebung nach § 11 UStatG einen Bei-
trag zur Inventarisierung im Sinne des Kyoto-Protokolls
leisten kann.

Zu § 12 (Erhebung der Arten und Lebensräumen von
gemeinschaftlicher Bedeutung)

Aus Artikel 17 i. V. m. Artikel 11 der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie (FFH-RL) ergibt sich die Verpflichtung des Bun-
des, Daten über die Maßnahmen auf Grundlage dieser
Richtlinie sowie zum Erhaltungszustand der Schutzgegen-
stände der Richtlinie an die EU zu übermitteln (Berichts-
pflicht). Diese Verpflichtung folgt unabhängig von der in
§ 32 BNatSchG geregelten Zuständigkeit der Länder für die
Umsetzung der Bestimmungen der FFH-RL aus der Außen-
vertretungskompetenz des Bundes (Artikel 32 GG). Der
Bund ist im Außenverhältnis zur Vorlage eines nationalen
Berichtes verpflichtet.
Zwecknotwendig ergibt sich aus diesem Sachverhalt, die
Bereitstellung der Daten durch die Länder zur Bewältigung
der Bundesaufgaben zu koordinieren. Daraus folgen jedoch
keine über die bestehenden Verpflichtungen hinausgehen-
den Belastungen für die Länder.
Der § 12 Abs. 1 orientiert sich unmittelbar an den Vorschrif-
ten der FFH-RL bezüglich der Datenanforderungen. Detail-
lierte Regelungen sind nach Artikel 17 Abs. 1 Satz 3 der
FFH-RL durch den Ausschuss nach Artikel 20 der Richtli-
nie vorzugeben. Dies ist bislang nicht erfolgt. Die ausste-
henden Vorgaben und detaillierten Regelungen sollen in ei-
ner entsprechenden Verordnung geregelt werden.
Das Bundesamt für Naturschutz, das nach Absatz 2 die Er-
hebung durchzuführen hat, ist an die statistische Geheim-
haltung nach § 16 Bundesstatistikgesetz gebunden.
Es ist zweckmäßig, dass die Erhebungen zentral bei den
nach Landesrecht zuständigen Behörden auf Bundesebene
erfolgen und aufbereitet werden, da gemäß Artikel 17
Abs. 1 der FFH-RL nationale Berichte erstellt werden müs-
sen. Diese Bewertung gilt auch im Hinblick auf die geringe
Zahl der nach § 18 auskunftspflichtigen Behörden.
Im Zusammenhang des Meldeverfahrens nach Artikel 4
Abs. 1 der FFH-RL wurden bewährte Verfahren zum Aus-
tausch von Daten zum Erhaltungszustand von Lebensraum-
typen und Arten gemeinschaftlicher Bedeutung etabliert. Es
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ist daher aus arbeitsökonomischer Sicht zweckmäßig, den
unmittelbaren Austausch zwischen den zuständigen Landes-
behörden und dem Bundesamt für Naturschutz auch für
Zwecke der Artikel 11 und 17 der FFH-RL fortzuführen.

Zu § 13 (Erhebung der Landschaftsprogramme, Land-
schaftsrahmenpläne und Landschaftspläne sowie
bestimmter naturschutzrelevanter Flächenkatego-
rien)

Zu Absatz 1

Der Erhebungsturnus der Daten ab 2008 alle vier Jahre ent-
spricht dem der Flächenerhebung nach den §§ 3 und 4
AgrarStatG. Damit sind die hier neu eingeführten statisti-
schen Größen unmittelbar geeignet, die existierende Flä-
chenstatistik zu ergänzen und zu untersetzen.

Nach dem novellierten Bundesnaturschutzgesetz sind die
Pläne und Programme nach den §§ 15 und 16 BNatSchG
flächendeckend zu erstellen. Landschaftspläne sind ferner
fortzuschreiben, wenn wesentliche Veränderungen der
Landschaft vorgesehen oder zu erwarten sind.

Die unter Absatz 1 Nr. 1 bis 11 genannten beschreibenden
Erhebungsmerkmale zur Landschaftsplanung dienen dem
Bundesgesetzgeber im Sinne einer Gesetzesfolgenbewer-
tung dazu, die Entwicklung des bundesrechtlich vorgese-
henen Instrumentes der Landschaftsplanung verfolgen zu
können.

Diese Einschätzung ist unter anderem von Bedeutung, um
die Nutzbarkeit und Möglichkeiten der Weiterentwicklung
der Landschaftsplanung für andere Naturschutzaufgaben,
insbesondere im Zusammenhang mit Anforderungen auf-
grund von EG-Richtlinien, abschätzen zu können.

Mit der Statistik wird der Bundesgesetzgeber in die Lage
versetzt, die Wirkungen der bestehenden gesetzlichen Rege-
lungen zu beurteilen und entsprechenden weiteren Rege-
lungsbedarf zu identifizieren. Diese Informationen können
schon jetzt über das auf freiwilliger Basis erstellte und daher
bisher unvollständige Landschaftsplanverzeichnis des Bun-
desamtes für Naturschutz abgerufen werden. Über die Ver-
ankerung im UStatG wird eine höhere Verbindlichkeit auch
im Sinne von Vollständigkeit und eine festgeschriebene
Regelmäßigkeit für die Datenweiterleitung hergestellt.

Auch die Daten zu den Größen von naturschutzrelevanten
Flächenkategorien nach Absatz 1 Nr. 12 und 13 erlauben
dem Bund eine Abschätzung der Relevanz und Entwicklung
der rahmenrechtlich vorgesehenen Instrumente Schutzge-
biete und Biotopverbund.

Die langfristige Beobachtung der Entwicklung der oben ge-
nannten Instrumente ist z. B. Voraussetzung dafür, rückläu-
fige Entwicklungen frühzeitig wahrnehmen zu können,
rechtzeitig konkrete Ursachenforschung zu betreiben sowie
Abhilfemaßnahmen einleiten zu können.

Da die in § 13 erhobenen Angaben von allgemeinem Inte-
resse sind, werden die Ergebnisse dieser Bundesstatistik in
angemessener Frist veröffentlicht.

Darüber hinaus wurde mit der nationalen Nachhaltigkeits-
strategie der Bundesregierung das Ziel gesetzt, die Neu-
inanspruchnahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen bis
zum Jahr 2020 auf 30 ha/Tag zu senken. Die Verminderung

der Flächeninanspruchnahme wird mit dem Fortschrittsbe-
richt zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, der im Okto-
ber 2004 vorgelegt wurde, zu einem Schwerpunktthema
nachhaltiger Entwicklung in Deutschland. Dabei sind quan-
titative aber auch qualitative Aspekte der Flächeninan-
spruchnahme gleichermaßen zu berücksichtigen.

Es zeigt sich, dass bundesweite Indikatoren für die Bewer-
tung der qualitativen Veränderungen der Flächeninanspruch-
nahme derzeit fehlen und die Entwicklung von Indikatoren
zur Qualifizierung der Flächeninanspruchnahme erforder-
lich ist. Neben qualitativen Aspekten sind die räumlichen
Unterschiede der Flächenentwicklung von Bedeutung für die
Formulierung von Strategien zur Verminderung der Flä-
cheninanspruchnahme. Daher müssen auch die Flächensta-
tistiken in Zukunft sowohl Flächenkategorien als auch räum-
liche Unterschiede differenzierter abbilden können, um
Problemschwerpunkte möglichst genau zu identifizieren und
wirksame Handlungsstrategien und Maßnahmevorschläge
zur quantitativen und qualitativen Steuerung der Flächen-
inanspruchnahme entwickeln zu können. Die hier in Ab-
satz 1 Nr. 12 und 13 sowie in Absatz 2 zu erhebenden Merk-
male von naturschutzrelevanten Flächenkategorien sind ge-
eignet, die vorhandenen Daten der bisherigen Flächenstatis-
tik entsprechend zu ergänzen und zu differenzieren.

Zu Absatz 2

Mit Hilfe dieser Erhebung soll eine regelmäßige bundesweite
Übersicht über die Entwicklung der unzerschnittenen ver-
kehrsarmen Räume >100 km2 sichergestellt werden. Der
Erhebungsturnus ist an die Verkehrsmengenzählungen zu
Bundes- und Landesstraßen angelehnt, die alle 5 Jahre (zu-
letzt im Jahr 2000) erfolgen und berücksichtigt eine 2-jährige
Frist zur digitalen Auswertung und Aufbereitung der Zählun-
gen, so dass die erstmalige Erhebung dazu 2007 vorgesehen
ist. Die unzerschnittenen verkehrsarmen Räume werden auf
Bundesebene schon seit 1978 vom heutigen Bundesamt für
Naturschutz in der Größenkategorie >100 km2 ohne zer-
schneidend wirkende Straßen mit mehr als 1000 Kfz/24 h als
Umweltindikator für die Landschaftszerschneidung im
Zusammenhang mit der anhaltenden Flächeninanspruch-
nahme und damit letztlich als Messgröße für eine nachhaltige
Raumentwicklung genutzt. Auf der 62. Umweltministerkon-
ferenz am 6./7. Mai 2004 wurde dem Indikator „Landschafts-
zerschneidung“ als ein Kernindikator der nachhaltigen Ent-
wicklung zugestimmt. Die Länderinitiative für einen länder-
übergreifenden Kernindikatorensatz (LIKI) hat daraufhin die
unzerschnittenen verkehrsarmen Räume als einen Teilindika-
tor für den Kernindikator Landschaftszerschneidung identi-
fiziert und eine technische Anleitung zu Berechnung erarbei-
tet, so dass in Zukunft einheitliche Berechnungsmaßstäbe
vorhanden sind. Soweit die zuständigen Behörden in den
Bundesländern die unzerschnittenen verkehrsarmen Räume
>100 km2 in weitere Klassen unterteilen, werden auch diese
mit der Erhebung erfasst.

Zu Absatz 3

Aufgrund der oben dargestellten Ziele (Gesetzesfolgenab-
schätzung, Flächendeckung), die mit den Erhebungen und
Auswertungen nach § 13 verfolgt werden, ist es zweckmä-
ßig, dass die Erhebungen bei den nach Landesrecht zustän-
digen Behörden zentral auf Bundesebene erfolgen und auf-
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bereitet werden. Diese Bewertung gilt auch im Hinblick auf
die geringe Zahl der nach § 18 auskunftspflichtigen Behör-
den.

Die Erhebungsmerkmale werden in wesentlichen Teilen be-
reits vom Bundesamt für Naturschutz erhoben bzw. an das
Bundesamt übermittelt und als Landschaftsplanverzeichnis
bzw. Statistik und Karte der unzerschnittenen verkehrsarmen
Räume beim Bundesamt geführt. Es ist daher aus arbeitsöko-
nomischer Sicht zweckmäßig, den unmittelbaren Austausch
zwischen den zuständigen Landesbehörden und dem Bun-
desamt für Naturschutz auf Grundlage der Regelungen des
§ 13 unter Berücksichtigung der weiteren Erhebungsmerk-
male fortzuführen.

Das Bundesamt für Naturschutz ist an die statistische Ge-
heimhaltung nach § 16 des Bundesstatistikgesetzes gebun-
den.

Zu § 14 (Erhebungen der Umweltschäden und Haftungs-
fälle)

Die Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 21. April 2004 über die Umwelthaftung
zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden hat das
Ziel, auf der Grundlage des Verursacherprinzips einen Rah-
men für die Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung
von Umweltschäden zu schaffen. Nach Artikel 18 Abs. 1
der Richtlinie erstatten die Mitgliedstaaten spätestens neun
Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinie der Kommission ei-
nen Bericht über die Erfahrungen bei der Anwendung der
Richtlinie. Der Inhalt des Berichts und die dabei vorzule-
genden Informationen und Daten werden in Anhang VI der
Richtlinie vorgegeben.

Das Gesetz setzt in § 14 diese Berichtspflicht um. In § 14
Satz 1 Nr. 1 bis 5 werden nur die für den Bericht obligatori-
schen Daten erhoben, um den Verwaltungsaufwand zu mini-
mieren. Der Tätigkeits-Klassifizierungskode ist der NACE-
Code nach Wirtschaftsbereichen entsprechend der statisti-
schen Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäi-
schen Gemeinschaft (NACE Rev. 1.1) nach Verordnung
(EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 (ABl.
EG Nr. L 293 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung. Ergän-
zende Angaben zu den Kosten der durchzuführenden Ge-
fahrenabwehr- und Sanierungsmaßnahmen (§ 14 Nr. 6)
werden nur dann erhoben, wenn sie den Auskunftspflichti-
gen bekannt sind. Die Erhebung der Erhebungsmerkmale zu
Umweltschäden und Haftungsfällen, die in den Anwen-
dungsbereich der Richtlinie 2004/35/EG über Umwelthaf-
tung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden
fallen, erfolgt bei den zuständigen Behörden (§ 18 Abs. 2
Nr. 11). Im Rahmen der Umsetzung der Richtlinie 2004/35/
EG werden die erforderlichen Informationspflichten der
Verursacher entsprechender Umweltschäden und Haftungs-
fälle gegenüber den für den Vollzug dieser Regelungen zu-
ständigen Behörden vorgesehen. Die Einschätzungen über
die von den Regelungen der Richtlinie verursachten Kosten
für Vermeidungs- und Sanierungsmaßnahmen gehen zurzeit
weit auseinander. Für die Evaluierung und Weiterentwick-
lung der Regelungen zur Umwelthaftung sind daher genau-
ere Informationen hierüber erforderlich. Um aber den Ver-
waltungsaufwand für diese fakultative Erhebung zu mini-
mieren, wird nicht vorgesehen, dass die entstandenen Kos-
ten in ihrer jeweils konkreten Größe genau ermittelt und

statistisch erfasst werden müssen. Vielmehr sind die Anga-
ben nur dann zu erheben, wenn sie vorliegen.

Eine zweijährliche Berichtspflicht erscheint erforderlich, um
eine kontinuierliche Evaluation der mit der Umwelthaf-
tungsrichtlinie erfassten Schadensfälle zu gewährleisten.
Durch die kontinuierliche Evaluation lassen sich nicht nur
Entwicklungen unter dem gemeinschaftsrechtlichen Haf-
tungssystem ablesen. Vielmehr ermöglicht es eine frühzei-
tige Berichtspflicht zu den dargestellten Angaben auch,
bereits im Vorfeld der Evaluation der Umwelthaftungsricht-
linie geeignete Vorschläge zur Verbesserung des Haftungs-
systems auf Gemeinschaftsebenen zu entwickeln.

Da es sich um eine einmalige Berichtspflicht der Mitglied-
staaten handelt, werden die Regelungen entsprechend be-
fristet.

Zu § 15 (Erhebung der Aufwendungen für den Umwelt-
schutz)

Die Verordnung 2056/2002 zur Änderung der Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 58/97 über die strukturelle Unterneh-
mensstatistik fordert neben den bisher schon zu liefernden
Daten über so genannte additive Umweltschutzinvestitionen
auch Daten über so genannte integrierte Umweltschutz-
investitionen. Diese werden nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bei
höchstens 10 000 Unternehmen und Betrieben erhoben,
ebenso wie die laufenden Aufwendungen für den Umwelt-
schutz nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2. Die Erhebung dieser
Daten erfolgt mittels einer geänderten Erhebungsmethodik.

Diese Erhebung soll die Umweltschutzinvestitionen und die
Beschäftigten im Umweltbereich erfragen, die als politisch
besonders wichtige Größen eingeschätzt werden. Um eine
Abstimmung mit den an verschiedenen Stellen verfügbaren,
z. T. detaillierteren Informationen über den Entsorgungsbe-
reich zu ermöglichen, ist es unabdingbar, dass als zusätzli-
che Erhebungsmerkmale für den Abfall- und Abwasserbe-
reich eine Frage nach der Rechtsform/Eigentumsverhältnis
eingefügt wird, um die öffentlichen Unternehmen zu ermit-
teln und um sie danach zu unterscheiden, ob sie überwie-
gend (d. h. mehr als 50 Prozent) oder nicht überwiegend
(d. h. zu 50 Prozent oder weniger) in öffentlichem Besitz
sind. Öffentlich sind solche Unternehmen, auf welche die
öffentliche Hand aufgrund Eigentums, finanzieller Beteili-
gung, Satzung oder sonstiger Bestimmungen, die die Tätig-
keit des Unternehmens regeln, unmittelbar oder mittelbar
einen beherrschenden Einfluss ausüben kann.

Die Wasserrahmenrichtlinie verlangt eine ökonomische
Analyse der Wassernutzungen mit dem Ziel der Ermittlung
kostendeckender Preise. Unabdingbare Informationen zur
Berechnung des Kostendeckungsgrades sind einerseits die
Investitionen, aber auf der anderen Seite auch die entspre-
chenden Entgelte der Wassernutzungen, Trinkwasser und
Abwasser, die der Endverbraucher aufbringen muss. Auf-
grund der unterschiedlichen Möglichkeiten bei der Preis-
und Gebührengestaltung werden mit der Entgelteerhebung
alle Bestandteile wie Beiträge, Grundgebühr und Mengen-
gebühr erfasst. Aus der vorhandenen Jahresabwassermenge
und dem o. g. Entgelteaufkommen lassen sich durchschnitt-
liche Wasserpreise berechnen. Informationen über die Ent-
gelte liegen derzeit flächendeckend nicht vor. Auch die bis-
herige Erhebung der Informationen war nicht ausreichend.
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Da diese ökonomischen Daten größeren Schwankungen
unterliegen als die Mengendaten, ist eine jährliche Abfrage
erforderlich. Auch hier ist die Aktualität der Daten beson-
ders wichtig. Da die Daten für die jeweiligen Flussgebiete
benötigt werden, ist eine Erhebung auf Gemeindeebene not-
wendig.

Um die ökonomischen Erhebungsmerkmale nicht mit den
rein mengenbezogenen Daten im Rahmen von den §§ 3
und 7 zu vermischen, werden sie hier im Rahmen der um-
weltökonomischen Erhebungen gelistet. Dieses Vorgehen
hat den Vorteil, dass man die ökonomischen Erhebungs-
merkmale im Rahmen einer unternehmens- bzw. betriebsbe-
zogenen Betrachtung abfragen kann, damit Doppelzählun-
gen in den Fällen, wenn mehr als eine Behandlungsanlage
pro Unternehmen/Betrieb/Behörde meldepflichtig ist, aus-
geschlossen werden.

Die Erhebung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 liefert aufgrund
der angewandten Methodik keine Länder-, sondern nur
Bundesdaten. Aus diesem Grund ist es zweckmäßig, sie als
so genannte zentrale Erhebung durchzuführen, d. h. das Sta-
tistische Bundesamt führt die Erhebung durch. Die Erhe-
bungen des § 15 sollen die Aufwendungen der deutschen
Wirtschaft für den Umweltschutz ermitteln. Obwohl von der
EU gefordert wird, für alle betroffenen Unternehmen und
Betriebe Daten zu liefern, werden bei dieser Erhebung ins-
besondere kleinere und mittlere Unternehmen und Betriebe
entscheidend entlastet. Die fehlenden Daten werden durch
qualifizierte Schätzungen generiert.

Zu § 16 (Erhebung der Waren und Dienstleistungen für
den Umweltschutz)

Mit dieser Erhebung wird eine Zeitreihe zur Thematik des
so genannten Öko-Marktes aus der amtlichen Statistik zur
Verfügung gestellt. Damit sind auch Ergebnisse für den Ver-
gleich der einzelnen Länder untereinander verfügbar. Auch
die Erfassung der Exporte und der Bauleistungen für den
Umweltschutz schließt Informationslücken. Die Auswei-
sung der Daten nach Struktur der Waren, Bau- und Dienst-
leistungen sowie nach Wirtschaftszweigen liefert ebenso
wertvolle Anhaltspunkte, die so sonst nicht verfügbar sind.

Ziel der Erhebung ist der Nachweis von Umfang und Struk-
tur des „Öko-Marktes“. Bisher liegt den nachgewiesenen
Umsatz-Daten der Erhebung eine Warenliste zugrunde, die
sich auf bestimmte Waren des Abfallmanagements (z. B.
Müllsäcke, Spezialfilter, Katalysatoren usw.) beschränkt.
Mit der Neufassung sollen in Zukunft auch Produkte und
Dienstleistungen aus den Bereichen so genannter „cleaner
technologies and products“, Ressourcenmanagement, wie
erneuerbare Energien (Solarenergie, Windkrafträder usw.)
nachgewiesen werden. Damit entspricht die Erhebung dem
aktuellen Forschungsstand, der Praxis in anderen Ländern
und den internationalen Empfehlungen der OECD.

Insbesondere kann nach Ausweitung der Güterliste der Be-
reich der erneuerbaren Energien besser untersucht werden.
Der Bereich der erneuerbaren Energien hat sich seit den
1990er Jahren rasch entwickelt. Zur Erreichung der Ziele
der Bundesregierung, bis 2010 den Anteil der erneuerbaren
Energien am Primärenergieverbrauch an der Strombereit-
stellung gegenüber dem Jahr 2002 zu verdoppeln und bis
2020 mindestens 20 Prozent der Strombereitstellung durch

erneuerbare Energien zu sichern, hat die Bundesregierung
mit dem Erneuerbaren-Energien-Gesetz, den Programmen
zur Förderung am Markt sowie im Bereich von Forschung
und Technologie die erforderlichen Voraussetzungen ge-
schaffen.

Die Umsätze und Anzahl der Beschäftigten im Bereich der
erneuerbaren Energien haben sich in den vergangenen Jah-
ren deutlich erhöht, mit der weiteren Entwicklung der er-
neuerbaren Energien werden für diesen Bereich weitere,
deutliche Zuwächse erwartet. Derzeitig vorliegende Anga-
ben beruhen jedoch überwiegend auf Ergebnissen von
Studien bzw. Schätzungen verschiedener wissenschaftlicher
Institutionen. Diese Angaben sind sehr widersprüchlich und
unvollständig. Die vorliegenden Informationen zu den der-
zeitig Beschäftigten und deren Entwicklung differieren je
nach den Modellannahmen erheblich. Um hinreichend
exakte Informationen über die Zahl der Beschäftigten
sicherzustellen, ist eine amtliche Statistik erforderlich.

Mit der vorgesehenen Erhebung in den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen werden auch sektorale Informationen deut-
lich verbessert. Mit den neuen Erhebungsmerkmalen wer-
den die Bereiche entsprechend Wirtschaftszweigklassifika-
tion der EU (NACE) in der jeweils gültigen Fassung defi-
niert, und lassen so einheitliche, verlässliche und nach einer
einheitlichen Methode erfasste Beschäftigungszahlen er-
warten.

Um die statistische Belastung der Unternehmen weiter zu
vermindern, werden Produkte des Umweltschutzes, die im
aktuellen Güterverzeichnis GP 2002 gelistet werden (z. B.
Solarzellen, Windkraftmaschinen usw.), im Rahmen des
§ 16 nicht erfragt, sondern (sofern die vorgesehene Novelle
des Statistikregistergesetzes kommt, die das Bundesstatis-
tikgesetz derart modifiziert, dass im Rahmen der Umwelt-
statistik auch die Ergebnisse der Produktionsstatistik ge-
nutzt werden dürfen) durch die Produktionsstatistik Eingang
finden.

Die Erhebung nach § 16 soll einen möglichst repräsentati-
ven Anteil des von der deutschen Wirtschaft erstellten Um-
satzes an Waren, Bau- und Dienstleistungen für den Um-
weltschutz ermitteln. Um die Belastung der Betriebe gering
zu halten, werden nur relevante Betriebe ausgewählt. Dies
geschieht u. a. bei der Berichtskreisauswahl, wobei durch
im Internet verfügbare Informationen die im Umweltmarkt
tätigen Betriebe identifiziert werden sowie bei der Stichpro-
benplanung durch die Einführung von absoluten oder relati-
ven Mindestgrenzen wie z. B. hinsichtlich des Umsatzes
oder der Beschäftigten. Im Übrigen gelten die in der Be-
gründung zu § 15 gemachten Erläuterungen zur Entlastung
kleiner und mittlerer Betriebe.

Zu § 17 (Hilfsmerkmale)

In § 17 sind die Hilfsmerkmale, die für eine ordnungs-
gemäße technische Durchführung der Einzelerhebungen
notwendig sind, geregelt. Dies gilt insbesondere für Name
und Anschrift der Erhebungseinheiten sowie deren Tele-
kommunikationsanschlüsse, um die Vollständigkeit der
Berichtskreise kontrollieren zu können.

Mit den Hilfsmerkmalen nach Absatz 1 Nr. 3 und 4 werden
Informationen über die Verschlüsselung der Einheiten nach
Wirtschaftszweigen gewonnen. Die Angaben nach
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Nummer 5 dienen der länderscharfen Abgrenzung der Anla-
gen sowie der Vollständigkeitskontrolle bzw. der Vermei-
dung von Doppelzählungen.

Zu § 18 (Auskunftspflicht)
Zu den Absätzen 1 und 2
In § 18 Abs. 1 und 2 wird die Auskunftspflicht zu den Erhe-
bungen angeordnet. An der Auskunftspflicht muss festgehal-
ten werden, wenn der Zweck der Statistiken nicht verfehlt
werden soll. Mit der Regelung soll sichergestellt werden,
dass für aktuelle umweltpolitische Fragen relevante statisti-
sche Ergebnisse bereitgestellt werden können. Die Haupt-
nutzer der Umweltstatistik sind auf den Nachweis zuverläs-
siger, fachlich tief gegliederter Ergebnisse angewiesen.

Zu Absatz 3
Die grundsätzliche Möglichkeit, auf bereits vorhandene
Verwaltungsdaten zurückzugreifen, wird zur Entlastung der
Betriebe und Unternehmen auf das ganze UStatG ausge-
dehnt. Erhebungsmerkmale, die aufgrund nichtstatistischer
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften bereits im Verwal-
tungsvollzug bei einer Behörde angefallen sind, dürfen bei
dieser Behörde erfragt werden. Die Auskunftspflicht geht
dann insoweit auf die entsprechende Behörde über.

Zu § 19 (Anschriftenübermittlung)
§ 19 enthält die Verpflichtung zur Übermittlung von An-
schriften. Die Kenntnis dieser Daten ist zur Vorbereitung
und Durchführung der in diesem Gesetz genannten Erhe-
bungen unabdingbar.

Zu § 20 (Übermittlung)
Handelt es sich bei den nach den §§ 3 und 7 befragten Be-
treibern von Abfallentsorgungs-, Wasserversorgungs- oder
Abwasseranlagen um öffentliche Stellen, kann davon ausge-
gangen werden, dass die Angaben auch in allgemein zu-
gänglichen Quellen zur Verfügung stehen.

In Absatz 4 wird geregelt, dass für Ad-hoc-Aufbereitungen
des Bundes sowie im supra- und internationalen Bereich die
statistischen Landesämter dem Statistischen Bundesamt die
anonymisierten Einzelangaben übermitteln. Außerdem sind
bestimmte Fragestellungen, wie z. B. die Strukturdaten von
Deponien, aufgrund der geringen Fallzahlen und der damit
einhergehenden Geheimhaltungsproblematik in den Län-
dern nur auf Bundesebene relevant. Durch die neue Rege-
lung werden die Verwaltungsabläufe wesentlich effizienter.
Die im Rahmen der statistischen Aufbereitung bisher prakti-
zierte, allerdings aufwändige und kostenintensive Vorrats-
tabellierung kann erheblich reduziert werden. Die vorge-
schriebene Anonymisierung der Datensätze ermöglicht
keine Auswertungen des Statistischen Bundesamtes unter-
halb der Länderebene. Eine Überschneidung mit Länder-
kompetenzen ist folglich nicht zu befürchten.

Zu § 21 (Verordnungsermächtigung)

Wie in der Begründung zu § 12 bereits dargelegt, bedarf es
noch einer Konkretisierung der Erhebungsmerkmale zur
Umsetzung der FFH-RL. Diese Konkretisierung soll im
Wege einer Verordnung nach § 21 Nr. 1 erfolgen.

Die Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen
nach Nummer 2 ist erforderlich, damit die Ausprägungen
einzelner Erhebungsmerkmale ohne Gesetzesänderungen
aktuellen sachlichen Erfordernissen angepasst werden kön-
nen. Die Regelung nach Nummer 2 Buchstabe b stellt si-
cher, dass durch die Einführung neuer Merkmale keine zu-
sätzlichen Kosten für Auskunftspflichtige und die statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder entstehen. Durch
die Notwendigkeit der Zustimmung des Bundesrates wer-
den die Interessen der Länder angemessen berücksichtigt.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes und
das Außerkrafttreten des Umweltstatistikgesetzes von 1994.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 810. Sitzung am 29. April 2005
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zum Gesetzentwurf allgemein
Der Bundesrat

– stellt fest, dass der Gesetzentwurf trotz der Bezeich-
nung „Straffung der Umweltstatistik“ per Saldo
durchschnittlich zu jährlichen Mehrkosten für die
Länder in Höhe von fast einer Mio. Euro führt;

– ist deshalb der Auffassung, dass der Gesetzentwurf
dem von der Bundesregierung propagierten Bürokra-
tieabbau sowie der notwendigen Entlastung der Aus-
kunftspflichtigen und der statistischen Ämter im Er-
gebnis nicht gerecht wird und auch auf die knappen
Ressourcen der Länder keine Rücksicht nimmt;

– fordert daher die Bundesregierung auf, im weiteren
Verfahren dafür zu sorgen, dass für die Länder zumin-
dest Kostenneutralität eintritt, indem durch reduzier-
ten Erhebungsaufwand im EU-relevanten und Einspa-
rungen im nicht EU-relevanten Programm der Um-
weltstatistik entsprechende Kostenreduzierungen vor-
genommen werden.

2. Zur Überschrift des Gesetzentwurfs
Die Bezeichnung des Änderungsgesetzes als „Gesetz zur
Straffung der Umweltstatistik“ ist irreführend. Es kommt
zwar partiell zu einigen Aufhebungen und Einschränkun-
gen bei statistischen Erhebungen. Dem stehen jedoch
zahlreiche Ausweitungen gegenüber der bestehenden
Rechtslage und demzufolge Mehrbelastungen von be-
richtspflichtigen Unternehmen bzw. Behörden gegen-
über:

– neu hinzukommende Erhebungen, z. B. nach § 3
Abs. 3, § 5 Abs. 3, § 11 Abs. 4 und § 14,

– Erweiterungen bei der Anzahl der berichtspflichtigen
Unternehmen, z. B. in § 16 (von 5 000 auf 15 000 Be-
triebe), in § 11 Abs. 1 und 2 durch Absenkung der so
genannten „Abschneidegrenze“ für die Berichts-
pflicht,

– Verkürzung der Periodizität der Erhebungen, z. B. in
§ 3 Abs. 2 und § 10,

– Ausweitung der Erhebungsmerkmale, z. B. in § 3
Abs. 1 und § 15 Abs. 2.

Deshalb sollte die Gesetzesänderung mit der Bezeich-
nung „Gesetz zur Änderung des Umweltstatistikgeset-
zes“ umschrieben werden.

3. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 1)

In Artikel 1 ist in § 3 Abs. 1 die Angabe „1. jährlich:“
durch das Wort „zweijährlich:“ zu ersetzen.

Als F o l g e ist

in Artikel 1 § 3 Abs. 1 die Angabe „2. zweijährlich:“ zu
streichen und sind die dann folgenden Buchstaben-
bezeichnungen anzupassen.

B e g r ü n d u n g

Eine Unterteilung in jährliche und zweijährliche Erhe-
bung der Daten ist nach EU-Verordnung 2150/2002 nicht
erforderlich. Hier steht in Abschnitt 5 unter Nr. 2. „Die
Mitgliedstaaten liefern die Daten für jedes zweite Jahr
nach dem ersten Bezugsjahr.“

Da die EU mit zweijährlichen Lieferungen auskommt,
sollte sich auch Deutschland damit begnügen. Die Belas-
tung der Auskunftspflichtigen kann damit halbiert
werden.

4. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a)

In Artikel 1 ist in § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a das Wort
„Beschaffenheit,“ zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Neben anderen Erhebungsmerkmalen wurde auch das
Merkmal „Beschaffenheit“ neu aufgenommen. Hiermit
wird die jährlich bei den Anlagenbetreibern durchge-
führte Statistik weiter ausgeweitet und verkompliziert.
Auf diese Angabe kann verzichtet werden. Die mit den
übrigen Merkmalen wie z. B. der „Art des Abfalls“ erho-
benen Informationen sind vollkommen ausreichend.

5. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b)

In Artikel 1 ist § 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Diese Angaben sind für statistische Auswertungen kaum
relevant bzw. geeignet. Der Nutzen läge allein in den an-
lagenbezogenen Einzelangaben, die jedoch aus Geheim-
haltungsgründen nicht veröffentlicht oder weitergegeben
werden können.

6. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 3)

In Artikel 1 ist § 3 Abs. 3 zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Die neue Erhebung bei bis zu 20 000 Abfall erzeugenden
Betrieben führt zu einer erheblichen Belastung für die be-
troffenen Unternehmen und zu einem erhöhten Aufwand
der statistischen Landesämter und somit zu Mehrkosten
für die Länder. Dem steht, abgesehen von der Erfüllung
der Berichtspflichten Deutschlands nach der EU-Abfall-
statistikverordnung, kein angemessener Nutzen gegen-
über. Es wird auch bezweifelt, dass auf der Grundlage
von 20 000 Betrieben repräsentative Landesergebnisse
erstellt werden können. Das gilt in besonderem Maße für
die kleineren und mittelgroßen Länder.
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Entgegen der Darstellung in der Gesetzesbegründung
sollte es möglich sein, die zur Erfüllung der EU-Be-
richtspflichten erforderlichen Informationen in einer
für diesen Zweck ausreichenden Qualität durch Schät-
zungen zu ermitteln. Die Gesamtmenge der in
Deutschland erzeugten Abfälle ist durch die Erhe-
bungen nach den §§ 3 bis 5 UStatG-E ggf. ergänzt um
Angaben aus der Außenhandelsstatistik, weitgehend
bekannt. Laut Gesetzesbegründung können von den
jährlich in Deutschland anfallenden 400 Mio. t Abfall
350 Mio. t und somit 87,5 Prozent der Abfälle zumin-
dest näherungsweise dem erzeugenden Wirtschafts-
zweig zugeordnet werden. Es erscheint daher vertret-
bar, dass die lediglich noch verbleibenden 12,5 Prozent
des Abfallaufkommens auf Grund von Analogieschlüs-
sen und Befragungen von Experten (z. B. aus den Ver-
bänden der Abfall erzeugenden und entsorgenden
Wirtschaft) den nach EU-Abfallstatistikverordnung ge-
forderten 20 Wirtschaftszweigen zugeordnet werden.
Damit könnte auf eine unangemessene Mehrbelastung
für Wirtschaft und Länder verzichtet werden.

7. Zu Artikel 1 (§ 5 Abs. 1 Satz 1)
In Artikel 1 sind in § 5 Abs. 1 Satz 1 nach den Wörtern
„Bau- und Abbruchabfällen“ die Wörter „in jeder ein-
zelnen Anlage“ einzufügen.
F o l g e ä n d e r u n g
In § 5 Abs. 1 Satz 1 ist in Nummer 3 das Wort „An-
zahl,“ zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Die Formulierungen im Gesetzentwurf erscheinen un-
logisch. Es wird durch den Änderungsvorschlag ver-
deutlicht, dass die abgefragten Angaben einzeln für
jede Anlage eines Betreibers, nicht aber für alle Anla-
gen eines Betreibers zusammenfassend zu machen
sind.

8. Zu Artikel 1 (§ 5 Abs. 3, § 18 Abs. 3 Satz 3 – neu –)
Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:
a) In § 5 Abs. 3 sind die Wörter „, Behandlung oder

Entsorgung“ zu streichen.
b) Dem § 18 Abs. 3 ist folgender Satz anzufügen:

„Als Verwaltungsstelle im Sinne des Gesetzes gilt
auch die nach dem Elektro- und Elektronikgerätege-
setz einzurichtende Gemeinsame Stelle.“

B e g r ü n d u n g
Zu Buchstabe a
Nach der vorliegenden Begründung des Gesetzent-
wurfs soll die Novellierung zur Reduzierung von Be-
lastungen der Auskunftspflichtigen durch die Vermei-
dung von Doppelerhebungen beitragen. Soweit sich
die Auskunft nach § 5 Abs. 3 auf die Sammlung rich-
tet, erfolgen auf Grund anderer Rechtsvorschriften
keine Erhebungen. Insofern ist die Erhebung im Zu-
sammenhang mit einer Berichtspflicht nach der Richt-
linie über Elektro- und Elektronikgeräte (Richtlinie
2002/96/EWG) unabweisbar. Demgegenüber enthält

das Elektro- und Elektronikgerätegesetz bereits kon-
krete Anforderungen über Mitteilungs- und Informati-
onspflichten der Hersteller an die Gemeinsame Stelle
und der Verpflichtung der Gemeinsamen Stelle zur
Weiterleitung an das Umweltbundesamt. Hierzu gehö-
ren Angaben über Art, Menge und Verbleib der Geräte.
Durch die Regelung in § 13 Abs. 4 ElektroG wird ge-
währleistet, dass das Aufkommen an Elektro- und
Elektronikaltgeräten sowohl aus privaten Haushalten
als auch aus anderen Herkunftsbereichen erfasst wer-
den. Auch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger
unterliegen bei Eigenverwertung der erfassten Altge-
räte einer Mitteilungs- und Informationspflicht gegen-
über der Gemeinsamen Stelle. Insofern liegt nach § 5
Abs. 3 eine Doppelerhebung von Daten vor, die im In-
teresse der Auskunftspflichtigen zu vermeiden ist. Zu-
sätzlich könnte das Umweltbundesamt die Gemein-
same Stelle zur Klarstellung im Wege der derzeit an-
hängigen Organisationsübertragungen verpflichten, die
Bundesregierung bei der Vorbereitung ihrer Berichts-
pflicht gegenüber der EU zu unterstützen.

Zu Buchstabe b

Die Änderung in § 18 Abs. 3 stellt klar, dass die von
den Herstellern nach dem Elektro- und Elektronikgerä-
tegesetz einzurichtende Gemeinsame Stelle als „Ver-
waltungsstelle“ im Sinne des Gesetzes anzusehen ist
und somit auf das dort vorliegende Sekundärdatenma-
terial zum Zwecke der Berichterstattung im Bereich
der Abfallwirtschaft an die EU zurückgegriffen werden
kann.

9. Zu Artikel 1 (§ 7 Abs. 2 Satz 1)

In Artikel 1 ist § 7 Abs. 2 Satz 1 wie folgt zu ändern:

a) Der Halbsatz „, jeweils nach gemeindlichen Entsor-
gungsgebieten nach Artikel 2 Nr. 2 der Richtlinie
91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 über die
Behandlung von kommunalem Abwasser (ABl. EG
Nr. L 135 S. 40),“ ist zu streichen.

b) In den Nummern 1 und 4 sind jeweils die Wörter
„nach gemeindlichem Entsorgungsgebiet“ durch
die Wörter „nach Gemeinden“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g

Die Datenerfassung zur öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung sollte auch künftig wie bisher gemeindebezogen
erfolgen, um die Vergleichbarkeit mit den bisher erho-
benen Daten zu gewährleisten.

10. Zu Artikel 1 (§ 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2)

In Artikel 1 ist in § 7 Abs. 2 Satz 1 die Nummer 2 zu
streichen.

B e g r ü n d u n g

Die nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 zu erhebenden Daten über-
schneiden sich weitgehend mit Daten, die zur Erfül-
lung von Berichtspflichten zur Richtlinie 91/271/EWG
(EU-Kommunalabwasserrichtlinie) gegenüber der EU-
Kommission zu Abwasseranlagen und Abwassereinlei-
tungen und für den Vollzug wasserrechtlicher Regelun-
gen zu erheben sind.
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Die zur Erfüllung der genannten Berichtspflichten ge-
genüber der EU-Kommission erforderlichen Daten
werden durch die Länder dem Umweltbundesamt oder
einer von diesem beauftragten Stelle zugeleitet und ste-
hen damit der Bundesregierung bereits zur Verfügung.
Der Bund ist damit in der Lage, die Entwicklung des
Abwasserbereichs zu beobachten und sich eine Grund-
lage für wasserwirtschaftliche Analysen sowie die Pla-
nung und Erfolgskontrolle von Maßnahmen zu schaf-
fen.

Nach den bisherigen Erfahrungen besitzen die Daten
des Statistischen Bundesamtes/der Statistischen Lan-
desämtern (Statistikbehörden) für die Arbeit der Was-
serbehörden und insbesondere für die Berichterstattun-
gen gegenüber der EU-Kommission nur eine unterge-
ordnete Bedeutung, da Auswertungen in der Regel
nicht innerhalb der von der EU-Kommission vorgege-
benen Termine vorliegen und durch die Statistikbehör-
den nach den Vorgaben der EU erforderliche Angaben
zu den einzelnen Abwasseranlagen und Einleitungen
nicht veröffentlicht werden (dürfen). Turnus, Daten-
umfang und Ortsbezug stimmen außerdem nicht mit
den fachlichen Erfordernissen und den rechtlichen
Anforderungen für die Berichterstattungen gegenüber
der EU-Kommission überein.

Der evtl. Nutzen einer Erhebung und Auswertung der
Daten durch die Statistikbehörden ist allenfalls sehr ge-
ring und kann den damit verbundenen Aufwand nicht
begründen.

Die nach dem Gesetz zur Straffung der Umweltstatistik
zu erhebenden Daten sind auf einen unverzichtbaren
Grundbestand zu beschränken und Doppelerhebungen
parallel zu den Abfragen für EG-Richtlinien zu ver-
meiden.

11. Zu Artikel 1 (§ 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5)

In Artikel 1 ist in § 7 Abs. 2 Satz 1 die Nummer 5 zu
streichen.

B e g r ü n d u n g

Die wesentlichen der nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 zu erheben-
den Daten werden durch die Wasserbehörden zur Er-
füllung von Berichtspflichten zur Richtlinie 91/271/
EWG (EU-Kommunalabwasserrichtlinie) gegenüber
der EU-Kommission zu Abwasseranlagen und Abwas-
sereinleitungen und für den Vollzug wasserrechtlicher
Regelungen erhoben.

Die zur Erfüllung der genannten Berichtspflichten ge-
genüber der EU-Kommission erforderlichen Daten
werden durch die Länder dem Umweltbundesamt oder
einer von diesem beauftragten Stelle zugeleitet und
stehen damit der Bundesregierung bereits zur Verfü-
gung. Der Bund ist damit in der Lage, die Entwicklung
des Abwasserbereichs zu beobachten und sich eine
Grundlage für wasserwirtschaftliche Analysen sowie
die Planung und Erfolgskontrolle von Maßnahmen zu
schaffen.

Nach den bisherigen Erfahrungen besitzen die Daten
des Statistischen Bundesamtes/der Statistischen Lan-
desämter (Statistikbehörden) für die Arbeit der Was-

serbehörden und insbesondere für die Berichterstattun-
gen gegenüber der EU-Kommission nur eine unterge-
ordnete Bedeutung, da Auswertungen in der Regel
nicht innerhalb der von der EU-Kommission vorgege-
benen Termine vorliegen und durch die Statistikbehör-
den nach den Vorgaben der EU erforderliche Angaben
zu den einzelnen Abwasseranlagen und Einleitungen
nicht veröffentlicht werden (dürfen). Turnus, Daten-
umfang und Ortsbezug stimmen außerdem nicht mit
den fachlichen Erfordernissen und den rechtlichen
Anforderungen für die Berichterstattungen gegenüber
der EU-Kommission überein.

Der evtl. Nutzen einer Erhebung und Auswertung der
Daten durch die Statistikbehörden ist allenfalls sehr ge-
ring und kann den damit verbundenen Aufwand nicht
begründen.

Die nach dem Gesetz zur Straffung der Umweltstatistik
zu erhebenden Daten sind auf einen unverzichtbaren
Grundbestand zu beschränken und Doppelerhebungen
parallel zu den Abfragen für EG-Richtlinien zu ver-
meiden.

12. Zu Artikel 1 (§ 7 Abs. 3 Nr. 3)

In Artikel 1 sind in § 7 Abs. 3 Nr. 3 die Wörter „Ab-
wasserbehandlung, Verbleib des Abwassers und Ort
der Einleitstelle“ durch die Wörter „Abwasserbehand-
lung und Verbleib des Abwassers“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g

Bei den Vorflutern der hier angesprochenen Kleinklär-
anlagen handelt es sich oft um kleinste, zum Teil sogar
namenlose Gewässer oder Gräben. Im Übrigen ist bei
der großen Anzahl von Kleinkläranlagen der Erhe-
bungsaufwand nicht zu leisten. Wasserwirtschaftlich
und umweltstatistisch ist eher von Interesse, ob in ein
oberirdisches Gewässer eingeleitet oder in das Grund-
wasser versickert wird (was unter dem Merkmal „Ver-
bleib des Abwassers“ erhoben werden kann).

13. Zu Artikel 1 (§ 8 Abs. 1 und 2)

In Artikel 1 ist § 8 wie folgt zu ändern:

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen:

„(1) Die Erhebung erfasst bei nichtöffentlichen
Betrieben, die Wasser gewinnen oder die einen
Fremdbezug an Wasser von mindestens 10 000 m3
pro Jahr haben, mit Ausnahme von landwirtschaft-
lichen Betrieben des Acker-, Garten- und Dauerkul-
turbaus und von Einrichtungen, die Wasser zu Be-
wässerungszwecken gewinnen, alle drei Jahre, be-
ginnend mit dem Berichtsjahr 2007, die Erhebungs-
merkmale

1. Gewinnung von Wasser nach Wasserarten sowie
Bezug und Abgabe von Wasser, jeweils nach
Menge,

2. Verwendung von Wasser nach Menge, getrennt
nach Einfach-, Mehrfach- und Kreislaufnut-
zung.“

b) Absatz 2 ist zu streichen.
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F o l g e ä n d e r u n g e n
Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:
a) In der Überschrift zu den §§ 8 und 2 Abs. 1 Nr. 5

sind jeweils die Wörter „und der nichtöffentlichen
Abwasserbeseitigung“ zu streichen.

b) In § 18 Abs. 2 Nr. 5 sind die Wörter „a) im Falle
des Absatzes 1“ und der Buchstabe b zu streichen.

c) In § 19 Abs. 3 sind die Wörter „und Einleitung von
Abwasser in Gewässer“ sowie „und Abwasserein-
leiter“ zu streichen.

B e g r ü n d u n g
Zu Absatz 1 insgesamt:
Nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 UStatG-E werden bei nichtöf-
fentlichen Betrieben Daten über die Abwasserbeseiti-
gung erhoben.
Ein Großteil dieser Daten wird aber bereits nach den
von den Ländern erlassenen Verordnungen über die
Emissionserklärung Abwasser erhoben, die wiederum
auf die Vorgaben der EU zum Europäischen Schadstoff-
emissionsregister (EPER) zurückgehen. Die Daten lie-
gen in Form der Emissionserklärung nach einheitli-
chem Muster bei den Überwachungsbehörden vor, so
dass eine zusätzliche Befragung der Betriebe nicht not-
wendig ist.
Die Information über die Art der Abwasserbehandlung
nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a UStatG-E liegt in
den Behörden in Form der Genehmigungsdaten eben-
falls vor.
Es trifft zu, dass nach dem EPER-Konzept eine Erhe-
bung unterhalb festgelegter Schadstofffrachten nicht
erfolgt und nicht alle abwasserrelevanten Tätigkeiten
vollständig erfasst werden. Nach EPER werden die
Daten auch auf Betriebsebene und nicht bezogen auf
die einzelne Anlage erhoben.
Es kann jedoch nicht akzeptiert werden, dass bei den
Unternehmen weiterhin Daten nach unterschiedlicher
Konzeption sowohl nach EU-Vorgaben als auch nach
nationalen Vorgaben erhoben werden. Berichtspflichten
und Statistiken werden in immer größerem Umfang auf
EU-Ebene geregelt. Um eine stetige Ausweitung der
Belastung für Unternehmen und Behörden zu vermei-
den, muss in diesen Fällen auf die auf einem abwei-
chenden Konzept beruhende Erhebung – auch soweit
eine Fortführung vielleicht wünschenswert ist und sich
partielle Datenverluste ergeben – verzichtet werden.
Der in der Begründung gegebene Hinweis auf die An-
wendung des § 18 Abs. 3 UStatG-E läuft in der Praxis
leer, denn § 8 UStatG-E zielt auf eine Primärerhebung
bei den Betrieben ab.
Das in § 8 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c UStatG-E aufge-
führte Erhebungsmerkmal „Herkunft und Verbleib des
ungenutzten Wassers und Abwassers …“ ist hin-
sichtlich der Abgrenzung zu den übrigen in Absatz 1
Nr. 1 und 2 genannten Merkmalen bzw. den nach
EPER zu machenden Angaben nicht schlüssig. Her-
kunft und Verbleib des Wassers ergeben sich im
Wesentlichen bereits aus den nach § 8 Abs. 1 Nr. 1

Buchstabe a <Gewinnung von Wasser> und Buch-
stabe b UStatG-E (bzw. Verwendung von Wasser) zu
machenden Angaben, so dass auf diesen Zusatz ver-
zichtet werden kann.

Die mit dem neuen Merkmal nach § 8 Abs. 1 Satz 2
UStatG-E (Wirtschaftszweig des Hauptauftraggebers
bei Dienstleistungsunternehmen) verbundene In-
formation ist verzichtbar. Dies gilt insbesondere auch
im Fall der Streichung der Primärerhebung über die
Abwasserbeseitigung.

Zu Absatz 1 Nr. 2

Für die wasserwirtschaftliche Bilanzierung genügt die
summarische Aufgliederung der Wassermenge nach
Einfach-, Mehrfach- und Kreislaufnutzung.

Zu Absatz 2

Die gewonnene Wassermenge zu Bewässerungszwe-
cken liegt weit unter der für die öffentliche Wasserver-
sorgung gewonnenen Wassermenge. Für die Was-
serbilanz ist sie damit vernachlässigbar.

Eine hinreichende Beurteilung des Wasserhaushaltes
erscheint mit dieser Erhebung nicht möglich. Allein
der Hinweis auf große regionale Unterschiede rechtfer-
tigt die Erhebung nicht. Für die betroffenen landwirt-
schaftlichen Betriebe entsteht trotz des in der Gesetzes-
begründung genannten kleinen Merkmalskataloges ein
zusätzlicher Aufwand. Im Sinne des Bürokratieabbaus
sollte auf die Erhebung der Gewinnung und Verwen-
dung von Wasser zu Bewässerungszwecken verzichtet
werden.

14. Zu Artikel 1 (§ 9 Abs. 4 Nr. 2)

In Artikel 1 ist in § 9 Abs. 4 Nr. 2 das Wort „, Mate-
rial“ zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Das Erfassungsmerkmal „Material“ sollte gestrichen
werden, da eine Anlage zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen aus mehreren Materialien bestehen
kann. So können z. B. in einer Anlage sowohl GFK-
Behälter als auch Metallfässer enthalten sein, die auf
Betonflächen stehen und deren Dichtungen aus Polye-
thylen hergestellt sind.

15. Zu Artikel 1 (§ 10)

In Artikel 1 ist § 10 zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Daten über Luftverunreinigungen durch immissions-
schutzrechtlich genehmigungsbedürftige Anlagen wer-
den auf der Rechtsgrundlage der 11. BImSchV (Emis-
sionserklärungsverordnung) von den Ländern erhoben.
Zur Erfüllung von EPER-Berichtspflicht werden diese
dem BMU zur weiteren Veranlassung bereitgestellt.

Eine zusätzliche Aufbereitung der Daten aus der
11. BImSchV für Zwecke des UStatG (§ 10) stellt eine
unnötige und überflüssige Zusatzbelastung dar. Aus-
wertungen im Rahmen des UStatG zur Luftreinhaltung
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sollten ausschließlich über die dem BMU vorliegenden
EPER-Daten erfolgen.
Zudem liegen Auswertungen auf Basis des § 10, die
bereits bislang möglich waren, nicht vor. Eine drin-
gende Notwendigkeit für die Erhebung kann demnach
nicht vorliegen.

16. Zu Artikel 1 (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 2)
In Artikel 1 ist in § 11 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 2
jeweils die Mengenangabe „20 Kilogramm“ durch die
Mengenangabe „50 Kilogramm“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Der Entwurf sieht eine Reduzierung der bisher gelten-
den Meldegrenze von 50 Kilogramm auf lediglich
noch 20 Kilogramm vor. Hiermit ist eine erhebliche
Ausweitung der Statistik verbunden, da künftig eine
größere Zahl von Unternehmen in die Erhebung einbe-
zogen wird und umfangreichere Angaben zu den ver-
wendeten Stoffen gemacht werden müssen. Die hierfür
gegebene Begründung vermag nicht zu überzeugen.
Eine Optimierung der Erhebung mag zwar aus statisti-
scher Sicht wünschenswert sein, kann aber den hier-
durch verursachten Mehraufwand bei den betroffenen
Unternehmen nicht rechtfertigen. Eine Reduzierung
der Meldegrenzen ist auch vor dem Hintergrund des
EU-Rechts nicht erforderlich.
Bei einer Reduzierung der Grenze von 50 Kilogramm
auf 20 Kilogramm würde sich die Zahl der Unterneh-
men, die detaillierte Mengenangaben zu leisten hätten,
nahezu verdoppeln. Dies steht in keinem Verhältnis
zum Informationsgewinn, da die Unternehmen mit
Mengen unter 50 kg zusammen nur maximal ein Pro-
zent der Gesamtmenge ausweisen.

17. Zu Artikel 1 (§ 11 Abs. 3 und 5 UStatG)
In Artikel 1 ist § 11 wie folgt zu ändern:
a) Absatz 3 ist zu streichen.
b) In Absatz 5 ist die Angabe „nach Absatz 4“ zu

streichen.
B e g r ü n d u n g
Mit dem neu eingefügten Absatz 3 werden Unterneh-
men mit Niederlassungen in mehreren Ländern ver-
pflichtet, die Angaben in der Unterteilung nach Län-
dern zu machen. Hiermit ist entgegen der Gesetzesbe-
gründung für die betroffenen Unternehmen ein nicht
unwesentlicher zusätzlicher Aufwand verbunden. Um
diese Mehrbelastung zu vermeiden, kann auf eine län-
derscharfe Erfassung der Daten verzichtet werden.
Auch vor dem Hintergrund des EU-Rechts ist eine Er-
hebung auf Bundesebene vollkommen ausreichend.
Der Verzicht auf Länderdaten dient auch der Beibehal-
tung der bisherigen Meldegrenze von 50 Kilogramm
(vgl. Ziffer 16).
Entsprechend der vorgesehenen Regelung zu der in
Absatz 4 des Entwurfs aufgeführten Erhebung kann
dann das Statistische Bundesamt mit der Durchführung
und Aufbereitung auch der Erhebungen nach den Ab-
sätzen 1 und 2 beauftragt werden.

18. Zu Artikel 1 (§ 12)
In Artikel 1 ist § 12 zu streichen.
F o l g e ä n d e r u n g
In Artikel 1 ist § 21 Nr. 1 zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Es ist nicht ersichtlich, dass ein über die vorhandene
Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern
über den Datenaustausch im Umweltbereich hinaus-
gehender Bedarf für eine gesetzliche Regelung besteht.
Im Sinne der Deregulierung ist auf eine solche Vor-
schrift zu verzichten.
Der Bund hat nach den Artikeln 30, 83 GG keine eigene
Vollzugskompetenz für das Naturschutzrecht. Der Voll-
zug des Naturschutzrechts, einschließlich des europäi-
schen Naturschutzrechts der Vogelschutz- und der
FFH-Richtlinie, ist in der föderalen Ordnung der
Bundesrepublik Deutschland Angelegenheit der Län-
der. Im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen Berichts-
pflichten hat der Bund nur die Funktion eines Übermitt-
lers der Länderberichte. Die Notwendigkeit für eine
bundesgesetzliche Regelung besteht insoweit nicht.
Die in der Begründung zu § 12 angeführte Außenver-
tretungskompetenz des Bundes (Artikel 32 GG) ist in
diesem Zusammenhang nur bedingt einschlägig. Zwar
obliegt dem Bund nach dieser Vorschrift zweifelsfrei
die Funktion des Boten nach außen, d. h. gegenüber
der Europäischen Union. Indes kann dem Bund daraus
keine zusätzliche Verwaltungskompetenz nach innen,
d. h. im Verhältnis zu den Ländern, erwachsen.

19. Zu Artikel 1 (§ 13)
In Artikel 1 ist § 13 zu streichen.
F o l g e ä n d e r u n g e n
Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:
a) In § 2 Abs. 1 ist Nummer 10 zu streichen.
b) In § 18 Abs. 2 ist Nummer 10 zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Die Norm umfasst Erhebungen zur Landschaftspla-
nung, die alle vier Jahre ab 2008 durchgeführt werden
sollen. In der Begründung wird darauf hingewiesen,
dass rahmenrechtlich eine flächendeckende Land-
schaftsplanung eingeführt wurde, die so kontrolliert
werden soll. Weiterhin wird dort ausgeführt: „Auch die
Daten zu den Größen von naturschutzrelevanten Flä-
chenkategorien erlauben dem Bund eine Abschätzung
der Wirksamkeit des Umsetzungsstandes der rahmen-
rechtlichen Vorgaben.“
Die Norm dient also dazu, dem Bund statistische Daten
für einen Bereich zu verschaffen, in dem er im Verwal-
tungsvollzug nicht zuständig ist. Dazu besteht keine
Veranlassung. Der Bund ist in diesem Bereich nur zu
einer Rahmengesetzgebung befugt. Die vorliegende
Regelung des § 13 geht über diese Kompetenz hinaus.
Im Übrigen ist eine Bilanzierung der land- und
forstwirtschaftlich genutzten Flächen nach Hauptnut-
zungs- und Kulturarten unter ökonomischen Aspekten
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nicht leistbar und hätte ohne Relation zu den Schutz-
gründen auch keine Aussagekraft.

Die Vorschrift enthält neue, nicht auf europarechtliche
Vorgaben zurückgehende Berichtspflichten. Die Erfas-
sung der aufgeführten Informationen würde für die
Länder einen bedeutenden bürokratischen und finanzi-
ellen Mehraufwand verursachen, da die entsprechenden
Daten zum Teil nicht vorliegen bzw. deren Ermittlung
wohl nur über zusätzliche EDV-Programme möglich
wäre (z. B. Angabe der „um Flächenüberlappungen be-
reinigten Summe der Flächen nach den Nummern 12
und 13“). Angesichts der angespannten Haushaltssitua-
tion und auf Grund der grundsätzlichen Bedenken ge-
gen neue Berichtspflichten wird die Vorschrift daher
insgesamt abgelehnt.

In der Begründung des neu gefassten § 13 wird darauf
verwiesen, dass die darin enthaltenen Daten geeignet
sind, die existierende Flächenstatistik, die auf den §§ 3
und § 4 AgrStatG beruht, zu ergänzen. Ein Teil dieser-
Statistik wird jedoch hinterfragt. So bestehen auf
Bundesebene Bestrebungen, auf die Flächenerhebung
nach Art der geplanten Nutzung (§ 4 Abs. 1 Nr. 1
Buchstabe b AgrStatG) zu verzichten. Der Verzicht be-
gründet sich auf die mangelnde Nutzung der Daten.

Die in § 13 neu eingeführten Erhebungsmerkmale sind
Teile von Fachplanungen. Es ist davon auszugehen,
dass die Erhebung und Nutzung dieser Daten mit den
gleichen Problemen behaftet ist wie die Flächenerhe-
bung der geplanten Nutzung. Auf Grund der Erfahrun-
gen mit der Flächenerhebung der geplanten Nutzung
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b AgrStatG ist es frag-
lich, ob mit dieser Statistik „der Gesetzgeber in die
Lage versetzt wird, die Wirkungen gesetzlicher Rege-
lungen zu beurteilen und entsprechenden weiteren
Regelungsbedarf zu identifizieren“. Diese zusätzliche
Erhebung steht einer Entbürokratisierung diametral
entgegen. Zwingende Gründe für die Einführung neuer
statistischer Größen bei der Flächenstatistik bestehen
nicht.

Die Bilanzierung von Hauptnutzungsarten ist nur mit
ganz erheblichem Verwaltungsaufwand möglich, die
Bilanzierung von Kulturarten ist zudem nicht sinnvoll,
zum einen wechseln diese jährlich im Rahmen der
Fruchtfolge zum anderen korrespondiert die Erstellung
oder Fortschreibung von (Teil)Landschaftsplänen nicht
mit der Agrarstatistik.

Auch die regelmäßige Erhebung von Anzahl und Aus-
dehnung unzerschnittener verkehrsarmer Räume ist ab-
zulehnen. Da diese Räume in allen Ländern bekannt
sein dürften, steht der durch eine regelmäßige Erhe-
bung mögliche Erkenntnisgewinn – ein solcher Indika-
tor ist allenfalls bei einer sehr großräumigen Betrach-
tung von einer gewissen Bedeutung – in keinem Ver-
hältnis zu dem für die Erhebung erforderlichen Verwal-
tungsaufwand.

Bei den Änderungen in den §§ 2 und 18 handelt sich
um Folgeänderungen, die aus der Streichung des § 13
resultieren.

20. Zu Artikel 1 (§ 14 Satz 1 und 2)
In Artikel 1 ist § 14 wie folgt zu ändern:
a) In Satz 1 ist die Angabe „2009“ durch die Angabe

„2010“ zu ersetzen.
b) In Satz 2 ist das Wort „zwei“ durch das Wort „drei“

zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Die Einführung dieser Berichtspflicht dient der Um-
setzung der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (UH-RL).
Während EG-rechtlich lediglich eine einmalige Erhe-
bung im Jahr 2013 vorgegeben ist, sieht § 14 eine Er-
hebung im 2-jährlichen Turnus vor.
Die Bundesregierung begründet ihre Haltung damit,
dass eine frühzeitig einsetzende Berichtspflicht
Deutschland in die Lage versetzt, geeignete Vorschläge
zur Verbesserung des Haftungssystems auf Gemein-
schaftsebene zu einem möglichst frühen Zeitpunkt zu
entwickeln. Dieses Ziel wird jedoch auch durch eine
Erhebung im 3-jährlichen Turnus erreicht.

21. Zu Artikel 1 (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2)
In Artikel 1 ist § 15 Abs. 1 Satz 1 wie folgt zu fassen:
„Die Erhebung erfasst
1. jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006,

bei höchstens 10 000 Unternehmen und Betrieben
des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und
Erden, des verarbeitenden Gewerbes sowie der
Energie- und Wasserversorgung die Erhebungs-
merkmale Investitionen sowie Wert der zusätzlich
gemietet und gepachteten Sachanlagen nach Arten,
die ausschließlich oder überwiegend dem Schutz
der Umwelt dienen, und

2. alle drei Jahre, beginnend mit dem Berichtsjahr
2006,
bei höchstens 10 000 repräsentativ ausgewählten
Unternehmen und Betrieben des Bergbaus und der
Gewinnung von Steinen und Erden, des verarbei-
tenden Gewerbes sowie der Energie- und Wasser-
versorgung das Erhebungsmerkmal laufende Auf-
wendungen nach Arten für Maßnahmen, die aus-
schließlich oder überwiegend dem Schutz der Um-
welt dienen.“

B e g r ü n d u n g
Die in dem Gesetzentwurf vorgeschlagene Fassung des
§ 15 Abs. 1 sieht mit der Nummer 2 eine jährliche Er-
hebung der laufenden Aufwendungen für den Umwelt-
schutz vor. Diese Regelung geht über die von der EU
geforderten Lieferverpflichtungen hinaus.
Gemäß Anhang 2 Abschnitt 4 Nr. 4 i. V. m. Abschnitt 5
Nr. 4 der Verordnung (EG) Nr. 58/97 über die struktu-
relle Unternehmensstatistik in der derzeit gültigen Fas-
sung sind die Statistiken über dieses Erhebungsmerkmal
nur alle drei Jahre zu erstellen. Gründe für die Ausdeh-
nung der EU-Vorgaben liegen hier nicht vor. Vielmehr
ist in erster Linie dem Ziel der Entlastung von Unterneh-
men und Betrieben von statistischen Berichtspflichten
Rechnung zu tragen.
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Der Berichtskreis bezieht sich in Nummern 1 und 2 auf
die Abschnitte C und E des Anhanges der Verordnung
(EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990
sowie auf die „Herstellung von Waren“. Der Begriff
„Herstellung von Waren“ ist nicht definiert.

Da das Umweltstatistikgesetz sich in § 2 Abs. 2 bei
den Erhebungen ausdrücklich auf die Wirtschafts-
zweige gemäß EWG-Verordnung bezieht, sollte bei der
Konkretisierung in den Folgeparagraphen die Systema-
tik der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 beibehalten
werden.

Daher sollte statt der Formulierung „Herstellung von
Waren“ die Formulierung „verarbeitendes Gewerbe“
nach Abschnitt D des Anhanges der Verordnung
(EWG) Nr. 3037/90 verwendet werden.

22. Zu Artikel 1 (§ 15 Abs. 1)

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, sich
auf europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass die EU
von der Erhebung der Investitionen und laufenden
Aufwendungen im Umweltschutz vom jetzigen Um-
fang Abstand nimmt und die Unternehmen von dieser
Berichtspflicht entlastet werden.

B e g r ü n d u n g

Die Verordnung EG Nr. 2056/2002 zur Änderung der
Verordnung über die strukturelle Unternehmensstatis-
tik EG Nr. 58/97 fordert neben den Daten über additive
Umweltschutzinvestitionen auch Daten über integrierte
Umweltschutzinvestitionen.

Diese europäische Verordnung ist im Umweltstatistik-
gesetz in nationales Recht umgesetzt worden. So heißt
es in § 15 Abs. 1 Nr. 1 des vorgelegten Entwurfs des
Umweltstatistikgesetz (UStatG), dass die Erhebung
„die Erhebungsmerkmale Investitionen sowie Wert der
zusätzlich gemieteten und gepachteten Sachanlagen
nach Arten, die ausschließlich oder überwiegend dem
Schutz der Umwelt dienen, …“ erfasst. § 15 Abs. 1
Nr. 2 umfasst „das Erhebungsmerkmal laufende Auf-
wendungen nach Arten für Maßnahmen, die aus-
schließlich oder überwiegend dem Schutz der Umwelt
dienen“.

Durch die künstliche Trennung in Investitionen bzw.
laufende Aufwendungen für bestimmte Zwecke wer-
den Unternehmen vor große und teilweise unlösbare
Probleme gestellt, da Umweltschutzinvestitionen nur
zum Teil separat erfassbar und beispielsweise bei ein-
zelnen Maschinen nicht nach Investitionszwecken
(z. B. Abfall, Lärm, etc.) zu klassifizieren sind. Erwei-
terungs-, Rationalisierungs- und Ersatzinvestitionen
sind im Verarbeitenden Gewerbe heute kaum noch von
integrierten Umweltschutzinvestitionen zu trennen.
Derart gewonnene Daten verfügen nur über eine sehr
begrenzte Aussagekraft.

23. Zu Artikel 1 (§ 15 Abs. 2 Satz 1 und 3)

In Artikel 1 ist § 15 Abs. 2 wie folgt zu ändern:

a) Satz 1 ist wie folgt zu ändern:

aa) Die Wörter „von Abfallentsorgungsanlagen,
die nach § 3 Abs. 1 befragt werden, oder“ sind
zu streichen.

bb) In Nummer 2 sind die Wörter „in den Berei-
chen Abfallentsorgung und“ durch die Wörter
„im Bereich“ zu ersetzen.

b) Satz 3 ist zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Die Erhebungen in § 15 belasten die Abfallwirtschaft
und sind für Belange der Abfallwirtschaft ohne Bedeu-
tung. Die übrigen Erhebungsmerkmale hingegen wer-
den aus wasserwirtschaftlichen Gründen – insbeson-
dere auch zur Umsetzung der EG-Wasserrahmenricht-
linie – benötigt.

24. Zu Artikel 1 (§ 16)
In Artikel 1 ist in § 16 die Zahl „15 000“ durch die
Zahl „5 000“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Nach § 16 Abs. 1 UStatG in der geltenden Fassung
werden höchstens 5 000 Betriebe befragt, der Entwurf
sieht eine Anhebung dieser Grenze auf höchstens
15 000 Unternehmen vor.
Die Ausweitung der zu befragenden Unternehmen auf
das Dreifache steht in keinem Verhältnis zum Informa-
tionsgewinn. Vielmehr ist z. B. die Auswertung des
Güterverzeichnisses GP 2002 der bessere Weg weitere
Informationen zu Umweltgütern zu erhalten.
Eine Ausweitung des Berichtskreises dieser kompli-
zierten Erhebung ist auch deswegen nicht akzeptabel,
weil sie dem Ziel des Abbaus statistischer Be-
richtspflichten entgegensteht. So stellen in der Praxis
nur wenige der betroffenen Unternehmen ausschließ-
lich Erzeugnisse und Bauleistungen her, die dem Um-
weltschutz dienen. Es ist daher für die Unternehmen mit
großem Aufwand verbunden, Umsatz- und Beschäftig-
tenzahlen nach umweltrelevanten und nicht umwelt-
relevanten Produkten und Leistungen zu trennen.

25. Zu Artikel 1 (§ 16 Buchstabe a)
In Artikel 1 ist § 16 Buchstabe a wie folgt zu fassen:
„a) Betrieben des Bergbaus und der Gewinnung von

Steinen und Erden, des verarbeitenden Gewerbes
und des Baugewerbes, die Waren und Bauleis-
tungen herstellen, die ausschließlich dem Um-
weltschutz dienen, und“.

B e g r ü n d u n g
Nach § 16 Abs. 1 UStatG in der geltenden Fassung
werden von der Erhebung nur Waren und Bauleistun-
gen erfasst, die ausschließlich dem Umweltschutz die-
nen.
Der vorliegende Entwurf bezweckt hingegen eine Aus-
weitung der erfassten Waren und Bauleistungen. Viele
Erzeugnisse können nicht praktikabel danach zugeord-
net werden, ob sie Umweltzwecken oder anderen Zwe-
cken dienen. So dienen viele Produkte nur teilweise
oder mittelbar dem Umweltschutz. So kennt auch die
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für die Wirtschaftsstatistik geltende Wirtschaftszweig-
nomenklatur (NACE) keine „Umweltbranche“. Es ist
daher zu befürchten, dass künftig eine komplizierte Ab-
grenzung erforderlich wird, die weitgehend von den be-
fragten Unternehmen geleistet werden muss.

Der Berichtskreis bezieht sich in Buchstabe a auf den
Abschnitt C des Anhangs der Verordnung (EWG)
Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 sowie
auf die „Herstellung von Waren und des Baus“. Der
Begriff „Herstellung von Waren“ ist nicht definiert; der
Begriff „Bau“ ungenau.

Da das Umweltstatistikgesetz sich in § 2 Abs. 2 bei
den Erhebungen ausdrücklich auf die Wirtschafts-
zweige gemäß EWG-Verordnung bezieht, sollte bei der
Konkretisierung in den Folgeparagraphen die Systema-
tik der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 beibehalten
werden.

Daher sollte statt der Formulierung „Herstellung von
Waren“ die Formulierung „verarbeitendes Gewerbe“
nach Abschnitt D und statt „Bau“ die Formulierung
„Baugewerbe“ nach Abschnitt F des Anhangs der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3037/90 verwendet werden.

26. Zu Artikel 1 (§ 16 Nr. 1)

In Artikel 1 ist § 16 Nr. 1 wie folgt zu fassen:

„1. Umsatz nach der Art der Waren, der Bauleistung
und der Dienstleistung, jeweils getrennt nach in-
ländischen und ausländischen Abnehmern,“.

B e g r ü n d u n g

Zur Ermittlung von Struktur und Entwicklung des
„Öko-Markts“ ist es ausreichend, die Umsätze diffe-
renziert nach inländischen und ausländischen Abneh-
mern zu erheben. Eine weitere Ausdifferenzierung des
Auslandsumsatzes würde die Unternehmen unnötig be-
lasten.

27. Zu Artikel 1 (§ 16 Nr. 2)

In Artikel 1 ist § 16 Nr. 2 zu streichen.

F o l g e ä n d e r u n g

In Artikel 1 § 16 Nr. 1 ist die Nummernbezeichnung
„1.“ zu streichen und das Komma am Ende durch einen
Punkt zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g

Zur Ermittlung von Struktur und Entwicklung des
„Öko-Markts“ ist es ausreichend, wie bisher die Um-
sätze zu erheben. Hierzu bedarf es des in den Gesetz-
entwurf neu aufgenommenen Merkmals Beschäftigte
nicht. Beschäftigtendaten können bei Bedarf über
betriebsspezifische bzw. branchenspezifische Umsatz-
produktivitäten anhand des Umsatzes für Umwelt-
schutzgüter geschätzt werden. Zudem ist die Bereitstel-
lung der Anzahl der mit der Herstellung von Waren und
der Erbringung von Bau- und Dienstleistungen für den
Umweltschutz Beschäftigten für die Betriebe mit einem
unverhältnismäßig großen Aufwand verbunden.

28. Zu Artikel 1 (§ 20 Abs. 1)
In Artikel 1 sind in § 20 Abs. 1 die Wörter „obersten
Bundes- und Landesbehörden“ durch die Wörter
„obersten und oberen Bundes- und Landesbehörden“
zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Die Novellierung des UStatG soll neben der Anpas-
sung an veränderte rechtliche Rahmenbedingungen
auch zu einer Entlastung der Berichtspflichtigen und
zur Vermeidung von Doppelerhebungen beitragen.
Konsequenterweise sollten daher die Nutzungsmög-
lichkeiten der auf der Grundlage des UStatG erfassten
Daten erweitert werden. Dazu ist eine Modifizierung
des § 20, der Art und Umfang der Übermittlung von
Daten an deren Nutzer regelt, erforderlich.
Tief gegliederte Daten, wie sie zum Zwecke der Pla-
nung benötigt werden, können nach der im Gesetzent-
wurf benannten Regelung ausschließlich den jeweils
fachlich zuständigen obersten Bundes- und Landesbe-
hörden zur Verfügung gestellt werden. Die bei der
Analyse dieser Daten in der Regel erforderliche Ein-
beziehung nachgeordneter Fachbehörden (Umweltbun-
desamt, Landesumweltämter) wird durch die im Ent-
wurf vorgeschlagene Regelung ausgeschlossen.
Im Interesse eines effektiven und wirtschaftlichen Ver-
waltungshandelns wird deshalb nachdrücklich dafür
plädiert, die Regelung zur Datenübermittlung auf die
fachlich zuständigen oberen Bundes- und Landes-
behörden zu erweitern.

29. Zu Artikel 1 (§ 20 Abs. 4)
In Artikel 1 ist § 20 Abs. 4 zu streichen.
B e g r ü n d u n g
§ 20 Abs. 4, der lediglich eine Übermittlung von Einzel-
angaben durch die statistischen Ämter der Länder be-
inhaltet, weicht ohne zwingende Gründe von der gene-
rellen Regelung des § 3 Abs. 1 Nr. 2 Bundesstatistik-
gesetz (BStatG) ab, der bei Zusatz- und Sonderaufberei-
tungen von Bundesstatistiken für Bundeszwecke die
Mitwirkung dieser Ämter vorschreibt. Die in § 3 Abs. 1
Nr. 2 BStatG vorgesehene Länderbeteiligung ist unver-
zichtbar, um sicherzustellen, dass die Länderinteressen
bei den entsprechenden Zusatz- und Sonderaufbereitun-
gen angemessene Berücksichtigung finden.
Die Notwendigkeit einer Datenübermittlung für Tabel-
lierungen auf Bundesebene ohne Relevanz für die Län-
derebene, auf die in der Begründung zu § 20 auf S. 68
der Bundesratsdrucksache 194/05 verwiesen wird, ist
nicht nachvollziehbar.

30. Zu Artikel 1 (§ 21 Nr. 2)
In Artikel 1 ist § 21 Nr. 2 wie folgt zu fassen:
„2. die Durchführung einer nach diesem Gesetz durch-

zuführenden Erhebung oder die Erhebung einzel-
ner Merkmale auszusetzen, die Periodizität zu ver-
längern, Erhebungszeitpunkte zu verschieben so-
wie den Kreis der zu Befragenden einzuschränken,
wenn die Ergebnisse nicht mehr oder nicht mehr in
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der ursprünglich vorgesehenen Ausführlichkeit
oder Häufigkeit oder zu anderen Zeitpunkten benö-
tigt werden oder wenn tatsächliche Voraussetzun-
gen für eine Erhebung entfallen sind oder sich
wesentlich geändert haben.“

B e g r ü n d u n g
Der Entwurf sieht in § 21 eine Verordnungsermächti-
gung vor. Nach Nummer 2 Buchstabe a können Einzel-
heiten zur Ausführung der Erhebungen näher geregelt
werden. Diese Regelung lässt den Bestand der gesetzlich
festgelegten Erhaltungsmerkmale unberührt. § 21 Nr. 2
Buchstabe b und c hingegen enthält die Ermächtigung,
per Verordnung einzelne neue Merkmale anzuordnen
und neue Erhebungspflichten zu begründen. Diese
Regelungen betreffen jedoch den Kern des Regelungs-
gehaltes des UStatG. Die in Nummer 2 Buchstabe b
und c enthaltenen Verordnungsermächtigungen sind
nicht erforderlich und sind daher zu streichen. Denn bei
Verabschiedung des Gesetzes sollte das Erfordernis um-
weltstatistischer Erhebungen abschließend geklärt sein.
Ergeben sich diesbezüglich auf Grund anderweitiger
Gesetzesänderungen weiter gehende Verpflichtungen,
bedarf es einer entsprechenden Änderung des UStatG.
Bereits aus Gründen der Transparenz verbietet sich eine
Ergänzung der erhebungsrelevanten Tatbestände durch
Verordnung.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Zu Nummer 1 (zum Gesetzentwurf allgemein)

Den Ländern entstehen nach Schätzungen der statistischen
Landesämter jährliche Mehrkosten in Höhe von durch-
schnittlich 907 000 Euro und einmalige Umstellungskosten
von 143 000 Euro. Die Kostenschätzung beruht auf dem
Gesetzentwurf von Dezember 2004, der nach den Anhörun-
gen von Verbänden und Ländern erheblich gestrafft wurde.
Die tatsächlichen Kosten für die Länder sind geringer. Die
statistischen Landesämter werden gebeten, die Kosten neu
zu berechnen.

Darüber hinaus entstehen Kosten bei den Ländern dadurch,
dass die Wirtschaft zu einem Teil zu Lasten der Länder
durch eine verstärkte Nutzung von Verwaltungsdaten (§ 18
Abs. 3) von Berichtspflichten entbunden wird. Die Bundes-
regierung wird weitere Entlastungsmöglichkeiten von Aus-
kunftspflichtigen und Ländern prüfen.

Zu Nummer 2 (zur Überschrift des Gesetzentwurfs)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Die Neufassung des Umweltstatistikgesetzes (UStatG-E)
berücksichtigt den Grundgedanken der Entlastung der Wirt-
schaft. Trotz der neu aufgenommenen Themenbereiche
Naturschutz, Umwelthaftung und erneuerbare Energien so-
wie der Umsetzung umfangreicher europäischer Berichts-
pflichten konnte durch Fokussierung auf das EU-rechtlich
Notwendige einerseits sowie das umweltpolitisch unabweis-
bar Erforderliche andererseits die Belastung der Wirtschaft
um mehr als 10 Prozent gesenkt werden. Vor diesem
Hintergrund hat die Bundesregierung die Bezeichnung des
Gesetzes so gefasst, dass die Straffung der Umweltstatistik
stärker kommuniziert wird. Nachdrücklich verweist die
Bundesregierung darauf, dass die Wirtschaft durch Umwelt-
statistiken bereits jetzt vergleichsweise geringfügig belastet
wird. Mit Stand Ende 2003 umfasste das Unternehmens-
register in Deutschland ca. 3,2 Mio Einheiten. Im Rahmen
der nach dem UStatG i. d. F. von 1994 durchzuführenden
Statistiken sind 130 000 Einheiten auskunftspflichtig, wobei
auskunftsgebende Behörden und Einheiten im Rahmen von
Sekundärstatistiken unberücksichtigt bleiben. Von diesen
130 000 Einheiten sind 85 000 Einheiten der Wirtschaft
zuzurechnen (entspricht 2,7 Prozent der Unternehmen aus
dem Unternehmensregister).

Die Bundesregierung wird allerdings die Überschrift des
Artikels 1 aus rechtsförmlichen Gründen wie folgt fassen:

„Artikel 1
Umweltstatistikgesetz (UStatG)“

Zu Nummer 3 (Artikel 1 [§ 3 Abs. 1])

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Der überwiegende Teil der Erhebungsmerkmale (von
Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a und b) ist auch für andere EU-

Berichtspflichten (RL 75/442/EWG über Abfälle, RL 91/
689/EWG über gefährliche Abfälle) notwendig.

Die Daten müssen alle drei Jahre für den zurückliegenden
Berichtszeitraum nach Jahren getrennt gemeldet werden. Es
handelt sich außerdem um Grundinformationen, die jährlich
für landes- und bundesweite Planungen sowie die nationale
Bilanz zum Aufkommen, zur Verwertung und zur Beseiti-
gung von Abfällen unverzichtbar sind. Entwicklungen kön-
nen beobachtet und abgeschätzt sowie abfallwirtschaftliche
Maßnahmen entwickelt und ihr Erfolg kontrolliert werden.

Zu Nummer 4 (Artikel 1 [§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a])

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Das Merkmal „Beschaffenheit“ ist zur Abfrage der Trocken-
substanz von Klärschlamm für die EU-AbfallstatistikVO
(Anhang I und II, jeweils Abschnitt 4) notwendig.

Zu Nummer 5 (Artikel 1 [§ 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b])

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Die Daten werden zur Erfüllung der Berichtspflicht nach
der Deponie-Richtlinie (Fragebogen gemäß Entscheidung
2000/738/EG für den Bericht der Mitgliedstaaten über die
Durchführung der RL 1999/31/EG über Abfalldeponien in
Kap. II. Nr. 7, 8, 9 [Deponieabdichtungssystem], II. Nr. 9
[Sickerwasser], I. Nr. 2 [Entgasung und Abgasreinigung])
benötigt. Des Weiteren werden mit diesen Erhebungsmerk-
malen national bedeutende Angaben über technische Aus-
stattung und Sicherheitsstandards sowie über die Vermei-
dung klimawirksamer Methanemissionen gewonnen.

Zu Nummer 6 (Artikel 1 [§ 3 Abs. 3])

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Die EU-AbfallstatistikVO fordert alle zwei Jahre den aus-
führlichen Nachweis des Abfallaufkommens nach 48 Ab-
fallkategorien und 20 Wirtschaftszweigen. Durch reine
Schätzung ist der erforderliche Rückschluss von der Entsor-
gerseite auf die abfallerzeugenden Wirtschaftsbereiche nach
einer Analyse des Statistischen Bundesamtes (StBA) nicht
mit der geforderten Qualität durchführbar. Eine Totalerhe-
bung bei allen Abfallerzeugern im zweijährigen Berichtszy-
klus der EU-Abfallstatistikverordnung würde erhebliche
Zusatzkosten verursachen. Als Minimallösung wird die
Herkunft der Abfälle bei höchstens 20 000 Erzeugern direkt
erfragt. Um die Belastung der Auskunftspflichtigen zu be-
grenzen, finden die Erhebungen nur alle vier Jahre statt.

Zu Nummer 7 (zu Artikel 1 [§ 5 Abs. 1 Satz 1])

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Grundsätzlich soll jede einzelne Anlage erfasst werden. Bei
mobilen Anlagen ist es vertretbar, dass Anlagen eines
Betreibers zusammengefasst werden.
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Zu Nummer 8 (zu Artikel 1 [§ 5 Abs. 3, § 18 Abs. 3
Satz 3 – neu –])

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen nicht zu.
Zu Buchstabe a
Die Daten über „Behandlung und Entsorgung“ sind erfor-
derlich, um den Berichtspflichten nach der Richtlinie 2002/
96/EG über Elektro- und Elektronik-Altgeräte entsprechen
zu können. Nach dem Elektro- und Elektronikgerätegesetz
(ElektroG) werden nur die Hersteller zur Lieferung von
Daten verpflichtet. Für den gesamten gewerblich genutzten
Altbestand (bis 13. August 2005 neu in Verkehr gebrachte
Geräte) sind gemäß § 10 Abs. 2 Satz 2 ElektroG die ge-
werblichen Nutzer entsorgungspflichtig. Diese unterliegen
keinen Mitteilungspflichten nach dem ElektroG, d. h. die
entsprechenden Daten können nur nach UStatG erlangt
werden. Da auch hinsichtlich des gewerblich genutzten
Neubestandes (nach dem 13. August. 2005 neu in Verkehr
gebrachte Geräte) gemäß § 10 Abs. 3 Satz 3 ElektroG Ver-
einbarungen möglich sind, wonach der gewerbliche Nutzer
entsorgungspflichtig sein soll, hat die Regelung in § 5
Abs. 3 UStatG-E weitere Relevanz und Sinnhaftigkeit.

Zu Buchstabe b
In § 14 Abs. 7 ElektroG ist bereits gesetzlich festgelegt,
dass die „Gemeinsame Stelle“ nach dem ElektroG erhobene
Daten an das Umweltbundesamt weiterzuleiten hat. Daher
besteht kein Bedarf, die „Gemeinsame Stelle“, die eine pri-
vatrechtliche Einrichtung der Wirtschaft ist, als Verwal-
tungsstelle im Sinne des UStatG zu qualifizieren.

Zu Nummer 9 (Artikel 1 [§ 7 Abs. 2 Satz 1])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 10 (Artikel 1 [§ 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag in Teilen nicht
zu.
Nach § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Mengen des durch
die Kanalisation gesammelten Abwassers und deren Ver-
bleib erhoben. Die Abwassermengen sind zentrales Merk-
mal der Erhebung. Sie werden zur Darstellung eines
bundeseinheitlichen Ergebnisses und zur Abbildung der
umweltpolitischen Belange auf dem Gebiet der Wasser- und
Abwasserwirtschaft benötigt. Hierfür reichen die über die
Umsetzung der Kommunalen Abwasserrichtlinie von den
Ländern bereits an das Umweltbundesamt gelieferten Daten
nicht aus, da wesentliche Merkmale wie z. B. der Berichts-
zeitpunkt, die Periodizität, der Umfang der Daten (z. B.
Ausschluss der Gemeinden mit weniger als 2 000 Einwoh-
nern sowie industrielle Direkteinleiter) und die verwendeten
Abgrenzungen von Land zu Land stark voneinander abwei-
chen. Somit sind flächendeckende einheitliche Aussagen
nicht oder nur mit erhöhtem zusätzlichen Aufwand möglich.
Die Begründung des Vorschlags berücksichtigt zudem
nicht, dass Deutschland nicht nur gegenüber der EU Be-
richtspflichten hat, sondern auch gegenüber verschiedenen
internationalen Institutionen wie OECD, VN, UNESCO.
Ohne die Erfassung der Abwassermenge wäre Deutschland
zur Erfüllung seiner internationalen Datenlieferverpflich-
tungen gezwungen, Primärerhebungen von den Ländern

durchführen zu lassen, die zu erheblichem Mehraufwand
führen und zusätzliche Kosten für die Länder verursachen.
Auch andere Nutzer wie Forschungseinrichtungen, Wirt-
schaftsverbände und Unternehmen würden bei Wegfall die-
ses Erhebungsmerkmals auf die für ihre Arbeit notwendigen
bundeseinheitlichen Daten verzichten müssen.
Um die Auskunftspflichtigen zu entlasten, sieht § 18 Abs. 3
UStatG-E die Nutzung von Verwaltungsdaten vor, wenn sie
den einheitlichen Kriterien des § 7 entsprechen.
Gerade im kommunalen Abwasserbereich sind dadurch
Doppelerhebungen zukünftig zu vermeiden und große Syn-
ergieeffekte erzielbar.
Auf das Merkmal „Ort der Abwasserbehandlungsanlagen“
kann verzichtet werden.

Zu Nummer 11 (Artikel 1 [§ 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Nach § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 werden die Mengen des behan-
delten und unbehandelten Abwassers und dessen Verbleib
erhoben. Die Abwassermengen sind zentrales Merkmal der
Erhebungen nach § 7. Sie werden zur Darstellung bundes-
einheitlicher Ergebnisse im Bereich der Abwassersituation
benötigt (siehe Begründung zu den Nummern 10 und 13).

Zu Nummer 12 (Artikel 1 [§ 7 Abs. 3 Nr. 3])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.
Der Absatz 3 wendet sich an die Gemeinden. Diese geben
die Anzahl der in ihrem Gebiet liegenden Kleinkläranlagen
und abflusslosen Gruben an. Da Kleinkläranlagen ortsnah
einleiten, ist der Ort der Einleitstelle hier verzichtbar.

Zu Nummer 13 (Artikel 1 [§ 8 Abs. 1 und 2])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Zu Buchstabe a
Nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 werden wesentliche Daten der Ab-
wasserbeseitigung im nichtöffentlichen Bereich erhoben.
Dies betrifft insbesondere die Abwassermengen und deren
Behandlung. Diese Daten ergänzen die Abwasserdaten aus
dem öffentlichen Bereich und werden zur Darstellung der
Abwassersituation auf Bundesebene benötigt. Es handelt
sich um wichtige umweltpolitische Informationen, die als
grundlegende Basis für entsprechende Entscheidungen auf
dem Gebiet der Wasser- und Abwasserwirtschaft benötigt
werden.
Auch hier ist wichtig, dass die Daten nach einheitlichen Kri-
terien erhoben werden. Nur so sind sie über Ländergrenzen
hinweg aggregierbar. Die bei den Genehmigungsbehörden
der Länder vorliegenden Daten über das industrielle Abwas-
ser reichen nicht für einen statistischen Abgleich mit den
öffentlichen Abwasserdaten aus (z. B. fehlen Angaben über
die Menge des behandelten und unbehandelten Abwassers).
Die in der Empfehlung angeführten Emissionserklärungen
nach dem European Pollutant Emission Register (EPER)
enthalten keine Informationen über Abwassermengen, deren
Behandlung und den anfallenden Klärschlamm, sondern nach
EPER werden Daten über die Schadstofffrachten industrieller
Abwässer erhoben.
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Auch aus anderen Quellen liegen keine einheitlichen und
flächendeckenden Daten vor, die zu einem bundeseinheit-
lichen, länderübergreifenden Ergebnis zusammengefasst
werden können. Bezüglich der Datenlieferverpflichtungen,
die Deutschland gegenüber der EU oder anderen internatio-
nalen Organisationen hat, gelten die Ausführungen zu
Nummer 10.
Ein Wegfall der Erhebung der industriellen Abwasserbesei-
tigung hätte zur Folge, dass keine bundeseinheitlichen
Aussagen über den wichtigen umweltpolitischen Bereich
der deutschen Abwasserwirtschaft mehr möglich wäre.

Zu Buchstabe b
Da die Abschneidegrenze von 10 000 m3 zu keinem validen
Ergebnis führt, wurde in der Begründung des Gesetzent-
wurfs auf eine Bagatellgrenze hingewiesen, die erst im
Erhebungsverfahren konkretisiert werden soll und in erster
Linie der Entlastung kleiner und mittlerer Unternehmen
(KMU) dient.

Zu Nummer 14 (Artikel 1 [§ 9 Abs. 4 Nr. 2])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 15 (Artikel 1 [§ 10])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 16 (Artikel 1 [§ 11 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2
Nr. 2])

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Die Bundesrepublik Deutschland hat sich als Vertragsstaat
der VN-Klimarahmenkonvention verbindlich verpflichtet,
Berichtsanforderungen zu Emissionen nach den Artikeln 5,
7 und 8 des Kyoto-Protokolls inhaltlich und methodisch zu
erfüllen (Ratsentscheidung 99/296/EC – gegenwärtig in der
Novelle). Die Daten nach § 11 UStatG-E sollen künftig für
die Berichterstattung verwendet werden. Mit Hilfe der Wirt-
schaftsstatistik § 11 UStatG-E werden verwendete Mengen
erfragt. Mittels Emissionsfaktoren wird die Klimawirksam-
keit der Stoffgruppen ermittelt und gegenüber dem Klima-
sekretariat gemeldet.
Gegenüber dem Klimasekretariat ist ohne Mengenschwelle
zu melden.
Durch die Festlegung der Mengengrenze von 20 kg entlastet
die Bundesregierung insbesondere KMU im Kfz-Bereich.
Der Wegfall der Mengengrenze würde alleine in Bayern zu
einer Ausweitung um 8 000 Unternehmen führen, die nur
ca. 1 Prozent der verwendeten Menge einsetzen. Die Absen-
kung der Mengengrenze von 50 kg auf 20 kg führt insge-
samt zu einer Ausweitung der Zahl der Berichtspflichtigen
von ca. 4 000 auf ca. 4 700 Unternehmen bundesweit.

Zu Nummer 17 (Artikel 1 [§ 11 Abs. 3 und 5])
Zu Buchstabe a
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.
Der Vorschlag einer länderscharfen Abgrenzung in § 11
Abs. 3 ist das Ergebnis der Verbände- und Länderanhörung
und wurde auf ausdrücklichen Wunsch der statistischen

Landesämter aufgenommen, um länderscharfe Ergebnisse
darstellen zu können.

Zu Buchstabe b

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Nach Artikel 83 GG gilt der Grundsatz, dass die Länder die
Bundesgesetze als eigene Angelegenheit ausführen. Das
bedeutet, dass grundsätzlich die statistischen Ämter der
Länder für die Durchführung einer Bundesstatistik zustän-
dig sind.

Abweichend vom vorgenannten Grundsatz ist es jedoch auf-
grund der nur wenigen Verwendungszwecke des Stoffes
möglich, nicht die Verwender, sondern die „Inverkehrbrin-
ger“ (Hersteller und Großhändler) des Stoffes Schwefelhe-
xafluorid (SF6) zu befragen. Die Beschränkung der Zahl der
Auskunftspflichtigen führt zu einer erheblichen Entlastung,
insbesondere bei den KMU. Wegen der sehr geringen Zahl
an Auskunftspflichtigen, wird abweichend von Absatz 1
und 2 das Statistische Bundesamt mit der Durchführung und
Aufbereitung dieser Zentralstatistik beauftragt.

Zu Nummer 18 (Artikel 1 [§ 12])

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Die als Begründung für den Vorschlag auf Streichung des
§ 12 angeführten Gründe sind nicht belastbar.

Der Verweis auf die Verwaltungsvereinbarung zwischen
Bund und Ländern über den Datenaustausch im Umweltbe-
reich ist nicht zielführend. Die Verwaltungsvereinbarung ist
freiwillig, nur einstimmig anzupassen und einseitig künd-
bar. Außerdem ist in 2003 nur eine Minderheit der Länder
den Verpflichtungen der Verwaltungsvereinbarungen hin-
sichtlich der naturschutzbezogenen Regelungsinhalte nach-
gekommen. In 2004 war die Meldelage besser (jedoch kei-
neswegs vollständig und Meldungen teilweise verspätet).

Vor diesem Hintergrund ist die Verwaltungsvereinbarung
zur Umsetzung der zwingenden Berichtspflichten kein ge-
eignetes Mittel. Verzögerungen und Unvollständigkeiten
oder die einseitige Kündigung der Vereinbarung könnten
dazu führen, dass die Bundesregierung ihre mitgliedstaat-
lichen Verpflichtungen nicht erfüllen kann.

Die Vollzugskompetenz der Länder steht der Regelung nicht
entgegen. Zwar führen die Länder die Bundesgesetze in der
Regel als eigene Angelegenheit aus. Dies gilt aber nach
Artikel 83 GG nur, soweit das Grundgesetz nichts anderes
zulässt. Einer der Fälle, in denen das Grundgesetz anderes
zulässt, ist der des hier in Anspruch genommenen Artikel 87
Abs. 3 Satz 1 GG. Danach können für Angelegenheiten, für
die dem Bund die Gesetzgebung zusteht, selbständige
Bundesoberbehörden (ohne eigenen Unterbau) geschaffen
oder bestehende Bundesoberbehörden, wie das StBA oder
das Bundesamt für Naturschutz (BfN), mit diesen Angele-
genheiten betraut werden. Ein solcher Fall ist hier bei § 12
UStatG-E (sowie dem ebenfalls Naturschutzfragen betref-
fenden – hier aber unbeanstandeten – § 13 UStatG-E) gege-
ben. Er betrifft Angelegenheiten der Bundesstatistik, für die
dem Bund die Gesetzgebung nach Artikel 73 Nr. 11 GG zu-
steht, nicht den Vollzug von Naturschutzrecht. Insofern gilt
nichts anders als in den übrigen vom UStatG betroffenen
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und insoweit gänzlich unbeanstandeten Umweltbereichen,
wie etwa dem Abfall- und Wasserrecht.

Erforderlich ist aufgrund der Vorgaben in Artikel 17 der RL
92/43/EWG ein nationaler Bericht, d. h. u. a. eine länder-
übergreifende Bewertung des Erhaltungszustandes einer Art
innerhalb der biogeographischen Region innerhalb des Mit-
gliedstaates (vgl. Entwurf der Europäischen Kommission
gemäß Artikel 21 Abs. 1 der RL 92/43/EWG vom 15. März
2005: Assessment, monitoring and reporting of conserva-
tion status – Preparing the 2001–2007 report under Article
17 of the Habitats Directive [DocHab-04-03/03 rev.3], be-
schlossen vom Ausschuss nach Artikel 20 der RL 92/43/
EWG am 20. April 2005). Eine simple Kompilierung mög-
licher Länderberichte wird dieser Anforderung nicht
gerecht, zumal der Bund einen eigenen Beitrag für die
Ausschließliche Wirtschaftszone einarbeiten muss.

Zu Nummer 19 (Artikel 1 [§ 13])

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Zur Frage der Regelungskompetenz wird auf die Ausfüh-
rungen zu Nummer 18 verwiesen, die in Bezug auf § 13 ent-
sprechend gelten.

Darüber hinaus ist anzumerken, dass die Intention des § 13
UStatG-E keinesfalls eine Kontrolle der Umsetzung der
Landschaftsplanung in den Ländern ist. Eine Kontrolle des
Umsetzungsstandes ist seitens des Bundes nicht vorgesehen.
Sie wäre auch nicht leistbar, da hierzu die notwendigen Aus-
gangsdaten, wie zum Beispiel die Zahl der Planungs-
regionen, vor allem auf der örtlichen Ebene, fehlen und § 16
Abs. 2 BNatSchG zudem entsprechende Ausnahmeregelun-
gen vorsieht, deren Anwendung nicht statistisch überprüft
werden kann. Mit den Regelungen des § 13 UStatG-E sollen
vielmehr für andere Naturschutzaufgaben des Bundes, ins-
besondere im Zusammenhang mit Anforderungen aufgrund
von europäischen Richtlinien, notwendige Entwicklungen
beobachtet und rechtzeitig Empfehlungen erarbeitet werden.

Hierzu ist die grundsätzliche Kenntnis zu Landschafts-
planungen, wie sie nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 14 UStatG-E
erhoben werden sollen, erforderlich.

Die aufgeführten Erhebungsmerkmale betreffen beispiels-
weise die Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und
Maßnahmen des Bundes gemäß § 14 ROG, die Verträg-
lichkeit nach § 34 Abs. 1 BNatSchG bei bundesrelevanten
Plänen und Projekten oder die Umsetzung der EG-Richt-
linie über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinfor-
mationen (RL 2003/4/EG). Zugleich ist die Erhebung der
Pläne und Programme nach den §§ 15 und 16 BNatSchG
auch eine Dienstleistung für eine Vielzahl von Nutzern, die
schon heute selbst die unvollständigen Informationen des
Landschaftsplanverzeichnisses regelmäßig nachfragen.

Nicht nachvollziehbar ist die dargestellte Argumentation
gegen die Regelungen bezüglich der „Unzerschnittenen Ver-
kehrsarmen Räume“ (UZVR). In der Begründung wird ver-
kannt, dass die UZVR, bedingt durch neue Zerschneidungen
und Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrs-
wege, einer ständig wechselnden Flächenausdehnung und
einer Verringerung der Anzahl unterliegen.

Auf der 62. Umweltministerkonferenz am 6./7. Mai 2004
wurde dem Indikator „Landschaftszerschneidung“ als einem

Kernindikator der nachhaltigen Entwicklung zugestimmt.
Schon damit ist nachgewiesen, dass im fachpolitischen
Raum die Notwendigkeit der Erhebung der UZVR im Kon-
sens von Bund und Ländern gesehen wird.
Nicht nachvollzogen werden kann die vom Bundesrat in der
Begründung vorgebrachte Kritik mit Bezug auf geplante
Nutzungen. Mit den in § 13 benannten Merkmalen sollen
keine geplanten Nutzungen erhoben werden. Vielmehr ist
die Erhebung von geplanten Nutzungen schon im Zuge der
Vorabstimmungen gestrichen worden.
Ferner stellt die Begründung darauf ab, dass die Erhebung
von Hauptnutzungsarten nur mit ganz erheblichem Verwal-
tungsaufwand möglich und die Bilanzierung von Kultur-
arten außerdem nicht sinnvoll sei. In diesem Zusammen-
hang ist darauf hinzuweisen, dass unter der in § 13 Abs. 1
Nr. 12 und 13 vorgesehenen Differenzierung nach Haupt-
nutzungs- und Kulturarten die Unterscheidung der Nutzung
als Waldfläche, Ackerland, Dauergrünland oder Dauerkul-
turfläche zu verstehen ist. Es geht somit nicht um die Er-
mittlung des Flächenanteils einzelner Fruchtarten des
Ackerlandes, wie vom Bundesrat unterstellt. Diese wären in
der Tat von der Fruchtfolge abhängig, oft jährlich wech-
selnd und aufwändig zu ermitteln. Vielmehr geht es darum,
grundlegende Informationen zu gewinnen, die nach den
§§ 13, 14 BNatSchG für die Darstellung der Erfordernisse
und Maßnahmen des Naturschutzes von Bedeutung sind.

Zu Nummer 20 (Artikel 1 [§ 14 Satz 1 und 2])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Die Bundesregierung hatte darauf hingewiesen, dass eine
zweijährige Berichtspflicht auch deshalb erforderlich sei,
um eine kontinuierliche Evaluation der mit der Umwelthaf-
tungsrichtlinie erfassten Schadensfälle zu gewährleisten.
Nur durch eine solche kontinuierliche Evaluation lassen sich
Entwicklungen unter dem gemeinschaftsrechtlichen Haf-
tungssystem ablesen. Dieses Ziel würde verfehlt, wenn die
Erhebungen einen Zeitraum von drei Jahre abdeckten und
daher im Ergebnis bis zur Berichtspflicht an die Kommission
nur zwei Erhebungen stattfänden. Eine solche dreijährige
Erhebung vermag eine kontinuierliche Evaluation nicht zu
gewährleisten.

Zu Nummer 21 (Artikel 1 [§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2])
a) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag hinsichtlich

der Verlängerung der Periodizität bei der Erhebung nach
Absatz 1 Nr. 2 zu.

b) Die Bundesregierung lehnt die vorgeschlagene Formu-
lierung „verarbeitendes Gewerbe“ ab.

Die Erhebungen erstrecken sich auf die Wirtschaftsbereiche
entsprechend der statistischen Systematik der Wirtschafts-
zweige in der Europäischen Gemeinschaft (NACE Rev. 1.1)
gemäß Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom
9. Oktober 1990 (ABl. EG Nr. L 293 S. 1) in der jeweils
geltenden Fassung.
Die Begriffsdefinition „verarbeitendes Gewerbe“ wird in
der Systematik nach NACE Klassifikation nicht geführt.

Zu Nummer 23 (Artikel 1 [§ 15 Abs. 2 Satz 1 und 3])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
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Mit der Erhebung sollen weitere Kenntnisse über die Be-
schäftigten im Umweltschutz und die Wirtschaftsleistung
im Abfallbereich gewonnen werden. Thematisch sind die
Erhebungen nach § 15 Abs. 2 dem Wasser- und Abfallbe-
reich zuzuordnen. Inhaltlich sind Beschäftigtenzahlen und
Investitionen dem Bereich Aufwendungen für den Umwelt-
schutz zuzuordnen.

Zu Nummer 24 (Artikel 1 [§ 16])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Die Erhebung stellt die einzige amtliche Quelle dar, aus der
Informationen über die Entwicklung des Umweltschutz-
marktes in Deutschland (Nachfrage nach Umweltschutz-
gütern und Dienstleistungen) gezogen werden kann. Durch
eine Untergliederung nach Inlands- und Auslandsnachfrage
wird der wirtschaftliche Aspekt der Exportleistung von
Umweltschutzgütern explizit herausgestellt. Hier besteht
ein Eigeninteresse der Unternehmen. In der Anhörung der
Verbände wurde deshalb auch keine Einschränkung der Er-
hebung gefordert. Der Anteil der Waren und insbesondere
der umweltschutzrelevanten Dienstleistungen steigt. Neue
Dienstleistung, wie Contracting und Umweltberatung, aber
auch geänderte Berufsbilder, wie z. B. beim Schornstein-
feger, der heute Emissionsprüfungen vornimmt, kommen
dazu. Die umweltschutzinduzierte Beschäftigung weist
mittlerweile einen Anteil von 3,8 Prozent an der Gesamt-
beschäftigung aus. Die Erhebung soll zudem wichtige Infor-
mationen über die Entwicklung und Struktur des Dienstleis-
tungssektors insgesamt liefern.
15 000 Einheiten bilden zur Erfassung der Beschäftigungs-
effekte des Ökomarktes die absolute Untergrenze. Mit der
Neufassung werden auch die Anteile der erneuerbaren
Energien (EE) erfasst. Schon angesichts der drastisch auf-
wärtsstrebenden Branche der EE im Markt (2004 Ge-
samtumsatz von rd. 11,5 Mrd. Euro, Investitionen in Neu-
anlagen rd. 6,5 Mrd. Euro – Zahlen nach Dr. Staiß, ZSW)
stellen die nunmehr verbliebenen Erhebungen für die EE in
§ 16 Nr. 2 die Untergrenze dar. Zur Entlastung von KMU
wurde im Entwurf auf eine eigenständige Erhebung zuguns-
ten des § 16 mit 15 000 Einheiten verzichtet.

Zu Nummer 25 (Artikel 1 [§ 16 Buchstabe a])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Die Ausweitung der nach § 16 UStatG-E zu erfassenden
Waren, Bau- und Dienstleistungen für den Umweltschutz
zielt in erster Linie auf Produkte zu erneuerbaren Energien.
Dabei handelt es sich i. d. R. um:
– klar abgrenzbare Waren wie z. B. Windkraftanlagen

(Turbinen, Rotorblätter),
– um Bauleistungen zu diesen Windkraftanlagen und
– um Gutachten und Planungsarbeiten, Projektbetreuun-

gen zu den Windkraftanlagen.
Für das Beispiel der Windkraftanlage wären Auskunftsge-
bende die Hersteller der Turbine und der Rotorblätter, die
beauftragte Baufirma und evtl. externe Planungs-, Architek-
tur- und Ingenieurbüros. Dies ist ein eng abgegrenzter
Bereich. Nicht auskunftspflichtig sind beispielsweise die
Hersteller des beim Bau verwendeten Betons oder der ver-
wendeten Elektrokabel, denn diese Produkte sind auch in

anderen Bereichen als im Umweltschutz verwendbar und
kaum abzugrenzen.
Aus diesen Gründen hält die Bundesregierung die Auswei-
tung der Auskunftspflichtigen für klar abgrenzbar.
Die Erhebungen erstrecken sich auf die Wirtschaftsbereiche
entsprechend der statistischen Systematik der Wirtschafts-
zweige in der Europäischen Gemeinschaft (NACE Rev. 1.1)
gemäß Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom
9. Oktober 1990 (ABl. EG Nr. L 293 S. 1) in der jeweils
geltenden Fassung.
Die Begriffsdefinition „verarbeitendes Gewerbe“ wird in
der Systematik nach NACE Klassifikation nicht geführt.

Zu Nummer 26 (Artikel 1 [§ 16 Nr. 1])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.
Es wird darauf hingewiesen, dass damit die Beschäftigungs-
effekte des Ökomarktes und Informationen zur Exportstruk-
tur nach Regionen verloren gehen.

Zu Nummer 27 (Artikel 1 [§ 16 Nr. 2])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Hier werden die Beschäftigungseffekte des Ökomarktes ab-
gebildet. Sie reflektieren den dringenden politischen Bedarf
an qualifizierten Informationen insbesondere auch für den
Bereich der erneuerbaren Energien, der bisher nicht abgebil-
det wurde. Entsprechend den Zielen der Bundesregierung
zum Ausbau der erneuerbaren Energien bis 2010 und 2020
werden in den kommenden Jahren deutliche Zuwächse er-
wartet. Das Wachstum der erneuerbaren Energien in einzel-
nen Bereichen liegt seit Jahren im zweistelligen Bereich,
teilweise sogar bei 100 Prozent. Entsprechend schafft die
Wachstumsbranche schon jetzt jährlich tausende Arbeits-
plätze in Deutschland und der noch junge Arbeitsmarkt wird
sich in den kommenden Jahren kräftig weiter entwickeln.
Derzeit vorliegende Informationen beruhen überwiegend
auf Ergebnissen von Studien bzw. Schätzungen. Die Veran-
kerung mittels der amtlichen Statistik ist notwendig, um
valide Informationen sicherzustellen, denn die umweltin-
duzierte Beschäftigung macht inzwischen einen Anteil von
3,8 Prozent an der Gesamtbeschäftigung aus.

Zu Nummer 28 (Artikel 1 [§ 20 Abs. 1])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Nach § 16 Abs. 4 des Bundesstatistikgesetzes dürfen Tabel-
len mit statistischen Ergebnissen nur an oberste Bundes-
oder Landesbehörden und nur für Zwecke der Planung und
der Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körper-
schaften, jedoch nicht zur Regelung von Einzelfällen über-
mittelt werden. Diese Regelung, die auch in zahlreiche ein-
zelstatistische Gesetze Eingang gefunden hat, ist bewusst so
eng gefasst, um den Grundsatz der Trennung von Statistik
und Verwaltungsvollzug (BVerfGE 65, 1 [61 f.]) zu respek-
tieren. Die vom Bundesrat vorgeschlagene erhebliche
Ausweitung dieser Übermittlungsbefugnis wäre tendenziell
mit der Gefahr einer Durchbrechung dieses Grundsatzes
verbunden, da die oberen Bundes- und Landesbehörden
anders als die obersten Bundes- und Landesbehörden im
Wesentlichen Vollzugsaufgaben wahrnehmen und Einzel-
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fälle regeln, wofür die nach § 20 Abs. 1 übermittelten statis-
tischen Ergebnisse aber gerade nicht verwendet werden
dürfen. Zur Erfüllung von Gesetzgebungs- und Planungs-
zwecken erscheint die vom Bundesrat vorgeschlagene
Ausweitung nicht erforderlich, da die oberen Bundes- und
Landesbehörden nicht unmittelbar an der Gesetzgebung
mitwirken und auch keine Planungsaufgaben im Sinne von
§ 20 Abs. 1 UStatG-E haben.

Zu Nummer 29 (Artikel 1 [§ 20 Abs. 4])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Die Formulierung ist beizubehalten, da sie dem Bürokratie-
abbau und zur Kostenentlastung der Länder dient. Eine
analoge Regelung besteht in § 7 Abs. 3 und 5 Steuerstatis-
tikgesetz.

Zu Nummer 30 (Artikel 1 [§ 21 Nr. 2])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Die Verordnungsermächtigung dient der Vermeidung kom-
plexer Rechtsetzungsverfahren und dient somit dem immer
wieder geforderten Bürokratieabbau. Darüber hinaus ist die
Bundesregierung beim Erlass von vorgesehenen Rechtsver-
ordnungen an die Zustimmung des Bundesrates gebunden,
so dass die Interessen der Länder und die geforderte Trans-
parenz gewahrt bleiben.
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